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Erster Abschnitt 
Grundsätze des Schulwesens 

Erster Abschnitt 
Grundsätze des Schulwesens 

§ 1 Recht auf schulische Bildung § 1 Recht auf schulische Bildung 

(1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf schulische Bildung und Förderung. 
Das Recht wird nach Maßgabe dieses Gesetzes gewährleistet. 

(1) [unverändert] 
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(2) Für den Zugang zu den Schularten und den Bildungsgängen dürfen weder 
die Herkunft und das Geschlecht des Schülers, die wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Stellung seiner Eltern noch die Weltanschauung oder die Religion 
bestimmend sein. 

(2) [unverändert] 

§ 2 Gemeinsamer Auftrag für die Thüringer Schulen § 2 Gemeinsamer Auftrag für die Thüringer Schulen 

(1) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule in Thüringen leitet sich ab 
von den grundlegenden Werten, wie sie im Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland und in der Verfassung des Freistaats Thüringen niedergelegt sind. 
Die Schule erzieht zur Achtung vor dem menschlichen Leben, zur Verantwor-
tung für die Gemeinschaft und zu einem verantwortlichen Umgang mit der Um-
welt und der Natur. Sie pflegt die Verbundenheit mit der Heimat in Thüringen 
und in Deutschland, fördert die Offenheit gegenüber Europa und weckt das Ver-
antwortungsgefühl für alle Menschen in der Welt. Wesentliche Ziele der Schule 
sind die Vermittlung von Wissen und Kenntnissen, die Entwicklung von Fähig-
keiten und Fertigkeiten, die Vorbereitung auf das Berufsleben, die Befähigung 
zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zur Mitgestaltung der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung sowie zum bewussten, selbst bestimmten und 
kritischen Umgang mit Medien, die Erziehung zur Aufgeschlossenheit für Kultur 
und Wissenschaft sowie die Achtung vor den religiösen und weltanschaulichen 
Überzeugungen anderer. Die Schüler lernen, ihre Beziehungen zu anderen 
Menschen nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der 
Toleranz sowie der Gleichberechtigung der Geschlechter zu gestalten. Dabei 
werden die Schüler darauf vorbereitet, Aufgaben in Familie, Gesellschaft und 
Staat zu übernehmen und dazu angehalten, sich im Geiste des Humanismus 
und der christlichen Nächstenliebe für die Mitmenschen einzusetzen. Die Schule 
fördert den Entwicklungsprozess der Schüler zur Ausbildung ihrer Individualität, 
zu Selbstvertrauen und eigenverantwortlichem Handeln. Sie bietet Raum zur 
Entfaltung von Begabungen sowie für den Ausgleich von Bildungsbenachteili-
gungen. Die natürlichen Rechte der Eltern und die ihnen obliegenden Pflichten 
zur Erziehung ihrer Kinder bleiben davon unberührt. 

(1) [unverändert] 

(2) Die Schulen sind im Rahmen ihres Bildungs- und Erziehungsauftrags zur 
individuellen Förderung der Schüler als durchgängiges Prinzip des Lehrens und 
Lernens verpflichtet.  

(2) Die Schulen haben den Auftrag, Schüler mit und ohne sonderpädago-
gischen Förderbedarf vorrangig gemeinsam zu unterrichten; die Förder-
schulen wirken bei der Weiterentwicklung des gemeinsamen Unterrichts 
unterstützend mit. Die Schulen sind im Rahmen ihres Bildungs- und Erzie-
hungsauftrags zur individuellen Förderung der Schüler als durchgängiges Prin-
zip des Lehrens und Lernens verpflichtet.  
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(3) Bei der Gestaltung des Erziehungs- und Schulwesens wirken das Land, die 
kommunalen Gebietskörperschaften und die freien Schulträger mit den Eltern, 
den Lehrern, den Erziehern, den Sonderpädagogischen Fachkräften, den Schü-
lern, den Mitarbeitern von öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie weiteren Vertretern von Einrichtungen, die an der schulischen 
oder außerschulischen Bildung und Erziehung beteiligt sind, zusammen. 

(3) [unverändert] 

(4) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag verpflichtet die Schulen insbesondere 
bei der Einschulung, beim Schulwechsel und beim Übergang in die weiterfüh-
renden Schulen zu einer engen Zusammenarbeit untereinander sowie mit den 
vorschulischen Einrichtungen und mit außerschulischen Einrichtungen, die an 
der Bildung und Erziehung beteiligt sind.  
 

(4) Der Bildungs- und Erziehungsauftrag verpflichtet die Schulen insbesondere 
bei der Einschulung, beim Schulwechsel und beim Übergang in die weiterfüh-
renden Schulen zu einer engen Zusammenarbeit untereinander sowie mit den 
Kindertageseinrichtungen und mit außerschulischen Einrichtungen, die an der 
Bildung und Erziehung beteiligt sind. Bei der Gestaltung schulischer Bil-
dungsprozesse und der Übergänge dient der Thüringer Bildungsplan bis 
18 Jahre als Orientierungsrahmen. Die Schule fördert durch Maßnahmen 
der Beruflichen Orientierung die Entwicklung der Berufswahlkompetenz 
des Schülers, um den Übergang in Ausbildung, Studium oder Beruf zu 
unterstützen. 
 

§ 3 Wahl der Schulart, der Schulform und des Bildungsganges § 3 Wahl der Schulart, der Schulform und des Bildungsganges 

(1) Die Eltern haben im Rahmen der jeweiligen Bestimmungen nach Maßgabe 
der Befähigung und Leistung des Schülers die Wahl zwischen den zur Verfü-
gung stehenden Schularten, Schulformen und Bildungsgängen sowie deren 
jeweiligen Bildungsmöglichkeiten; volljährige Schüler wählen selbst.  
 

(1) Die Eltern haben im Rahmen der jeweiligen Bestimmungen nach Maßgabe 
der Befähigung und Leistung des Schülers die Wahl zwischen den zur Verfü-
gung stehenden Schularten (§ 4), Schulformen (§ 8) und Bildungsgängen sowie 
deren jeweiligen Bildungsmöglichkeiten; volljährige Schüler wählen selbst. Der 
Bildungsgang ist ein schulisches Lehr- und Lernangebot, dessen Unter-
richtsorganisation und Anforderungen das Erreichen eines bestimmten 
Abschlusses ermöglichen. 
 

(2) Die Schule, insbesondere der Klassenlehrer, der Beratungslehrer sowie der 
Schulleiter, unterstützt und berät die Eltern sowie die volljährigen Schüler bei der 
Wahl der Schullaufbahn. 

(2) [unverändert] 

 § 3a Gliederung des Schulwesens, Schulstufen 

 (1) Das Schulwesen ist nach Schulstufen aufgebaut und in Schularten ge-
gliedert. Die Schulstufen  ordnen das Schulwesen schulartübergreifend 
nach Klassenstufen.  



16.                                                                                       - Synopse Änderung Thüringer Schulgesetz -                Stand: 22.05.18 

10 

 

 
 

 (2) Schulstufen sind: 
1. die Primarstufe, sie umfasst die Klassenstufen 1 bis 4; 
2. die Sekundarstufe I, sie umfasst die Klassenstufen 5 bis 9 oder 10 der 
allgemein bildenden Schulen; 
3. die Sekundarstufe II, sie umfasst die gymnasiale Oberstufe (einjährige 
Einführungsphase und zweijährige Qualifikationsphase), die berufsbilden-
den Schulen sowie das Kolleg. 
 

 (3) Abweichend von Absatz 2 sind die Schulstufen im Bildungsgang zur 
individuellen Lebensbewältigung die Unterstufe, Mittelstufe, Oberstufe 
sowie Werkstufe, welche je drei Klassenstufen umfassen. 

§ 4 Schularten § 4 Schularten 

(1) Im Freistaat Thüringen gibt es folgende Schularten: 
1. die Grundschule, 
2. die Regelschule, 
3. die Gemeinschaftsschule, 
4. das Gymnasium, 
5. die berufsbildenden Schulen, 
6. das Kolleg und 
7. die Förderschulen. 
Bei Bedarf kann eine Gesamtschule errichtet werden, wenn daneben das Ange-
bot an allgemein bildenden Schulen im gegliederten Schulsystem gewährleistet 
ist. 

(1) [unverändert] 
 
 

(2) Die Grundschule umfasst die Klassenstufen 1 bis 4; sie wird von allen Schü-
lern gemeinsam besucht. Sie vermittelt grundlegende Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Fertigkeiten als Voraussetzung für jede weitere schulische Bildung und 
fördert die Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit des Kindes. 

(2) [unverändert] 
 

(3) Die Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 10 vermittelt eine allgemeine 
und berufsvorbereitende Bildung und schafft die Voraussetzung für eine qualifi-
zierte berufliche Tätigkeit oder den Übergang in weiterführende Bildungsgänge. 
Die Schüler erwerben mit dem erfolgreichen Besuch der Klassenstufe 9 den 

(3) [unverändert] 
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Hauptschulabschluss. Der Qualifizierende Hauptschulabschluss wird nach er-
folgreichem Besuch der Klassenstufe 9 oder eines zehnten Schuljahrs und be-
standener Prüfung erworben. Der Realschulabschluss wird nach erfolgreichem 
Besuch der Klassenstufe 10 und bestandener Prüfung erworben. Die Regel-
schule kann das Qualitätssiegel 'Oberschule' führen. 

(4) Die Gemeinschaftsschule umfasst die Klassenstufen 1 bis 12. Für die Be-
schreibung der Klassenstufen 1 bis 4 gilt Absatz 2 entsprechend. Ab Klassen-
stufe 5 vermittelt die Gemeinschaftsschule auf der Grundlage ihres pädagogi-
schen Konzepts eine grundlegende, erweiterte oder vertiefte allgemeine Bil-
dung, die für eine qualifizierte berufliche Ausbildung oder ein Hochschulstudium 
vorausgesetzt wird. Die Schüler können entsprechend ihrer Befähigung und 
Leistung den Hauptschulabschluss, den Qualifizierenden Hauptschulabschluss, 
den Realschulabschluss, den schulischen Teil der Fachhochschulreife sowie die 
allgemeine Hochschulreife erwerben; Absatz 3 Satz 2 und 3 sowie Absatz 7 
Satz 3 bis 5 gelten entsprechend. Die Schulart Gemeinschaftsschule deckt das 
Angebot der Schulart Grundschule oder der Schulart Regelschule mit ab. 

(4) Die Gemeinschaftsschule umfasst die Klassenstufen 1 bis 12. Für die Be-
schreibung der Klassenstufen 1 bis 4 gilt Absatz 2 entsprechend. Ab Klassen-
stufe 5 vermittelt die Gemeinschaftsschule auf der Grundlage ihres pädagogi-
schen Konzepts eine grundlegende, erweiterte oder vertiefte allgemeine Bil-
dung, die für eine qualifizierte berufliche Ausbildung oder ein Hochschulstudium 
vorausgesetzt wird. Die Schüler können entsprechend ihrer Befähigung und 
Leistung den Hauptschulabschluss, den Qualifizierenden Hauptschulabschluss, 
den Realschulabschluss, den schulischen Teil der Fachhochschulreife sowie die 
allgemeine Hochschulreife erwerben; Absatz 3 Satz 2 bis 4 sowie Absatz 7 Satz 
3 bis 5 gelten entsprechend. Die Schulart Gemeinschaftsschule deckt das An-
gebot der Schulart Grundschule oder der Schulart Regelschule mit ab. 

(5) Abweichend von Absatz 4 kann die Gemeinschaftsschule die Klassenstufen 
1 bis 10 umfassen. In dem Fall muss das Angebot zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife durch die Kooperation mit einem Gymnasium gewährleistet wer-
den. 

(5) [unverändert] 

(6) Für eine Übergangszeit von bis zu zehn Jahren ab Errichtung oder Schular-
tänderung kann die Gemeinschaftsschule zunächst mit der Klassenstufe 5 be-
ginnen; für diesen Fall muss das für die Klassenstufen 1 bis 4 erforderliche An-
gebot durch eine Grundschule gewährleistet werden. 

(6) Abweichend von Absatz 4 kann die Gemeinschaftsschule mit der Klassen-
stufe 5 beginnen; für diesen Fall muss das für die Primarstufe erforderliche 
Angebot durch eine Grundschule gewährleistet werden. 

(7) Das Gymnasium führt die Klassenstufen 5 bis 12. Es vermittelt eine vertiefte 
allgemeine Bildung, die für ein Hochschulstudium vorausgesetzt wird oder auf 
eine sonstige berufliche Ausbildung vorbereitet. Das Gymnasium führt nach 
erfolgreichem Besuch der Oberstufe mit Bestehen der Abiturprüfung zur allge-
meinen Hochschulreife. Für Schüler mit Realschulabschluss besteht die Mög-
lichkeit, nach erfolgreichem Besuch der dreijährigen Oberstufe mit Bestehen der 
Abiturprüfung die allgemeine Hochschulreife zu erwerben. In der Oberstufe kann 
der schulische Teil der Fachhochschulreife erworben werden. Gymnasien kön-
nen in der Ausnahme Spezialklassen führen oder als Spezialschulen gestaltet 
sein. 

(7) [unverändert] 
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(8) Zur Umsetzung bestimmter reformpädagogischer Konzepte können Grund-
schulen und Regelschulen organisatorisch zusammengefasst und in Einzelfällen 
mit einer dreijährigen gymnasialen Oberstufe verbunden sein; die Entscheidung 
trifft das für das Schulwesen zuständige Ministerium. 

(8) Zur Umsetzung bestimmter reformpädagogischer Konzepte können Ge-
meinschaftsschulen abweichend von Absatz 4 Satz 1 nach der Klassenstu-
fe 10 mit einer dreijährigen gymnasialen Oberstufe verbunden sein (Klassen-
stufen 1 bis 13); die Entscheidung trifft das für das Schulwesen zuständige 
Ministerium. 

(9) Die berufsbildenden Schulen führen zu allgemeinen und beruflichen Ab-
schlüssen, die den Eintritt in eine qualifizierte Berufstätigkeit, in weiterführende 
schulische Bildungsgänge sowie in die Hochschulen ermöglichen. 

(9) [unverändert] 

(10) Das Kolleg führt Schüler mit Realschulabschluss oder einem gleichwertigen 
Abschluss und einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder mindestens drei-
jähriger Berufstätigkeit oder gleichgestellter Tätigkeit in einem dreijährigen Voll-
zeitbildungsgang zur allgemeinen Hochschulreife. Für Schüler ohne Realschul-
abschluss oder ohne gleichwertigen Abschluss dauert der Bildungsgang vier 
Jahre. Das Mindestalter für die Aufnahme ist 19 Jahre. Der Erwerb des schuli-
schen Teils der Fachhochschulreife ist möglich. Näheres wird durch Rechtsver-
ordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(10) Das Kolleg führt Schüler mit Realschulabschluss oder einem gleichwertigen 
Abschluss und einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder mindestens zwei-
jähriger Berufstätigkeit oder gleichgestellter Tätigkeit in einem dreijährigen Voll-
zeitbildungsgang zur allgemeinen Hochschulreife. Für Schüler ohne Realschul-
abschluss oder ohne gleichwertigen Abschluss dauert der Bildungsgang vier 
Jahre. Das Mindestalter für die Aufnahme ist 18 Jahre. Der Erwerb des schuli-
schen Teils der Fachhochschulreife ist möglich. Näheres wird durch Rechtsver-
ordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(11) Die Förderschule bietet einen dem jeweiligen sonderpädagogischen För-
derbedarf entsprechenden Unterricht für Kinder und Jugendliche, für die an den 
anderen allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen keine ausreichenden 
Fördermöglichkeiten vorgehalten werden können. Für die Förderschulen und die 
Integration von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Grund-
schule, in den zum Haupt- und Realschulabschluss, zum Abitur oder zum allge-
meinen Berufsschulabschluss führenden Schularten gilt dieses Gesetz, soweit 
nicht das Thüringer Förderschulgesetz abweichende oder ergänzende Regelun-
gen trifft. 

(11) Die Förderschule bietet eine dem jeweiligen sonderpädagogischen Förder-
bedarf entsprechende Beratung und sonderpädagogische Förderung im 
gemeinsamen Unterricht. Der Unterricht an Förderschulen wird dem jewei-
ligen sonderpädagogischen Förderbedarf der Schüler gerecht. Die Schüler 
können entsprechend ihrer Befähigung und Leistung den Hauptschulab-
schluss, den Qualifizierenden Hauptschulabschluss sowie den Realschul-
abschluss erwerben; Absatz 3 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.  

(12) Gesamtschulen werden integrativ oder kooperativ geführt. Sie umfassen die 
Klassenstufen 5 bis 10. Gesamtschulen können mit einer dreijährigen gymnasia-
len Oberstufe verbunden sein. 

(12) [unverändert] 
 

§ 5 Grundschule § 5 Grundschule 

(1) Die Schuleingangsphase der Grundschule umfasst die Klassenstufen 1 und 
2, die eine inhaltliche Einheit bilden. Die reguläre Verweildauer von zwei Jahren 
kann dem Entwicklungsstand des Schülers entsprechend auf ein Jahr verkürzt 
oder auf drei Jahre verlängert werden. 

(1) [unverändert] 
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(2) Die erste Versetzungsentscheidung in der Grundschule erfolgt in die Klas-
senstufe 3. 
 

(2) Die erste Versetzungsentscheidung in der Grundschule erfolgt in die Klas-
senstufe 3. Wurde bei einem Schüler die Schuleingangsphase auf drei Jah-
re verlängert, rückt er abweichend von Satz 1 in die Klassenstufe 3 auf. 

(3) Fremdsprachenunterricht wird ab Klassenstufe 3 erteilt; im Rahmen der an 
der Schule gegebenen sächlichen und personellen Möglichkeiten kann Fremd-
sprachenunterricht bereits in den Klassenstufen 1 und 2 angeboten werden. 

(3) [unverändert]  

(4) Das Nähere zur Schuleingangsphase, insbesondere zu deren Organisation 
sowie zur Entscheidung über die Verweildauer, regelt das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung. 

(4) [unverändert] 

§ 6 Regelschule § 6 Regelschule 

(1) In den Klassenstufen 5 und 6 der Regelschule wird der Unterricht von den 
Schülern in allen Fächern gemeinsam besucht. Nach dieser Phase der Orientie-
rung beginnt ab Klassenstufe 7 eine Differenzierung. Es können entweder auf 
den Hauptschulabschluss oder auf den Realschulabschluss bezogene Klassen 
geführt oder Kurse eingerichtet werden, wobei Kurs I dem Anforderungsprofil 
der Hauptschule und Kurs II dem der Realschule entspricht. Der Unterricht kann 
klassenstufenübergreifend, klassen- oder kursübergreifend und fächerübergrei-
fend organisiert werden. 
 

(1) In den Klassenstufen 5 und 6 der Regelschule wird der Unterricht von den 
Schülern in allen Fächern gemeinsam besucht. Nach dieser Phase der Orientie-
rung beginnt ab Klassenstufe 7 eine Differenzierung. Es werden Kurse einge-
richtet, wobei Kurs I der Anspruchsebene der Hauptschule und Kurs II der 
Anspruchsebene der Realschule entspricht. Ab der Klassenstufe 9 können 
auch auf den Hauptschulabschluss oder auf den Realschulabschluss be-
zogene Klassen geführt werden; die Entscheidung trifft die Schulkonfe-
renz.   
 

(2) Die Schulkonferenz entscheidet im Benehmen mit dem Schulträger darüber, 
ob ab Klassenstufe 7 abschlussbezogene Klassen gebildet werden oder ob eine 
Differenzierung nach Kursen erfolgt. 

[weggefallen] 

(2a) Einer Regelschule wird auf Antrag das Qualitätssiegel 'Oberschule' zuer-
kannt, wenn sie eine Schulausgangsphase nach den Absätzen 5a (individuelle 
Abschlussphase), 6 und 7 mit festgelegten Qualitätskriterien gestaltet, die sich 
insbesondere auf die besondere Form der Zusammenarbeit mit den Eltern, mit 
den Grundschulen und mit den weiterführenden Schulen sowie mit den Partnern 
der beruflichen Ausbildung beziehen. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Einstufungen in einen Kurs oder eine Klasse, die auf den Erwerb des 
Hauptschulabschlusses oder des Realschulabschlusses vorbereiten, erfolgen 
nach Befähigung und Leistung des Schülers bei Erfüllung bestimmter Leistungs-
voraussetzungen auf Empfehlung der Klassenkonferenz und nach Beratung mit 

(3) [unverändert] 
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den Eltern durch den Schulleiter. 

(4) Umstufungen zwischen Kursen oder Klassen, die auf den Erwerb des Haupt-
schulabschlusses oder des Realschulabschlusses vorbereiten, sind bis zum 
Beginn der Klassenstufe 9 möglich. Absatz 3 gilt entsprechend. 

(4) Umstufungen zwischen Kurs I und Kurs II sind bis zum Beginn der Klas-
senstufe 9 möglich. Absatz 3 gilt entsprechend. 
 

(5) Für Schüler, die einer praxisbezogenen Förderung bedürfen, können in den 
Klassenstufen 7 und 8 besondere Klassen mit einem handlungs- und projektori-
entierten Unterricht eingerichtet werden (Praxisklassen). Die Entscheidung über 
den Besuch der Praxisklassen erfolgt nach einer besonderen Schullaufbahnbe-
ratung auf Empfehlung der Klassenkonferenz durch den Schulleiter der aufneh-
menden Schule. 
 

(5) Für Schüler, die einer praxisbezogenen Förderung bedürfen, können in den 
Klassenstufen 7 und 8 besondere Klassen mit einem handlungs- und projektori-
entierten Unterricht (Praxisklassen) oder ein handlungs- und projektorientier-
ter Praxisunterricht eingerichtet werden. Die Entscheidung über den Besuch 
der Praxisklassen oder die Teilnahme am Praxisunterricht erfolgt nach einer 
besonderen Schullaufbahnberatung auf Empfehlung der Klassenkonferenz 
durch den Schulleiter der aufnehmenden Schule. 

(5a) Die Klassenstufe 9 des auf den Hauptschulabschluss bezogenen Teils der 
Regelschule kann in einem oder in zwei Schulbesuchsjahren absolviert werden 
(individuelle Abschlussphase). 

(5a) [unverändert] 

(6) Für Schüler mit Hauptschulabschluss kann zur Stärkung der Ausbildungsfä-
higkeit nach Klassenstufe 9 ein zusätzliches 10. Schuljahr angeboten werden; 
der Erwerb des Qualifizierenden Hauptschulabschlusses ist möglich. 

(6) [unverändert] 

(7) Schüler, die bestimmte Leistungsvoraussetzungen erfüllen und den Qualifi-
zierenden Hauptschulabschluss nachweisen, können in die zum Realschulab-
schluss führende Klassenstufe 10 der Regelschule eintreten; den Schülern sind 
entsprechende zusätzliche Fördermaßnahmen anzubieten. 

(7) [unverändert] 

(8) Schüler des Gymnasiums können bis zum Beginn der Klassenstufe 10 in die 
Regelschule übertreten. Für Schüler, die nach der Klassenstufe 9 des Gymnasi-
ums nicht in die dreijährige Oberstufe eintreten, können an der Regelschule 
eigene 10. Klassen eingerichtet werden, die zum Realschulabschluss führen. 
 

(8) Schüler des Gymnasiums können bis zum Beginn der Klassenstufe 10 in die 
Regelschule übertreten.  

(9) Näheres zu den Leistungsvoraussetzungen, zu Einstufung und Umstufung, 
zur Aufnahme in die Praxisklasse und in das zusätzliche 10. Schuljahr, zur indi-
viduellen Abschlussphase, insbesondere zu deren Organisation und zur Ent-
scheidung über die Verweildauer, zur Ausgestaltung der Schulausgangsphase 
für die Zuerkennung des Qualitätssiegels 'Oberschule' sowie zu den zusätzli-
chen Fördermaßnahmen nach Absatz 7 wird durch Rechtsverordnung des für 

(9) Näheres zu den Leistungsvoraussetzungen, zu Einstufung und Umstufung, 
zur Aufnahme in die Praxisklasse sowie den Praxisunterricht und in das zu-
sätzliche 10. Schuljahr, zur individuellen Abschlussphase, insbesondere zu de-
ren Organisation und zur Entscheidung über die Verweildauer, zur Ausgestal-
tung der Schulausgangsphase für die Zuerkennung des Qualitätssiegels 'Ober-
schule' sowie zu den zusätzlichen Fördermaßnahmen nach Absatz 7 wird durch 
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das Schulwesen zuständigen Ministeriums im Benehmen mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss geregelt. 

Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums im Be-
nehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss geregelt.  

§ 6a Gemeinschaftsschule § 6a Gemeinschaftsschule 

(1) Die Schüler der Gemeinschaftsschule lernen über die Klassenstufe 4 hinaus 
weitgehend in einem gemeinsamen Bildungsgang und werden entsprechend 
ihrer Leistungsmöglichkeiten, Begabungen und Interessen im vorwiegend bin-
nendifferenzierenden Unterricht individuell gefördert. Die heterogene Zusam-
mensetzung der Schülerschaft erfordert und ermöglicht unterschiedliche Formen 
der Lernorganisation, um die ganzheitliche Kompetenzentwicklung der Schüler 
auszubilden. 

(1) Die Schüler der Gemeinschaftsschule lernen über die Klassenstufe 4 hinaus 
gemeinsam und werden entsprechend ihrer Leistungsmöglichkeiten, Begabun-
gen und Interessen im vorwiegend binnendifferenzierenden Unterricht individuell 
gefördert. Die heterogene Zusammensetzung der Schülerschaft erfordert und 
ermöglicht unterschiedliche Formen der Lernorganisation, um die ganzheitliche 
Kompetenzentwicklung der Schüler auszubilden.  

(2) Der Unterricht in der Gemeinschaftsschule erfolgt auf der Grundlage eines 
pädagogischen Konzepts, wonach der Erwerb der Abschlüsse nach § 4 Abs. 4 
Satz 4 Halbsatz 1 ermöglicht wird. Das Konzept beschreibt Formen des klassen-
internen gemeinsamen Lernens bis einschließlich Klassenstufe 8 auf mindes-
tens zwei Anspruchsebenen. Ab Klassenstufe 9 wird abschlussbezogen unter-
richtet; das Konzept kann von der erforderlichen Einrichtung äußerlich differen-
zierender Kurse zugunsten eines weiterhin binnendifferenzierenden Unterrichts 
auf drei abschlussbezogenen Anspruchsebenen absehen. Für Schüler, die sich 
auf den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife vorbereiten, und für die gymna-
siale Oberstufe gilt § 7 Abs. 1 Satz 3 bis Abs. 6 entsprechend. Die Klassenstufe 
10 kann als Einführungsphase der Thüringer Oberstufe geführt werden, auch 
wenn die Qualifikationsphase an der Gemeinschaftsschule nicht angeboten 
wird. 

(2) Der Unterricht in der Gemeinschaftsschule erfolgt auf der Grundlage eines 
pädagogischen Konzepts, wonach der Erwerb der Abschlüsse nach § 4 Abs. 4 
Satz 4 Halbsatz 1 ermöglicht wird. Das Konzept beschreibt insbesondere For-
men des klasseninternen gemeinsamen Lernens bis einschließlich Klassenstufe 
8 auf drei Anspruchsebenen. Ab Klassenstufe 9 wird abschlussbezogen unter-
richtet; das Konzept kann von der erforderlichen Einrichtung äußerlich differen-
zierender Kurse zugunsten eines weiterhin binnendifferenzierenden Unterrichts 
absehen. § 5 Abs. 1 und § 6 Absatz 5a bis 7 gelten entsprechend. Die Ein-
stufungen und Umstufungen in die verschiedenen Anspruchsebenen in 
den einzelnen Fächern erfolgen auf Empfehlung der Klassenkonferenz 
nach Wahl der Eltern. Umstufungen sind bis zum Beginn der Klassenstufe 
9 möglich. Schüler, die sich auf den Erwerb der allgemeinen Hochschulrei-
fe vorbereiten, werden in Klassenstufe 9 auf Anspruchsebene III unterrich-
tet. Für Schüler, die sich auf den Erwerb der allgemeinen Hochschulreife vorbe-
reiten, und für die gymnasiale Oberstufe gilt § 7 Abs. 1 Satz 3 bis Abs. 6 ent-
sprechend.  Die Klassenstufe 10 kann als Einführungsphase der Thüringer 
Oberstufe geführt werden, auch wenn die Qualifikationsphase an der Gemein-
schaftsschule nicht angeboten wird.  

(3) Gemeinschaftsschulen können auch durch Schulartänderung aus Grund-
schulen, Regelschulen, Gymnasien und Gesamtschulen einzeln oder im Ver-
bund entstehen. Der Schulträger hat bei Errichtung der Gemeinschaftsschule 
zur Erteilung des Einvernehmens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 ein pädagogisches 
Konzept nach Absatz 2 vorzulegen. Bei einer Schulartänderung hat der Schul-
träger ein von den beteiligten Schulen entwickeltes pädagogisches Konzept 
vorzulegen, das auch die Entwicklung der jeweiligen Schule zur Gemeinschafts-

(3) Gemeinschaftsschulen können auch durch Schulartänderung aus Grund-
schulen, Regelschulen, Gymnasien und Gesamtschulen einzeln oder im Ver-
bund auch mit einem Förderzentrum entstehen. Der Schulträger hat bei Er-
richtung der Gemeinschaftsschule zur Erteilung des Einvernehmens nach § 13 
Abs. 4 Satz 1 ein pädagogisches Konzept nach Absatz 2 vorzulegen. Bei einer 
Schulartänderung hat der Schulträger ein von den beteiligten Schulen entwickel-
tes pädagogisches Konzept vorzulegen, das auch die Entwicklung der jeweiligen 
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schule beschreibt. Für eine Gemeinschaftsschule ohne gymnasiale Oberstufe 
hat der Schulträger in dem Konzept ein Gymnasium zu bestimmen, welches im 
Einzugsgebiet der Gemeinschaftsschule liegen soll und mit dieser zusammen-
arbeitet. In Kooperationsvereinbarungen legen die beteiligten Schulen Inhalt und 
Struktur der Zusammenarbeit fest. 
 

Schule zur Gemeinschaftsschule beschreibt. Für eine Gemeinschaftsschule 
ohne gymnasiale Oberstufe hat der Schulträger in dem Konzept ein Gymnasi-
um, eine kooperative Gesamtschule oder eine Gemeinschaftsschule mit 
gymnasialer Oberstufe nach § 4 Abs. 4 Satz 1 als kooperierende Schule zu 
bestimmen. Diese soll im Einzugsgebiet der Gemeinschaftsschule liegen. In 
Kooperationsvereinbarungen legen die beteiligten Schulen Inhalt und Struktur 
der Zusammenarbeit fest. 

(4) Näheres zu den Anforderungen an den Inhalt des pädagogischen Konzepts 
nach Absatz 2 und zu den erforderlichen Voraussetzungen für dessen Umset-
zung sowie zur Einstufung und Umstufung nach Absatz 2 einschließlich der 
erforderlichen Leistungsvoraussetzungen wird durch Rechtsverordnung des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums im Benehmen mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss geregelt. 

(4) [unverändert] 
 

§ 7 Gymnasium § 7 Gymnasium 

(1) Das Gymnasium beginnt mit der Klassenstufe 5. Ein Übertritt aus der Regel-
schule ist nach den Klassenstufen 5 und 6 zu ermöglichen, ein Übertritt aus der 
Gemeinschaftsschule nach den Klassenstufen 4 bis 8. Der Übertritt in die drei-
jährige Oberstufe des Gymnasiums ist auch mit dem Realschulabschluss mög-
lich. 

(1) [unverändert] 

(2) Voraussetzung für den Übertritt in das Gymnasium ist eine bestandene Auf-
nahmeprüfung in Form eines Probeunterrichts. Die Aufnahmeprüfung ist nicht 
bestanden, wenn sie ergibt, dass der Schüler für den Besuch des Gymnasiums 
offensichtlich ungeeignet ist. Ein Schüler ist dann nicht geeignet, wenn nach 
seiner Befähigung und Leistung aufgrund einer pädagogischen Prognose eine 
erfolgreiche Teilnahme am Unterricht im Gymnasium nicht erwartet werden 
kann. Einer Aufnahmeprüfung bedarf es nicht, wenn bei einem Schüler aufgrund 
des Erreichens bestimmter Leistungsvoraussetzungen in einzelnen Fächern 
oder des Vorliegens einer auf seinen bisherigen Leistungen, seinem Leistungs-
vermögen und seiner Leistungsbereitschaft beruhenden Empfehlung für den 
Bildungsweg des Gymnasiums eine erfolgreiche Mitarbeit am Gymnasium er-
wartet werden kann. § 17 Abs. 4 bleibt unberührt. 

(2) [unverändert] 

(3) Mit der Versetzung in die Klassenstufe 10 ist eine dem Hauptschulabschluss 
gleichwertige Schulbildung erreicht. 
 

(3) Mit der Versetzung in die Klassenstufe 10 erwirbt der Schüler einen dem 
Hauptschulabschluss gleichwertigen Abschluss. 
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(4) Die Klassenstufen 10 bis 12 bilden die Thüringer Oberstufe. Die Klassenstu-
fe 10 bildet die Einführungsphase und die Klassenstufen 11 und 12 bilden die 
Qualifikationsphase. Der Unterricht in der Qualifikationsphase wird in halbjährli-
chen Kursen durchgeführt und gliedert sich in Fächer mit erhöhtem Anforde-
rungsniveau und Fächer mit grundlegendem Anforderungsniveau. 

(4) [unverändert] 

(5) Der Besuch der Oberstufe dauert in der Regel drei Jahre, höchstens jedoch 
vier Jahre; die Verweildauer kann für die Wiederholung einer nicht bestandenen 
Abiturprüfung um ein weiteres Jahr überschritten werden. 

(5) [unverändert] 

(6) Mit der Versetzung in die Klassenstufe 11 erfolgt der Eintritt in die Qualifika-
tionsphase. Bestandteil der Versetzung ist eine besondere Leistungsfeststellung 
nach zentralen Vorgaben; für Schüler mit Realschulabschluss bedarf es der 
besonderen Leistungsfeststellung nicht. Mit der Versetzung in die Klassenstufe 
11 ist für Schüler ohne Realschulabschluss eine dem Realschulabschluss 
gleichwertige Schulbildung erreicht. 

(6) Mit der Versetzung in die Klassenstufe 11 erfolgt der Eintritt in die Qualifika-
tionsphase. Bestandteil der Versetzung ist eine besondere Leistungsfeststellung 
nach zentralen Vorgaben; für Schüler mit Realschulabschluss bedarf es der 
besonderen Leistungsfeststellung nicht. Mit der Versetzung in die Klassenstufe 
11 erwirbt der Schüler einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Ab-
schluss. 

(7) In den Spezialgymnasien für Musik und Sport kann der Ausbildungsgang um 
eine Klassenstufe erweitert werden. Gleiches gilt für die an einem Gymnasium 
gebildeten Spezialklassen für Musik. 

(7) [unverändert] 

(8) Den Spezialgymnasien für Sport können ab Klassenstufe 7 auf den Real-
schulabschluss oder den Hauptschulabschluss bezogene Klassen angegliedert 
werden. 

(8) [unverändert] 

(9) Näheres 
1. zum Übertrittsverfahren, insbesondere zur Aufnahmeprüfung in Form des 
Probeunterrichts, zu den bestimmten Leistungsvoraussetzungen in einzelnen 
Fächern und zu den Voraussetzungen einer Empfehlung für den Bildungsweg 
des Gymnasiums, 
2. zur Thüringer Oberstufe und zum Prüfungsverfahren zum Erwerb der allge-
meinen Hochschulreife, 
3. zur besonderen Leistungsfeststellung, 
4. zur Erweiterung der Klassenstufen bei Spezialgymnasien, Spezialklassen und 
zur Eignungsprüfung sowie 
5. zu den Voraussetzungen für den Erwerb des schulischen Teils der Fachhoch-
schulreife 
wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
im Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss 

(9) [unverändert]  
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geregelt. 

 § 7a Förderschule 

 (1) Förderschulen sind sonderpädagogische Zentren für Förderung, Bera-
tung und Unterricht. Sie kooperieren mit den allgemeinen Schulen, um 
jeden Schüler zu einem für ihn bestmöglichen Abschluss zu führen. För-
derschulen sind Ganztagsfördereinrichtungen. Sie können mit einem 
Wohnheim verbunden sein; dieses unterliegt nicht der Schulaufsicht. 
 
 

 (2) Förderschulen sind: 
1. überregionale Förderzentren mit dem Förderschwerpunkt Hören oder 
Sehen, 
2. regionale Förderzentren mit den Förderschwerpunkten 
a. Hören, 
b. Sehen, 
c. körperliche und motorische Entwicklung, 
d. Lernen, 
e. Sprache, 
f. emotionale und soziale Entwicklung sowie 
g. geistige Entwicklung. 
Regionale Förderzentren können einen oder mehrere Förderschwerpunkte 
führen. Sie unterstützen die ihnen in einem Netzwerkbereich zugeordneten 
allgemeinen Schulen (Netzwerkschulen). Im Falle des § 13 Abs. 1 Satz 5 
nimmt die Förderschule ausschließlich beratende und unterstützende Auf-
gaben wahr (Beratungs- und Unterstützungszentrum). Vorgaben für die 
Größe von Netzwerkbereichen für regionale Förderzentren sowie für Bera-
tungs- und Unterstützungszentren legt das für das Schulwesen zuständige 
Ministerium durch Rechtsverordnung fest.  

 (3)  Die überregionalen Förderzentren können bei Bedarf folgende Bil-
dungsgänge führen: 
1. Bildungsgang der Grundschule mit den Klassenstufen 1 bis 4, 
2. Bildungsgänge der Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 9 oder 10. 

 (4) Die regionalen Förderzentren können bei Bedarf folgende Bildungs-
gänge führen: 
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1. Bildungsgang der Grundschule mit den Klassenstufen 1 bis 4, 
2. Bildungsgänge der Regelschule mit den Klassenstufen 5 bis 9 oder 10, 
3. Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung mit den Klassenstu-
fen 1 bis 12.  

 (5) Schüler, denen der sonderpädagogische Förderbedarf im Lernen am 
Ende der Klassenstufe 8 aberkannt wird, können zum Erwerb des Haupt-
schulabschlusses an der Förderschule im Bildungsgang Hauptschulab-
schluss verbleiben. Darüber hinaus können in begründeten Ausnahmefäl-
len Schüler auf Antrag des Schulleiters im Einvernehmen mit den Eltern 
oder auf Antrag der Eltern zeitweise nach Maßgabe der räumlichen, sächli-
chen und personellen Voraussetzungen zur Beschulung an einer Förder-
schule zugelassen werden. Besondere Unterrichtsformen an der allgemei-
nen Schule nach § 45 Abs. 1 Satz 2 sind vorrangig zu nutzen. Die Ent-
scheidung trifft das zuständige Schulamt unter Beteiligung des aufneh-
menden Schulleiters. 

§ 8 Schulformen der berufsbildenden Schulen § 8 Schulformen der berufsbildenden Schulen 

(1) Formen der berufsbildenden Schulen sind: 
1. die Berufsschule, 
2. die Berufsfachschule, 
3. die Höhere Berufsfachschule, 
4. die Fachoberschule, 
5. das berufliche Gymnasium, 
6. die Fachschule und 
7. berufsbildende Schulteile/Klassen für Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf, Förderberufsschulen. 

(1) Formen der berufsbildenden Schulen sind: 
1. die Berufsschule, 
2. die Berufsfachschule, 
3. die Höhere Berufsfachschule, 
4. die Fachoberschule, 
5. das berufliche Gymnasium, 
6. die Fachschule und 
7. die Förderberufsschule. 
 

(2) Die Berufsschule führt in Teilzeitunterricht im Rahmen der dualen Berufs-
ausbildung gemeinsam mit der betrieblichen oder der außerbetrieblichen Ausbil-
dung zu beruflichen Qualifikationen. Der Unterricht an der Berufsschule kann an 
einzelnen Unterrichtstagen oder als Blockunterricht erteilt werden. Das erste 
Ausbildungsjahr kann auch als Berufsgrundbildungsjahr in schulischer Form 
(Vollzeitunterricht) oder in kooperativer Form (Teilzeitunterricht) absolviert wer-
den. Die Schüler erwerben mit dem Berufsschulabschluss einen dem Haupt-
schulabschluss gleichwertigen Abschluss. Eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die Erfüllung bestimmter Leis-
tungsvoraussetzungen im Berufsschulabschluss sowie ausreichende Fremd-

(2) Die Berufsschule führt in Teilzeitunterricht im Rahmen der dualen Berufs-
ausbildung gemeinsam mit der betrieblichen oder der außerbetrieblichen Ausbil-
dung zu beruflichen Qualifikationen. Der Unterricht an der Berufsschule kann an 
einzelnen Unterrichtstagen oder als Blockunterricht erteilt werden. Die Schüler 
erwerben mit dem Berufsschulabschluss einen dem Hauptschulabschluss 
gleichwertigen Abschluss. Eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf, die Erfüllung bestimmter Leistungsvorausset-
zungen im Berufsschulabschluss sowie ausreichende Fremdsprachenkenntnis-
se führen zum Erwerb eines dem Realschulabschluss gleichwertigen Abschlus-
ses. Schüler mit Realschulabschluss können mit dem Besuch der Berufsschule 
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sprachenkenntnisse führen zum Erwerb eines dem Realschulabschluss gleich-
wertigen Abschlusses. Schüler mit Realschulabschluss können mit dem Besuch 
der Berufsschule neben der beruflichen Qualifikation zusätzlich die Fachhoch-
schulreife erwerben. 

neben der beruflichen Qualifikation zusätzlich die Fachhochschulreife erwerben.  

(3) Das Berufsvorbereitungsjahr in schulischer oder kooperativer Form ermög-
licht Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss bei Erfüllung bestimmter Leis-
tungsvoraussetzungen den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleichwerti-
gen Abschlusses. 

(3) Das Berufsvorbereitungsjahr in schulischer oder kooperativer Form ermög-
licht jungen Menschen ohne Hauptschulabschluss bei Erfüllung bestimmter 
Leistungsvoraussetzungen den Erwerb eines dem Hauptschulabschluss gleich-
wertigen Abschlusses. 

(4) Die einjährige Berufsfachschule in schulischer oder kooperativer Form er-
möglicht Jugendlichen mit Hauptschulabschluss den Erwerb einer beruflichen 
Teilqualifikation. Die zwei- oder dreijährige Berufsfachschule führt im Anschluss 
an den Hauptschulabschluss in Vollzeitunterricht bei Erfüllung bestimmter Leis-
tungsvoraussetzungen zu einem dem Realschulabschluss gleichwertigen Ab-
schluss und zu beruflichen Qualifikationen oder Teilqualifikationen. 

(4) Die einjährige Berufsfachschule in schulischer oder kooperativer Form er-
möglicht Jugendlichen mit Hauptschulabschluss den Erwerb einer beruflichen 
Qualifikation oder Teilqualifikation. Die zwei- oder dreijährige Berufsfachschule 
führt im Anschluss an den Hauptschulabschluss in Vollzeitunterricht bei Erfül-
lung bestimmter Leistungsvoraussetzungen zu einem dem Realschulabschluss 
gleichwertigen Abschluss und zu beruflichen Qualifikationen oder Teilqualifikati-
onen. 

(5) Die zwei- oder dreijährige Höhere Berufsfachschule führt im Anschluss an 
den Realschulabschluss zu einer beruflichen Qualifikation; es kann zusätzlich 
die Fachhochschulreife erworben werden. 

(5) [unverändert] 

(6) Die Fachoberschule führt im Anschluss an den Realschulabschluss in einem 
zweijährigen Vollzeitbildungsgang zur Fachhochschulreife. Schüler mit abge-
schlossener Berufsausbildung treten unmittelbar in die zweite Hälfte des Bil-
dungsganges ein. Für einzelne Fachrichtungen kann die Eignung der Bewerber 
durch eine Aufnahmeprüfung festgestellt werden. 

(6) Die Fachoberschule führt im Anschluss an den Realschulabschluss in einem 
zweijährigen Vollzeitbildungsgang zur Fachhochschulreife. Schüler mit abge-
schlossener Berufsausbildung treten unmittelbar in die zweite Hälfte des Bil-
dungsganges ein.  

(7) Das berufliche Gymnasium führt im Anschluss an den Realschulabschluss in 
einem dreijährigen Bildungsgang mit den Klassenstufen 11, 12 und 13 zur all-
gemeinen Hochschulreife. § 7 Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend. Nach erfolgrei-
chem Besuch der Einführungsphase am allgemein bildenden Gymnasium oder 
an der Gemeinschaftsschule kann ein Schüler in die Klassenstufe 12 des beruf-
lichen Gymnasiums eintreten; der Eintritt in die Klassenstufe 11 ist freiwillig, ihr 
Besuch wird auf die höchstens vierjährige Verweildauer in der Oberstufe nicht 
angerechnet. § 4 Abs. 7 Satz 5 gilt entsprechend. 

(7) Das berufliche Gymnasium führt im Anschluss an den Realschulabschluss in 
einem dreijährigen Bildungsgang mit den Klassenstufen 11, 12 und 13 zur all-
gemeinen Hochschulreife. § 7 Abs. 2, 4 und 5 gilt entsprechend. Nach erfolgrei-
chem Besuch der Einführungsphase am allgemein bildenden Gymnasium oder 
an der Gemeinschaftsschule kann ein Schüler in die Klassenstufe 11 des beruf-
lichen Gymnasiums eintreten, ihr Besuch wird auf die höchstens vierjährige 
Verweildauer in der Oberstufe nicht angerechnet; der Eintritt in die Klas-
senstufe 12 ist freiwillig. § 4 Abs. 7 Satz 5 gilt entsprechend. 

(8) Die Fachschule vermittelt aufbauend auf dem Realschulabschluss und einer 
abgeschlossenen einschlägigen Berufsausbildung eine vertiefte berufliche Wei-

(8) Die Fachschule vermittelt aufbauend auf dem Realschulabschluss und einer 
abgeschlossenen einschlägigen Berufsausbildung eine vertiefte berufliche Wei-
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terbildung sowie allgemein bildende Kenntnisse. Bei technischen und wirt-
schaftswissenschaftlichen Fachrichtungen ist vor Aufnahme der Ausbildung eine 
mindestens einjährige Berufstätigkeit nachzuweisen; eine entsprechende Be-
rufstätigkeit kann auch während der Ausbildung als Praktikum abgeleistet wer-
den, wodurch sich die Ausbildung entsprechend verlängert. Die Berufsausbil-
dung kann durch eine ausreichende einschlägige Berufstätigkeit ersetzt werden. 
Es kann zusätzlich die Fachhochschulreife erworben werden. Die Ausbildung 
dauert mindestens zwei Jahre; Ausnahmen sind möglich. Für einzelne Fachrich-
tungen kann die Eignung der Bewerber durch eine Aufnahmeprüfung festgestellt 
werden. 

terbildung sowie allgemein bildende Kenntnisse. Bei technischen und wirt-
schaftswissenschaftlichen Fachrichtungen ist vor Aufnahme der Ausbildung eine 
mindestens einjährige Berufstätigkeit nachzuweisen; eine entsprechende Be-
rufstätigkeit kann auch während der Ausbildung als Praktikum abgeleistet wer-
den, wodurch sich die Ausbildung entsprechend verlängert. Die Berufsausbil-
dung kann durch eine ausreichende einschlägige Berufstätigkeit ersetzt werden. 
Es kann zusätzlich die Fachhochschulreife erworben werden. Eine Gesamtqua-
lifikation kann auch aufgrund mehrerer, während des Bildungsgangs er-
worbener Teilqualifikationen zuerkannt werden. Die Ausbildung dauert min-
destens zwei Jahre; Ausnahmen sind möglich.  

(9) Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die in den in Absatz 1 
Nr. 1 bis 5 genannten berufsbildenden Schulen nicht oder nicht ausreichend 
gefördert werden können, besuchen die berufsbildenden Einrichtungen für 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Näheres regelt das Thüringer 
Förderschulgesetz. 

(9) Die Förderberufsschule führt Jugendliche mit sonderpädagogischem För-
derbedarf in Teilzeitunterricht im Rahmen der dualen Berufsausbildung 
oder im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) zuletzt geändert durch Artikel 
436 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), in der jeweils 
geltenden Fassung, oder nach § 42m der Handwerksordnung (HWO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. September 1998 (BGBl. I S. 3074; 
2006 I S. 2095) zuletzt geändert durch Artikel 283 der Verordnung vom 31. 
August 2015 (BGBl. I S. 1474), in der jeweils geltenden Fassung, gemein-
sam mit der betrieblichen oder der außerbetrieblichen Ausbildung zu be-
ruflichen Qualifikationen. Förderberufsschulen vermitteln die gleichen 
Abschlüsse wie die Berufsschulen. 

(10) Die jeweiligen Aufnahmevoraussetzungen für die Schulformen der berufs-
bildenden Schulen werden ebenso mit den dem Hauptschulabschluss oder dem 
Realschulabschluss gleichwertigen Abschlüssen erfüllt. Näheres zu den Vo-
raussetzungen für die Aufnahme in eine berufsbildende Schule sowie zu der 
Ausbildungsdauer, zu den Leistungsvoraussetzungen und zu den jeweiligen 
Abschlussprüfungen wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums geregelt. Soweit im Rahmen der Fachaufsicht andere 
Ministerien beteiligt sind, werden die Rechtsverordnungen im Einvernehmen mit 
dem jeweiligen Fachministerium erlassen. 
 

(10) Die jeweiligen Aufnahmevoraussetzungen für die Schulformen der berufs-
bildenden Schulen werden ebenso mit den dem Hauptschulabschluss oder dem 
Realschulabschluss gleichwertigen Abschlüssen erfüllt. Die Aufnahme kann 
von einer Eignungsprüfung sowie vom Ergebnis einer Untersuchung zur 
Feststellung der gesundheitlichen Eignung und vom Nachweis der persön-
lichen Eignung, jeweils bezogen auf den angestrebten Beruf, abhängig 
gemacht werden. Für den Nachweis der persönlichen Eignung nach Satz 2 
kann die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach § 30a Bun-
deszentralregistergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. 
September 1984 (BGBl. I S. 1229, 1985 I S. 195), in der jeweils geltenden 
Fassung, verlangt werden. Näheres zu den Voraussetzungen für die Aufnah-
me in eine berufsbildende Schule sowie zu der Ausbildungsdauer, zu den Leis-
tungsvoraussetzungen und zu den jeweiligen Abschlussprüfungen wird durch 
Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 
Soweit im Rahmen der Fachaufsicht andere Ministerien beteiligt sind, werden 
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die Rechtsverordnungen im Einvernehmen mit dem jeweiligen Fachministerium 
erlassen. 

 § 8a Gemeinsamer Unterricht, Feststellungsverfahren 

 (1) An den allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen, mit Aus-
nahme der Förderschulen, (allgemeine Schulen) wird zielgleich oder ziel-
different unterrichtet. Bei zielgleichem Unterricht werden die Schüler nach 
den für die allgemeinen Schulen geltenden Lehrplänen und Vorschriften 
unterrichtet. Organisatorische und methodische Abweichungen sind zu-
lässig, soweit es der sonderpädagogische Förderbedarf erfordert. Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der geistigen Entwicklung wer-
den zieldifferent unterrichtet. Lernziele und Leistungsanforderungen rich-
ten sich für diese Schüler nach denen des Bildungsgangs zur individuellen 
Lebensbewältigung sowie nach dem sonderpädagogischen Förderplan. 
 
 

 (2) Ergeben sich bei einem Schüler Anhaltspunkte für einen sonderpäda-
gogischen Förderbedarf, leitet der Schulleiter nach Einwilligung der Eltern 
oder auf deren schriftlichen Antrag hin beim zuständigen Schulamt das 
Verfahren zur Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
(Feststellungsverfahren) ein. Liegen konkrete Anhaltspunkte dafür vor, 
dass dem Anspruch des Schülers auf individuelle Förderung ohne eine 
sonderpädagogische Förderung nicht ausreichend entsprochen werden 
kann, kann das Feststellungsverfahren im Ausnahmefall auch auf Be-
schluss der Klassenkonferenz nach Anhörung der Eltern eingeleitet wer-
den. Im Rahmen des Feststellungsverfahrens erstellt der Mobile Sonder-
pädagogische Dienst ein Gutachten über den sonderpädagogischen För-
derbedarf (sonderpädagogisches Gutachten). Ein sonderpädagogischer 
Förderbedarf im Förderschwerpunkt Lernen kann frühestens nach der 
Schuleingangsphase festgestellt werden. 

 (3) Auf der Grundlage des sonderpädagogischen Gutachtens sowie nach 
Maßgabe der vorhandenen oder mit vertretbarem Aufwand zu schaffenden 
personellen, sächlichen und räumlichen Voraussetzungen legt das zu-
ständige Schulamt für den Schüler den nächstgelegenen geeigneten Lern-
ort im gemeinsamen Unterricht fest. Hierzu kann die am Schulamt instal-
lierte Steuergruppe, welche über die notwendigen Voraussetzungen nach 
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Satz 1 berät, eingesetzt werden. Kann ein geeigneter Lernort an einer 
wohnortnahen allgemeinen Schule nicht ermittelt werden, besucht der 
Schüler eine Förderschule. Abweichend von der Festlegung nach Satz 1 
ist nach ausführlicher Beratung der Eltern durch das Schulamt unter Be-
rücksichtigung des Elternwillens (§ 3 Abs. 1) der Besuch einer Förder-
schule möglich.  
 
 

 (4) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Ein-
zelheiten  
1. zur Beschreibung und Feststellung des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs, 
2. zur sonderpädagogischen Förderung,  
3. zur sonderpädagogischen Ferienbetreuung sowie 
4. zur Organisation und zu den Aufgaben der Steuergruppe nach Absatz 3 
Satz 2  
durch Rechtsverordnung zu regeln.  

§ 9 Externenprüfungen § 9 Externenprüfungen 

Die staatlichen Prüfungen zu den Abschlüssen der allgemein bildenden und der 
berufsbildenden Schulen können nach den Regelungen in den jeweiligen Prü-
fungsordnungen auch als externe Prüfungen abgelegt werden. 

[unverändert] 

§ 10 Horte und Internate an Schulen § 10 Ganztagsschulen, Außerunterrichtliche Angebote 

 (1) Ganztagsschulen verbinden auf der Grundlage eines Ganztagsschul-
konzepts Bildung, Betreuung und Förderung zu einer pädagogischen und 
organisatorischen Einheit. Für Schüler der Primarstufe besteht ein Anspruch 
auf Förderung in einem Schulhort von montags bis freitags mit einer täglichen 
Betreuungszeit von zehn Stunden unter Anrechnung der Unterrichtszeit. Für 
Schüler, die das Ganztagsangebot einer Schule in gebundener Form besu-
chen, gilt dieser Anspruch mit dem Besuch der Schule als erfüllt; für die 
Ferienzeiten bleibt der Anspruch nach Satz 2 unberührt.  

(1) An den Grundschulen sollen zur außerunterrichtlichen Betreuung und Förde-
rung der Schüler Horte geführt werden. Diese sind organisatorisch Teil der be-
treffenden Schulen. Der Besuch der Horte ist freiwillig. Für Grundschulkinder 

(2) An den Grundschulen und Gemeinschaftsschulen mit Primarstufe sollen 
zur außerunterrichtlichen Bildung, Betreuung und Förderung der Schüler 
Schulhorte geführt werden (offene Ganztagsschulen). Diese sind organisato-
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besteht ein Anspruch auf Förderung in einem Hort an einer Grundschule von 
montags bis freitags mit einer täglichen Betreuungszeit von zehn Stunden unter 
Anrechnung der Unterrichtszeit. Die Sätze 1 bis 4 gelten für die Klassenstufen 1 
bis 4 der Gemeinschaftsschule entsprechend. 

risch Teil der Schule. Der Besuch der Schulhorte ist freiwillig.  

(2) Der Schulträger kann Internate errichten. [weggefallen] 

§ 11 Außerunterrichtliche Angebote  

Außerunterrichtliche Angebote werden entsprechend den personellen und säch-
lichen Voraussetzungen der Schule, den Bedürfnissen der Schüler und dem 
Wunsch der Eltern ermöglicht. Für die Klassenstufen 5 und 6 kann in allen 
Schularten ein Ganztagsangebot vorgehalten werden. Dabei sind die territoria-
len Besonderheiten zu berücksichtigen. Die Schule öffnet sich außerunterrichtli-
chen Angeboten, insbesondere solchen der öffentlichen und freien Träger der 
Kinder- und Jugendhilfe. Unterrichtliche und außerunterrichtliche Inhalte sollen 
sich dabei sinnvoll ergänzen. Über das Angebot der Schule entscheidet die 
Schulkonferenz; die Durchführung erfolgt im Benehmen mit dem Schulträger. 

(3) Außerunterrichtliche Angebote werden entsprechend den personellen und 
sächlichen Voraussetzungen der Schule, den Bedürfnissen der Schüler und 
dem Wunsch der Eltern ermöglicht. Die Schule öffnet sich außerunterrichtlichen 
Angeboten, insbesondere solchen der öffentlichen und freien Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe. Unterrichtliche und außerunterrichtliche Inhalte sollen sich 
dabei sinnvoll ergänzen. Ein Schulförderverein kann Angebote im schuli-
schen Leben unterstützen. Über außerunterrichtliche Angebote der Schule 
entscheidet die Schulkonferenz; die Durchführung erfolgt im Benehmen mit dem 
Schulträger. Weiterführende Schulen können auch als offene Ganztags-
schulen geführt werden, Satz 1 gilt entsprechend. 

 (4) Schulen können auf Antrag des Schulträgers nach  Zustimmung der 
Schulkonferenz bei Bedarf als Ganztagsschulen in teilgebundener oder 
gebundener Form geführt werden, soweit die organisatorischen, personel-
len und sächlichen Voraussetzungen vorliegen. Über den Antrag entschei-
det das für das Schulwesen zuständige Ministerium. Dem Antrag ist ein 
geeignetes Ganztagsschulkonzept der Schule beizufügen, das den tat-
sächlichen Bedarf an der Einrichtung als Ganztagsschule begründet.  

 (5) In der teilgebundenen Form besteht für Schüler, die für das Ganz-
tagsangebot angemeldet sind, eine Teilnahmeverpflichtung an den Ganz-
tagsangeboten für die Dauer des Schuljahres. In der gebundenen Form ist 
die Teilnahme an den Ganztagsangeboten für alle Schüler verpflichtend. 

§ 12 Schulversuche § 12 Schulversuche, Erprobungsmodelle 

(1) Durch Schulversuche soll die Weiterentwicklung des Schulwesens gefördert 
werden. Schulversuche werden an besonderen Versuchsschulen durchgeführt. 
Bei der Entwicklung und Durchführung von Modellen zur gemeinsamen Unter-
richtung von behinderten und nicht behinderten Schülern sollen die Versuchs-

(1) Durch Schulversuche soll die Weiterentwicklung des Schulwesens gefördert 
werden. Schulversuche werden an besonderen Versuchsschulen durchgeführt. 
Schulversuche müssen nach Anlage, Inhalt und Durchführung geeignet sein, 
neue Erkenntnisse über Organisationsformen des Unterrichts und über die Er-
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schulen mit Förderschulen zusammenarbeiten. Schulversuche müssen nach 
Anlage, Inhalt und Durchführung geeignet sein, neue Erkenntnisse über Organi-
sationsformen des Unterrichts und über die Erziehung in den Schulen ein-
schließlich neuer Schularten zu vermitteln oder zu sichern oder wesentliche 
inhaltliche Änderungen zu erproben. 

ziehung in den Schulen einschließlich neuer Schularten zu vermitteln oder zu 
sichern oder wesentliche inhaltliche Änderungen zu erproben. 

(2) Schulversuche sind nur zulässig, wenn die Schüler im Rahmen des wissen-
schaftlich begleiteten Schulversuchs gleiche oder gleichwertige Berechtigungen 
oder Abschlüsse erwerben können wie Schüler an Schulen außerhalb des Ver-
suchs und wenn der Übergang in Schulen außerhalb des Schulversuchs ge-
währleistet ist. 

(2) [unverändert] 

(3) Schulversuche bedürfen der Genehmigung; über deren Erteilung entscheidet 
das für das Schulwesen zuständige Ministerium. Der Schulleiter stellt den An-
trag auf Durchführung eines Schulversuchs nach Beschluss der Schulkonferenz. 
Die Einführung des Schulversuchs bedarf der Zustimmung des Schulträgers. 

(3) [unverändert] 

(4) Die in die Durchführung eines Schulversuchs einbezogenen Schüler sind zur 
Teilnahme verpflichtet und haben wie ihre Eltern keinen Anspruch darauf, dass 
an der Schule die vor dem Schulversuch bestehenden Organisationsformen 
statt oder neben den Versuchsformen fortgeführt werden. 

(4) [unverändert] 

(5) Schulversuche können auch an Schulen in freier Trägerschaft genehmigt 
werden. 

(5) [unverändert] 

(6) Die Schulträger können abweichend von § 10 Abs. 1 zur Weiterentwicklung 
der Grundschulen im Bereich der außerunterrichtlichen Betreuung der Schüler 
sowie bei Fördermaßnahmen im Unterricht neue Modelle erproben. Die Erpro-
bungsmodelle erfolgen auf der Grundlage einer Vereinbarung mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium, in der insbesondere Inhalt, Ziel, Durchfüh-
rung, Finanzierung und Dauer des Erprobungsmodells sowie Regelungen zur 
Personalaufsicht sowie zum Personaleinsatz festgelegt werden. 

[weggefallen] 

 (6) Zur Erprobung neuer Kooperationsmodelle können Schulen einer oder 
mehrerer Schularten mit dem Ziel, eine Unterrichtsabsicherung an kleine-
ren Schulstandorten zu gewährleisten, unter einer gemeinsamen Schullei-
tung geführt werden. Dabei soll insbesondere eine gemeinsame Personal-
einsatzplanung vorgenommen werden können. Zur Unterstützung der 
Schulleitung kann eine Verwaltungsleitung vorgesehen werden. Die Ko-
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operationsmodelle werden durch einen oder mehrere Schulträger vorge-
legt und bedürfen der Genehmigung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums.   

§ 13 Schulen und Schulträgerschaft § 13 Schulen und Schulträgerschaft 

(1) Die Schulen sind staatliche Schulen oder Schulen in freier Trägerschaft. Die 
staatlichen Schulen sind nicht rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. 
Für Schulen in freier Trägerschaft gilt das Thüringer Gesetz über Schulen in 
freier Trägerschaft. 
 

(1) Die Schulen sind staatliche Schulen oder Schulen in freier Trägerschaft. Die 
staatlichen Schulen sind nicht rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. 
Für Schulen in freier Trägerschaft gilt das Thüringer Gesetz über Schulen in 
freier Trägerschaft. Schulen sind alle auf Dauer bestimmten Unterrichtsein-
richtungen, in denen unabhängig vom Wechsel der Lehrer und Schüler 
durch planmäßiges und gemeinsames Lernen in einer Mehrzahl von Fä-
chern und Lernbereichen (Lerngebiete, Lernfelder und Module) und durch 
das gemeinsame Schulleben bestimmte Bildungs- und Erziehungsziele 
(pädagogische Ziele) erreicht werden sollen. Förderschulen gelten abwei-
chend von Satz 4 auch dann als Schulen, wenn sie ausschließlich Schüler 
fördern, die ein Schulverhältnis zu einer allgemeinen Schule begründet 
haben. 

(2) Die Schulträger haben das notwendige Schulangebot und die erforderlichen 
Schulanlagen vorzuhalten (Schulträgerschaft). Schulträger der staatlichen Schu-
len sind die Landkreise und die kreisfreien Städte. Kreisangehörige Gemeinden 
können auf ihren Antrag hin Schulträger von staatlichen Grundschulen, Regel-
schulen und von Gemeinschaftsschulen sein. Voraussetzungen für die Über-
nahme der Schulträgerschaft sind insbesondere neben dem Nachweis einer 
ausreichenden Finanzkraft die Festlegung von im Wesentlichen mit dem Gebiet 
des Schulträgers übereinstimmenden Schulbezirken, für die Übernahme der 
Schulträgerschaft über eine Gemeinschaftsschule das Vorhandensein eines im 
Wesentlichen mit dem Gebiet des Schulträgers übereinstimmenden Einzugsge-
biets sowie die Gewährleistung einer zweckmäßigen Schulnetzplanung für den 
gesamten Landkreis. Auch Zweckverbände können auf ihren Antrag hin unter 
den Voraussetzungen des Satzes 4 Schulträger sein. Die Entscheidung über 
eine Übertragung der Schulträgerschaft nach den Sätzen 3 und 5 trifft das für 
das Schulwesen zuständige Ministerium im Benehmen mit dem bisherigen 
Schulträger und dem für die Kommunalaufsicht zuständigen Ministerium. 

(2) [unverändert] 

 (3) Abweichend von Absatz 2 Satz 3 kann im Zuge der Einkreisung kreis-
freier Städte die Schulträgerschaft auf Antrag zusätzlich auch für Gymna-
sien und Gesamtschulen übertragen werden.  
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(3) Staatliche Schulen werden von der kommunalen Gebietskörperschaft als 
Schulträger im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministe-
rium errichtet, verändert oder aufgehoben. Mit einer Schulartänderung wird eine 
Schule aufgehoben und am gleichen Standort eine Schule anderer Schulart 
errichtet. Schulträger können zur gemeinsamen Erfüllung der ihnen obliegenden 
Aufgaben Schulverbände bilden oder öffentlich-rechtliche Vereinbarungen ab-
schließen. 
  

(4) Staatliche Schulen werden von der kommunalen Gebietskörperschaft als 
Schulträger im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministe-
rium errichtet, verändert oder aufgehoben. Dies gilt auch für die Einrichtung 
unselbstständiger Außenstellen, das Führen einzelner Förderschwerpunk-
te an Förderschulen sowie die Einrichtung einer Förderschule nach Absatz 
1 Satz 5. Mit einer Schulartänderung wird eine Schule aufgehoben und am glei-
chen Standort eine Schule anderer Schulart errichtet. Schulträger können zur 
gemeinsamen Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben Schulverbände bilden 
oder öffentlich-rechtliche Vereinbarungen abschließen. Die Vorschriften des 
Thüringer Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 10. 

Oktober 2001 (GVBl. 2001, 290) finden in der jeweils gültigen Fassung 
Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

 (5) Bei Errichtung einer Gemeinschaftsschule gelten für Schüler, die sich 
bereits in der Klassenstufe 6 und in höheren Klassenstufen einer durch 
Schulartänderung entstandenen Gemeinschaftsschule befinden, die Rege-
lungen der jeweiligen Schulart fort, aus der sich die Gemeinschaftsschule 
entwickelt hat. Entscheiden sich die Eltern aller Schüler einer Klassenstufe 
dafür, in der Schulart Gemeinschaftsschule weiter zu lernen, wird auch 
diese Klassenstufe in der Gemeinschaftsschule geführt; dies ist nur 
durchgehend aufsteigend von Klassenstufe 6 möglich. Für die Schüler, die 
im Jahr der Schulartänderung in den Klassenstufen 9 und 10 lernen, ist 
der Besuch der gymnasialen Oberstufe nur mit dem Erwerb des Real-
schulabschlusses in Klassenstufe 10 möglich. 

(3a) Die Schulartänderung in eine Gemeinschaftsschule erfolgt im Konsens 
zwischen Schulträger und Schule. Kommt ein solcher Konsens nicht zustande, 
wirkt das zuständige Schulamt auf eine Einigung hin. Kommt eine Einigung nicht 
zustande, so entscheidet das für das Schulwesen zuständige Ministerium, ins-
besondere unter Berücksichtigung des Schulnetzes des Schulträgers, über die 
Schulartänderung; die Entscheidung erfolgt im Einvernehmen mit dem für Kom-
munalrecht zuständigen Ministerium. 

(6) Die Schulartänderung in eine Gemeinschaftsschule erfolgt im Konsens zwi-
schen Schulträger und Schule. Die Schule bringt den Willen zur Umwand-
lung in eine Gemeinschaftsschule durch entsprechenden Beschluss der 
Schulkonferenz gegenüber dem Schulträger zum Ausdruck und entschei-
det über ein pädagogisches Konzept nach § 6a Abs. 2. Soweit mehrere 
Schulen an der Umwandlung beteiligt sind, gilt Satz 2 für jede der beteilig-
ten Schulen. Entspricht der Schulträger dem Beschluss der Schulkonfe-
renz oder den Beschlüssen der Schulkonferenzen, beantragt er das Ein-
vernehmen nach Absatz 3 Satz 1 und legt dabei das pädagogische Kon-
zept vor. Die Entscheidung des Schulträgers erfolgt innerhalb von sechs 
Monaten. Kommt ein Konsens nicht zustande, wirkt das zuständige Schulamt 
auf eine Einigung hin. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet das 
für das Schulwesen zuständige Ministerium, insbesondere unter Berücksichti-
gung des Schulnetzes des Schulträgers, über die Schulartänderung; die Ent-
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scheidung erfolgt im Benehmen mit dem für die Kommunalaufsicht zuständi-
gen Ministerium. 

(4) Entfallen die Voraussetzungen für die Trägerschaft einer Schule durch eine 
kreisangehörige Gemeinde, so kann die Gemeinde oder der Landkreis die 
Übernahme der Schulträgerschaft auf den Landkreis verlangen. Kommt eine 
Einigung der Beteiligten nicht zustande, so entscheidet das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium nach Anhörung der Beteiligten im Benehmen mit dem für 
die Kommunalaufsicht zuständigen Ministerium. 

(7) Entfallen die Voraussetzungen für die Trägerschaft einer Schule durch eine 
kreisangehörige Gemeinde, so kann die Gemeinde oder der Landkreis die 
Übernahme der Schulträgerschaft durch den Landkreis verlangen. Kommt eine 
Einigung der Beteiligten nicht zustande, so entscheidet das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium nach Anhörung der Beteiligten im Benehmen mit dem für 
die Kommunalaufsicht zuständigen Ministerium.  

(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann das Land die Schulträgerschaft 
übernehmen, sofern die Schule überregionale Bedeutung hat. Bezieht sich die 
überregionale Bedeutung auf Spezialklassen an einem Gymnasium oder auf ein 
Spezialgymnasium in kommunaler Trägerschaft, erstattet das Land dem Schul-
träger die Kosten des notwendigen Schulaufwands. 

(8) [unverändert] 

(6) Schulnamen werden auf Vorschlag der Schulkonferenz vom Schulträger im 
Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium festgelegt. 

(9) [unverändert] 

 (10) Der Schulträger stellt im Rahmen des Pflegebudgets nach § 8 Thürin-
ger Gesetz über die Finanzierung der staatlichen Schulen vom 30. April 
2003 (GVBl. S. 258), in der jeweils geltenden Fassung, die sächliche Aus-
stattung für die notwendige pflegerische Betreuung an den Schulen zur 
Verfügung. Die notwendigen pflegerischen Leistungen erfolgen in den 
Räumlichkeiten der Schulen. Die Erbringung der erforderlichen Leistungen 
durch das entsprechende Fachpersonal ist mit der Schule abzustimmen. 
Satz 2 gilt für die notwendigen therapeutischen Leistungen entsprechend.  

 (11) Der Schulträger kann Internate errichten. Internate im Sinne dieses 
Gesetzes sind Einrichtungen, die  organisatorisch Teil der betreffenden 
Schulen und für deren Betrieb erforderlich sind. Das für das Schulwesen 
zuständige Ministerium wird ermächtigt, das Nähere zur Aufnahme, zur 
Nutzung und zum Ausschluss durch Rechtsverordnung zu regeln.  

§ 14 Schulbezirke, Einzugsbereiche § 14 Schulbezirke, Einzugsbereiche 

(1) Für jede Grundschule und jede Regelschule legt der Schulträger im Einver-
nehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium einen abgegrenz-
ten Schulbezirk fest; dieser kann auf der Grundlage einer entsprechenden Ver-

(1) Für jede Grundschule und jede Regelschule legt der Schulträger im Einver-
nehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium einen abgegrenz-
ten Schulbezirk durch Satzung fest. Der Schulbezirk kann auf der Grundlage 
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einbarung zwischen den beteiligten Schulträgern über das Gebiet eines Schul-
trägers hinausgehen. Für mehrere Grundschulen oder Regelschulen kann je-
weils ein gemeinsamer Schulbezirk festgelegt werden. Örtlich zuständig ist die 
Schule, in deren Schulbezirk der Wohnsitz des Schülers liegt; im Fall des Satzes 
2 sind die Schulen im gemeinsamen Schulbezirk die örtlich zuständigen Schu-
len. Änderungen der Schulbezirke können im Einvernehmen mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium erfolgen. Kommt ein Einvernehmen nicht 
zustande, so kann das für das Schulwesen zuständige Ministerium einen Schul-
bezirk festlegen oder verändern, wenn es dafür ein dringendes öffentliches Inte-
resse feststellt. 

einer entsprechenden Vereinbarung zwischen den beteiligten Schulträgern über 
das Gebiet eines Schulträgers hinausgehen. Für mehrere Grundschulen oder 
Regelschulen kann jeweils ein gemeinsamer Schulbezirk festgelegt werden. 
Örtlich zuständig ist die Schule, in deren Schulbezirk der Wohnsitz des Schülers 
liegt; im Fall des Satzes 3 sind die Schulen im gemeinsamen Schulbezirk die 
örtlich zuständigen Schulen. Änderungen der Schulbezirke können im Einver-
nehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium erfolgen. Kommt 
ein Einvernehmen nicht zustande, so kann das für das Schulwesen zuständige 
Ministerium einen Schulbezirk festlegen oder verändern, wenn es dafür ein drin-
gendes öffentliches Interesse feststellt. 

(2) Absatz 1 gilt für das Einrichten von Klassen nach § 6 Abs. 5 und 6 entspre-
chend; ausgenommen ist das Einrichten von Klassen nach § 6 Abs. 7 Satz 1. 

(2) [unverändert] 

(3) In die aus einer Grundschule oder einer Regelschule entstandene Gemein-
schaftsschule sind die Schüler der ehemaligen Schulbezirke nach Absatz 1 Satz 
1 vorrangig aufzunehmen. 

[weggefallen]   
 
 

(4) Absatz 1 gilt mit Ausnahme des Satzes 2 für die regionalen Förderzentren 
entsprechend. 

[weggefallen] 

(5) Für die Berufsschulen legt der Schulträger im Einvernehmen mit dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium und nach Anhörung der nach dem Berufs-
bildungsgesetz zuständigen Stellen Einzugsbereiche fest; diese können auf der 
Grundlage einer entsprechenden Vereinbarung für einzelne Ausbildungsberufe 
der Berufsschule über das Gebiet des Schulträgers hinausgehen. Die Einzugs-
bereiche für Landesfachklassen und andere überregionale Fachklassen legt das 
für das Schulwesen zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Schulträ-
ger fest. Gleiches gilt für länderübergreifende Fachklassen. Kommt eine Verein-
barung nicht zustande, kann das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
selbst Einzugsbereiche festlegen oder verändern, wenn ein öffentliches Interes-
se an einer über das Gebiet eines Schulträgers hinausgehenden Festlegung von 
Einzugsbereichen besteht, insbesondere wenn ansonsten in einzelnen Ausbil-
dungsberufen die Zahl der Schüler eine für die Organisation des Unterrichts 
ausreichende Klassengröße nicht zustande kommen ließe. Örtlich zuständige 
Berufsschule ist in der Regel die, in deren Einzugsbereich der Ausbildungsort, 
bei Jugendlichen ohne Ausbildungsverhältnis, in deren Einzugsbereich der 
Wohnort liegt. Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) [unverändert] 
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§ 15 Gastschulverhältnis § 15 Gastschulverhältnis, Zuweisung 

(1) Auf Antrag der Eltern oder des volljährigen Schülers kann aus wichtigen 
Gründen der Besuch einer anderen als der nach § 14 örtlich zuständigen Schule 
gestattet werden (Gastschulverhältnis), insbesondere wenn 
1. besondere pädagogische oder soziale Gründe vorliegen oder 
2. der Besuch einer anderen Schule dem Schulpflichtigen die Wahrnehmung 
des Berufsausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses erheblich erleichtern würde. 

(1) [unverändert] 

(2) Bei Grund- und Regelschulen sowie bei Förderschulen trifft die Entscheidung 
nach Absatz 1 das Schulamt, in dessen Zuständigkeitsbereich der Schulpflichti-
ge seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, nach Anhörung des ab-
gebenden und im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Schulträger unter Be-
rücksichtigung der Aufnahmekapazität der aufnehmenden Schule. 

(2) Bei Grund- und Regelschulen trifft die Entscheidung nach Absatz 1 das 
Schulamt, in dessen Zuständigkeitsbereich der Schulpflichtige seinen Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt hat, nach Anhörung des abgebenden und im Ein-
vernehmen mit dem aufnehmenden Schulträger unter Berücksichtigung der 
Aufnahmekapazität der aufnehmenden Schule. 

(3) Bei Berufsschulen trifft die Entscheidung nach Absatz 1 das für den Beschäf-
tigungsort zuständige Schulamt und für Schüler ohne Beschäftigungsverhältnis 
das für den gewöhnlichen Aufenthalt zuständige Schulamt nach Anhörung des 
aufnehmenden und des abgebenden Schulträgers unter Berücksichtigung der 
Aufnahmekapazität der aufnehmenden Schule. 

(3) [unverändert] 

 (4) Das zuständige Schulamt kann einen Schüler, auch abweichend von § 
14, nach Anhörung der Eltern und der betroffenen Schulträger einer be-
stimmten Schule zuweisen 
1. wenn eine Klassenbildung aufgrund der geringen Schülerzahl nicht 
möglich ist;  
2. in Klassen und Lerngruppen, die für besondere pädagogische Aufgaben 
eingerichtet sind; 
3. um eine gleichmäßige Auslastung der Schulen mit Schülern mit Migrati-
onshintergrund zu erreichen;  
4. wenn ein im Laufe des Schuljahres zugezogener Schüler an der nach § 
14 örtlich zuständigen Schule nicht mehr aufgenommen werden kann, weil 
deren Aufnahmekapazität erschöpft ist; 
5. im Fall des § 51 Abs. 3 Nr. 7 (Ordnungsmaßnahmen) oder  
6. soweit einem Schüler der Verbleib an der Schule unzumutbar ist und die 
Eltern mit einem Schulwechsel einverstanden sind. 
Liegt die Schule, der der Schüler zugewiesen werden soll, im Zuständig-
keitsbereich eines anderen Schulamtes, so ist die Zuweisung in Abstim-
mung mit diesem vorzunehmen. 
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 § 15a Auswahlverfahren an allgemein bildenden Schulen 
 
 

 (1) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für den Primarbereich an einer 
Grundschule in einem gemeinsamen Schulbezirk nach § 14 Abs. 1 Satz 2 
oder an einer Gemeinschaftsschule die Aufnahmekapazität, ist den Anträ-
gen auf Aufnahme nach den folgenden Kriterien in abgestufter Rangfolge 
stattzugeben, wenn  
1. die Grundschule oder die Gemeinschaftsschule die wohnortnächste 
Schule des Bildungsganges ist,  
2. Geschwisterkinder bereits die Schule besuchen, 
3. durch besondere familiäre oder soziale Situationen Belastungen entste-
hen, die das üblicherweise Vorkommende bei weitem überschreiten (Härte-
fälle). 
Im Übrigen entscheidet das Los. 
 

 (2) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für den Sekundarbereich an einer 
Regelschule in einem gemeinsamen Schulbezirk nach § 14 Abs. 1 Satz 2, 
an einer Gemeinschaftsschule, an einer Gesamtschule oder an einem 
Gymnasium die Aufnahmekapazität, ist den Anträgen auf Aufnahme nach 
den folgenden Kriterien in abgestufter Rangfolge stattzugeben, wenn  
1. Geschwisterkinder bereits die Schule besuchen, 
2. die Schule die wohnortnächste Schule des gewählten Bildungsganges 
ist, 
3. die Eltern ausdrücklich ein bestimmtes Schulprofil oder ein bestimmtes 
Fremdsprachenangebot wünschen, 
4. durch besondere familiäre oder soziale Situationen Belastungen entste-
hen, die das üblicherweise Vorkommende bei weitem überschreiten (Härte-
fälle). 
Im Übrigen entscheidet das Los. 
Abweichend von Satz 1 erfolgt die Aufnahme in ein Spezialgymnasium 
oder in eine Spezialklasse entsprechend den in der Eignungsprüfung er-
brachten Leistungen. 
 

 (3) Soweit kein Schulbezirk nach § 14 Abs. 1 festgelegt wurde, sind inner-
halb der jeweiligen durch die Kriterien nach den Absätzen 1 und 2 be-
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stimmten Gruppen vorrangig die Schüler zu berücksichtigen, die ihren 
Wohnsitz im Gebiet des Schulträgers haben.  
 

 (4) Zur Berücksichtigung regionaler Besonderheiten kann für einzelne 
Schulstandorte die Auswahl der Schüler entsprechend der Rangfolge nach 
Absatz 1 oder 2 im Rahmen von für einzelne Gebiete des Schulträgers 
festgelegten Kontingenten erfolgen; die Entscheidung erfolgt auf Antrag 
des Schulträgers durch das für das Schulwesen zuständige Ministerium. 

 (5)  Die Aufnahmekapazität einer Schule ist überschritten, wenn nach Aus-
schöpfung der verfügbaren Mittel unter den personellen, räumlichen und 
sächlichen Gegebenheiten die Erfüllung des Bildungsauftrags der Schule 
nicht mehr gesichert ist. 
  

 (6) Abweichend von Absatz 1 und 2 sind im Auswahlverfahren vorrangig 
aufzunehmen: 
1. in die aus einer Grundschule oder einer Regelschule entstandene Ge-
meinschaftsschule die Schüler der ehemaligen Schulbezirke nach § 14 
Absatz 1 Satz 1, sofern diese Schüler keinen Schulbezirken zugeordnet 
sind; 
2. die Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, für die diese Schu-
le nach §  8a Abs. 3 von dem zuständigen Schulamt als geeigneter Lernort 
festgelegt wurde sowie  
3. die Schüler, die dieser Schule durch das zuständige Schulamt nach § 15 
Abs. 4 zugewiesen wurden. 

 (7) Wird die Aufnahme in die Schule aufgrund fehlender Aufnahmekapazi-
tät abgelehnt,  kann das zuständige Schulamt einen schulpflichtigen Schü-
ler nach Anhörung der Eltern und unter Berücksichtigung altersangemes-
sener Schulwege einer anderen Schule mit demselben Bildungsgang zu-
weisen. Unterbleibt eine Anmeldung, kann das zuständige Schulamt einen 
schulpflichtigen Schüler unter den Voraussetzungen des Satzes 1 einer 
Schule zuweisen. Liegt die Schule, der der Schulpflichtige zugewiesen 
werden soll, im Zuständigkeitsbereich eines anderen Schulamtes, so ist 
für die Zuweisung das Einvernehmen mit diesem herzustellen. 

 (8) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Ein-
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zelheiten zur Festlegung der Aufnahmekapazität und zum Auswahlverfah-
ren nach Absatz 1 bis 5 durch Rechtsverordnung zu regeln.    

 § 15b Auswahlverfahren an berufsbildenden Schulen und am Kolleg 
 

 (1) Übersteigt die Zahl der Anmeldungen für eine berufsbildende Schule, 
mit Ausnahme der  Berufsschule, oder für ein Kolleg die Aufnahmekapazi-
tät, führt eine Aufnahmekommission unter Leitung des Schulleiters oder 
des Kollegleiters ein Auswahlverfahren durch. § 15a Abs. 5 gilt entspre-
chend. 
 

 (2) Im Auswahlverfahren zulässige Auswahlkriterien sind: 
1. Eignung und Leistung,  
2. Härtefälle und 
3. Wartezeit. 
 

 (3) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, Ein-
zelheiten zur Festlegung der Aufnahmekapazität und zum Auswahlverfah-
ren nach Absatz 2 durch Rechtsverordnung zu regeln.    

§ 16 Schulgeldfreiheit § 16 Schulgeldfreiheit 

An staatlichen Schulen besteht Schulgeldfreiheit. Die Eltern werden in ange-
messener Weise an den Kosten für die Hortbetreuung und für die Unterbringung 
im Internat beteiligt. Die Schulträger haben eine soziale Staffelung der Beiträge 
der Eltern vorzunehmen. Das für das Schulwesen zuständige Ministerium er-
lässt im Benehmen mit dem für die Kommunalaufsicht zuständigen Ministerium 
hierzu Richtlinien. Der Schulträger kann die Eltern an den Kosten für außerun-
terrichtliche Angebote beteiligen. 

[unverändert] 
  
  
 

Zweiter Abschnitt 
Schulpflicht 

Zweiter Abschnitt 
Schulpflicht 

§ 17 Allgemeines zur Schulpflicht § 17 Allgemeines zur Schulpflicht 

(1) Wer in Thüringen seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat oder in (1) [unverändert] 
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einem Ausbildungsverhältnis oder einem Arbeitsverhältnis steht, unterliegt der 
Schulpflicht (Schulpflichtiger). Schulpflichtig im Sinne des Satzes 1 ist auch, 
wem aufgrund eines Asylantrags der Aufenthalt in Thüringen gestattet ist oder 
wer hier geduldet wird, unabhängig davon, ob er selbst diese Voraussetzungen 
erfüllt oder nur ein Elternteil; die Schulpflicht beginnt drei Monate nach dem 
Zuzug aus dem Ausland. Völkerrechtliche Abkommen und zwischenstaatliche 
Vereinbarungen bleiben unberührt. 

(2) Die Schulpflicht gliedert sich in eine Vollzeitschulpflicht und eine Berufs-
schulpflicht. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Schulpflicht kann an einer öffentlichen Schule oder an einer Ersatzschule 
außerhalb Thüringens erfüllt werden. Der Besuch einer Grundschule, einer 
Hauptschule, einer Förderschule oder einer Berufsschule außerhalb Thüringens 
zur Erfüllung der Schulpflicht ist nur aus zwingenden persönlichen Gründen mit 
Genehmigung des zuständigen Schulamts zulässig. 

[unverändert] 
 
 

(4) Für jeden einzelnen aus dem Ausland zugezogenen Schulpflichtigen stellt 
der Schulleiter fest, in welche Klassenstufe der Grund- oder Regelschule, der 
Gemeinschaftsschule, des Gymnasiums oder der Förderschule er einzuweisen 
ist; Einzelheiten zur Einweisung sowie der Eintritt in das Gymnasium und in die 
weiterführenden Schulformen der berufsbildenden Schulen werden durch 
Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 
 

(4) Für jeden einzelnen aus dem Ausland zugezogenen Schulpflichtigen stellt 
der Schulleiter fest, in welche Klassenstufe der Grund- oder Regelschule, der 
Gemeinschaftsschule, der Gesamtschule, des Gymnasiums oder der Förder-
schule er einzustufen ist. Es gilt derjenige Teil der Schulpflicht als erfüllt, 
der dem durch die Einstufung bestimmten Zeitpunkt regelmäßig voraus-
geht. Der Schüler ist grundsätzlich in die Klassenstufe einzustufen, die 
Schulpflichtige gleichen Alters, die seit Beginn ihrer Schulpflicht ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in Thüringen haben, in der Regel besuchen. Die 
Schüler, die wegen ihres Bildungsstands dem Unterricht ihrer Klassenstu-
fe nicht folgen können, können eine Klassenstufe, in begründeten Aus-
nahmefällen um bis zu drei Klassenstufen, tiefer eingestuft werden. Einzel-
heiten zur Einstufung sowie der Eintritt in das Gymnasium und in die weiterfüh-
renden Schulformen der berufsbildenden Schulen werden durch Rechtsverord-
nung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 
 
 

(5) Eine Befreiung von der Schulpflicht ist nicht möglich; über das Ruhen der 
Schulpflicht in Einzelfällen entscheidet das für den Wohnsitz des Schülers zu-
ständige Schulamt auf der Grundlage von fachärztlichen und sonderpädagogi-
schen Gutachten. 

(5) Eine Befreiung von der Schulpflicht ist mit Ausnahme von § 19 Abs. 3 Satz 
4 nicht möglich. Die Pflicht zum Schulbesuch kann auf Antrag der Eltern 
ruhen, wenn zwingende Gründe dies rechtfertigen; die Entscheidung trifft 
das zuständige Schulamt auf der Grundlage von fachärztlichen und sonderpä-
dagogischen Gutachten für jeweils bis zu einem Schuljahr. Entfallen die 
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Voraussetzungen für das Ruhen, besteht erneut die Pflicht zum Schulbe-
such. Die Zeit, in der die Schulpflicht ruht, wird auf die Dauer der Schul-
pflicht angerechnet. 

(6) Im Fall der Schwangerschaft oder der Mutterschaft sind Schülerinnen min-
destens für die Zeit der Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz zu 
beurlauben. Auf Antrag, der bei minderjährigen Schülerinnen von den Eltern zu 
stellen ist, kann die Beurlaubung so lange verlängert werden, wie dies im Hin-
blick auf die Gesundheit der Mutter oder die Versorgung des Kindes erforderlich 
ist. Die Beurlaubung erfolgt durch das zuständige Schulamt. 

(6) Im Fall der Schwangerschaft oder der Mutterschaft sind Schülerinnen min-
destens für die Zeit der Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz zu 
beurlauben, soweit sie sich nicht zum Besuch der Schule gegenüber dem 
zuständigen Schulamt ausdrücklich bereit erklären. Die Erklärung bedarf 
der Schriftform und kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 
werden. Auf Antrag, der bei minderjährigen Schülerinnen von den Eltern zu 
stellen ist, kann die Beurlaubung so lange verlängert werden, wie dies im Hin-
blick auf die Gesundheit der Mutter oder die Versorgung des Kindes erforderlich 
ist. Die Beurlaubung erfolgt durch das zuständige Schulamt. 

§ 18 Beginn der Vollzeitschulpflicht § 18 Beginn der Vollzeitschulpflicht 

(1) Die Vollzeitschulpflicht beginnt für alle Kinder, die am 1. August eines Jahres 
sechs Jahre alt sind, am 1. August desselben Jahres. 

(1) [unverändert] 

(2) Ein Kind, das am 30. Juni mindestens fünf Jahre alt ist, kann auf Antrag der 
Eltern am 1. August desselben Jahres vorzeitig in die Schule aufgenommen 
werden. Die Entscheidung trifft der Schulleiter im Benehmen mit dem Schularzt. 
Die Schulpflicht beginnt mit der Aufnahme. 

(2) [unverändert] 

(3) Ein Kind, das am 1. August eines Jahres mindestens sechs Jahre alt ist, 
kann im Ausnahmefall auf Antrag der Eltern für die Dauer eines Schuljahres 
vom Besuch der Klassenstufe 1 der Grundschule zurückgestellt werden, wenn 
aufgrund der Entwicklung des Kindes zu erwarten ist, dass es nicht mit Erfolg 
am Unterricht teilnehmen kann. Der Antrag kann erst nach der schulärztlichen 
Untersuchung und nach Beratung durch die Schule gestellt werden. Die Zurück-
stellung erfolgt durch den Schulleiter und darf nicht wiederholt werden. 

(3) Ein schulpflichtiges Kind kann im Ausnahmefall auf Antrag der Eltern ein-
mal für ein Jahr vom Schulbesuch zurückgestellt werden, wenn aufgrund 
einer medizinischen Indikation die Voraussetzungen für ein erfolgreiches 
schulisches Lernen nicht gegeben sind. Die Entscheidung trifft der Schul-
leiter insbesondere auf der Grundlage der schulärztlichen Untersuchung. 
Die Zeit der Zurückstellung wird nicht auf die Dauer der Schulpflicht ange-
rechnet.  

§ 19 Dauer der Vollzeitschulpflicht § 19 Dauer der Vollzeitschulpflicht 

(1) Die Vollzeitschulpflicht dauert zehn Schuljahre. Sie kann durch das Über-
springen einer Klassenstufe verkürzt werden. Ein drittes Schulbesuchsjahr in der 
Schuleingangsphase wird auf die Dauer der Vollzeitschulpflicht nicht angerech-
net. 

(1) Die Vollzeitschulpflicht dauert zehn Schuljahre. Die Vollzeitschulpflicht 
dauert zehn Schuljahre. Bei der Erfüllung der Vollzeitschulpflicht kommt 
es auf die tatsächlich besuchten Schuljahre an. Die Vollzeitschulpflicht 
endet spätestens zum Ende des Schuljahres, in dem das 18. Lebensjahr 
vollendet wird. Sie kann durch das Überspringen einer Klassenstufe verkürzt 



16.                                                                                       - Synopse Änderung Thüringer Schulgesetz -                Stand: 22.05.18 

36 

 

werden. Ein drittes Schulbesuchsjahr in der Schuleingangsphase wird auf die 
Dauer der Vollzeitschulpflicht nicht angerechnet. 

(2) Ein Schulpflichtiger, der nach zehn Schulbesuchsjahren den Hauptschulab-
schluss oder den Qualifizierenden Hauptschulabschluss nicht erreicht hat, darf 
im unmittelbaren Anschluss daran mit Genehmigung des Schulleiters und nach 
Anhörung der Klassenkonferenz in einem elften Schulbesuchsjahr die Regel-
schule, die Gemeinschaftsschule, die Gesamtschule oder das Berufsvorberei-
tungsjahr an der Berufsschule weiter besuchen; in besonderen Ausnahmefällen 
kann das zuständige Schulamt zum Erwerb des Hauptschulabschlusses auch 
den weiteren Besuch in einem zwölften Schulbesuchsjahr genehmigen. Die 
Aufnahme kann abgelehnt werden, wenn zu erwarten ist, dass dadurch die Si-
cherheit oder die Ordnung des Schulbetriebs oder die Verwirklichung der Bil-
dungsziele der Schule erheblich gefährdet ist. 

(2) Für Schüler, die nach zehn Schulbesuchsjahren den Hauptschulab-
schluss oder den Qualifizierenden Hauptschulabschluss nicht erreicht 
haben, soll der Schulbesuch im unmittelbaren Anschluss daran auf Antrag 
der Eltern um ein weiteres Schuljahr verlängert werden. Die Entscheidung 
trifft im Falle eines Schulwechsels das zuständige Schulamt unter Beteili-
gung der betroffenen Schulen, im Übrigen der Schulleiter nach Anhörung 
der Klassenkonferenz. In besonderen Ausnahmefällen kann das zuständi-
ge Schulamt zum Erwerb des Hauptschulabschlusses auch den weiteren 
Besuch in einem zwölften Schulbesuchsjahr genehmigen. In besonderen 
Einzelfällen kann ein Schüler, der nach zehn Schulbesuchsjahren den 
Hauptschulabschluss nicht erreicht hat, wieder an eine Schule aufgenom-
men werden, wenn der Schulbesuch nicht länger als zwei Schuljahre un-
terbrochen wurde. Die Aufnahme oder die Verlängerung des Schulbesuchs 
kann abgelehnt werden, wenn zu erwarten ist, dass dadurch die Sicherheit 
oder die Ordnung des Schulbetriebs oder die Verwirklichung der Bil-
dungsziele der Schule erheblich gefährdet ist. 

 (3) Im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung endet die Voll-
zeitschulpflicht nach zwölf Schulbesuchsjahren; ein freiwilliger weiterer 
Schulbesuch von bis zu drei Jahren ist auf Antrag der Eltern nach Geneh-
migung durch das zuständige Schulamt nur in dem Fall zulässig, dass der 
Schüler noch nicht über die Kompetenzen zur individuellen Lebensbewäl-
tigung verfügt, der weitere Besuch der Schule dies aber erwarten lässt.  
Der Schulbesuch endet in jedem Fall zum Ende des Schuljahres, in dem 
der Schüler das 21. Lebensjahr vollendet. Schüler, die das zehnte Schul-
besuchsjahr vollendet haben, können auf Antrag der Eltern von der weite-
ren Schulpflicht befreit werden, wenn sie ein Ausbildungsverhältnis oder 
eine gleichwertige Maßnahme der Bundesagentur für Arbeit nachweisen. 
Die Entscheidung trifft das zuständige Schulamt nach Anhörung der Schu-
le. 
 

§ 20 Erfüllung der Vollzeitschulpflicht § 20 Erfüllung der Vollzeitschulpflicht 

(1) Die Vollzeitschulpflicht kann an den staatlichen Schulen der Schularten 
Grundschule, Regelschule, Gemeinschaftsschule, Gesamtschule, Gymnasium 

(1) [unverändert] 
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und Förderschulen sowie durch den Besuch einer diesen Schularten entspre-
chenden Ersatzschule erfüllt werden. 

(2) Das zehnte Schulbesuchsjahr der Vollzeitschulpflicht kann auch an berufs-
bildenden Schulen erfüllt werden. Ein Schulpflichtiger kann das zehnte Schulbe-
suchsjahr durch den Besuch einer Fachklasse der Berufsschule erfüllen, wenn 
er den Hauptschulabschluss erworben hat und dem zuständigen Schulamt ein 
Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des Berufsbildungsgesetzes oder der 
Handwerksordnung nachweist. 

(2) [unverändert] 

(3) Jugendliche mit erhöhtem Förderbedarf können im zehnten Jahr der Vollzeit-
schulpflicht, wenn eine gleichwertige Bildung gewährleistet ist, an Maßnahmen 
der Bundesagentur für Arbeit oder an von dem für das Schulwesen zuständigen 
Ministerium anerkannten gleichwertigen Maßnahmen der Jugend- und Sozialhil-
fe teilnehmen. Die Entscheidung über die Teilnahme trifft das zuständige Schul-
amt. 

(3) [unverändert] 

 (4) Schulpflichtige Kinder beruflich Reisender erfüllen ihre Schulpflicht an 
einer Stammschule in Thüringen und an Stützpunktschulen in und außer-
halb Thüringens. 

§ 21 Berufsschulpflicht § 21 Berufsschulpflicht 

(1) Wer in einem Ausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
der Handwerksordnung steht, ist zum Besuch der Berufsschule verpflichtet. Die 
Berufsschulpflicht wird durch den Besuch der Berufsschule erfüllt. Sie endet mit 
dem Abschluss einer anerkannten Berufsausbildung, spätestens zum Ende des 
Schuljahres, in dem das 21. Lebensjahr vollendet wird. 
 

(1) Wer in einem Ausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungsgesetz oder 
der Handwerksordnung steht, ist zum Besuch der Berufsschule verpflichtet. Die 
Berufsschulpflicht wird durch den Besuch der Berufsschule oder der Förderbe-
rufsschule erfüllt. Sie endet mit dem Abschluss einer anerkannten Berufsaus-
bildung, spätestens zum Ende des Schuljahres, in dem das 21. Lebensjahr voll-
endet wird. Studierende in dualen Studiengängen sind von der Pflicht zum 
Besuch der Berufsschule befreit. 

(2) Berufsschüler erfüllen ihre Schulpflicht in der für sie örtlich zuständigen Be-
rufsschule nach § 14 Abs. 5, soweit nicht ein Gastschulverhältnis gestattet wird. 

(2) Berufsschüler erfüllen ihre Schulpflicht in der für sie örtlich zuständigen Be-
rufsschule nach § 14 Abs. 5, soweit nicht ein Gastschulverhältnis gestattet wird 
oder eine Zuweisung nach § 15 Abs. 4 erfolgt. 

(3) Personen, die nicht mehr berufsschulpflichtig sind und sich in einem Ausbil-
dungsverhältnis befinden, sind zum Besuch der Berufsschule berechtigt. Die 
Ausbildenden haben den Besuch der Berufsschule zu gestatten. 

(3) Personen, die nicht mehr berufsschulpflichtig sind und sich in einem Ausbil-
dungsverhältnis befinden, sind zum Besuch der Berufsschule oder der Förder-
berufsschule berechtigt. Die Ausbildenden haben den Besuch der Berufsschule 
oder der Förderberufsschule zu gestatten. 
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(4) Personen mit einem Umschulungsvertrag kann für die Dauer der Umschu-
lung der Besuch der Berufsschule gestattet werden. 

(4) Personen mit einem Umschulungsvertrag kann für die Dauer der Umschu-
lung der Besuch der Berufsschule oder der Förderberufsschule gestattet wer-
den.  

§ 22 (aufgehoben)  

§ 23 Bedeutung der Schulpflicht für Schüler, Eltern, Ausbildende und Arbeitge-
ber 

§ 23 Bedeutung der Schulpflicht für Schüler, Eltern, Ausbildende und Arbeitge-
ber 

(1) Die Schulpflichtigen haben am Unterricht regelmäßig teilzunehmen und die 
übrigen als verbindlich erklärten schulischen Veranstaltungen zu besuchen. 

(1) [unverändert] 

(2) Die Eltern müssen minderjährige Schulpflichtige zum Besuch der in § 17 
Abs. 2 genannten Schularten anmelden, sofern diese nicht eine andere Schule 
oder Berufsförderungseinrichtung besuchen, an der die Schulpflicht erfüllt wer-
den kann. Volljährige Berufsschulpflichtige haben sich an der Berufsschule an-
zumelden, sofern sie nicht eine Schule oder Berufsförderungseinrichtung besu-
chen, an der die Schulpflicht erfüllt werden kann. 

(2) Die Eltern sind verpflichtet, die minderjährigen Schulpflichtigen zum 
Schulbesuch anzumelden; § 20 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(3) Die Eltern und diejenigen, die mit der Erziehung und Pflege Schulpflichtiger 
beauftragt sind, haben dafür zu sorgen, dass minderjährige Schulpflichtige ihre 
Verpflichtung aus Absatz 1 erfüllen. 

(3) [unverändert] 

(4) Für Ausbildende und Arbeitgeber, die Berufsschulpflichtige beschäftigen, 
sowie die von ihnen Beauftragten gelten die in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Verpflichtungen sowohl hinsichtlich minderjähriger wie volljähriger Berufsschul-
pflichtiger entsprechend. Dem Berufsschulpflichtigen ist insbesondere die zur 
Erfüllung der schulischen Pflichten sowie die für die Mitarbeit in der Schülerver-
tretung erforderliche Zeit zu gewähren. 

(4) [unverändert] 

§ 24 Schulzwang § 24 Schulzwang 

(1) Ein Schulpflichtiger, der ohne berechtigten Grund seinen Verpflichtungen aus 
§ 23 Abs. 1 nicht nachkommt, kann der Schule zwangsweise zugeführt werden, 
wenn andere pädagogische Mittel, insbesondere persönliche Beratung, Hinwei-
se an die Eltern, den Ausbildenden, den Arbeitgeber sowie die Einbeziehung 
des zuständigen Jugendamtes ohne Erfolg geblieben sind. 

(1) [unverändert] 

(2) Die Entscheidung über die zwangsweise Zuführung trifft der Schulleiter im (2) [unverändert] 
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Einvernehmen mit dem zuständigen Schulamt; die Durchführung erfolgt durch 
den für den Wohnsitz, für den gewöhnlichen Aufenthalt oder für den Beschäfti-
gungsort örtlich zuständigen Landkreis oder die örtlich zuständige kreisfreie 
Stadt. 

 

Dritter Abschnitt 
Schüler und Eltern 

Dritter Abschnitt 
Schulverhältnis, Schüler und Eltern 

 § 24a Schulverhältnis 

 (1) Das Schulverhältnis ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis und 
wird mit der Aufnahme des Schülers in die Schule begründet. Die Aufnah-
meentscheidung trifft der Schulleiter.  
 

 (2) Das Schulverhältnis endet, wenn 
1. der Schüler den Bildungsgang durchlaufen oder die Schulpflicht erfüllt 
hat und ein Abschluss- oder Abgangszeugnis erteilt wird, 
2. die Eltern den Schüler schriftlich abmelden, 
3. ein weiteres Wiederholen der Klasse oder Jahrgangsstufe nach § 50 
Abs. 1 nicht mehr zulässig ist,  
4. der Schüler nach § 52 dauernd vom Schulbesuch ausgeschlossen wird 
oder 
5. der Schüler nach § 15 Abs. 4 einer anderen Schule zugewiesen wird.  
Ein schulpflichtiger Schüler kann nur in Verbindung mit einem nachgewie-
senen Schulwechsel aus der besuchten Schule ausscheiden. 

 (3) Das Schulverhältnis kann durch Entscheidung des Schulleiters beendet 
werden, wenn ein nicht schulpflichtiger Schüler innerhalb von vier Wo-
chen dem Unterricht an zehn Unterrichtstagen ganz oder teilweise unent-
schuldigt fernbleibt oder wenn er sich durch wiederholte und unentschul-
digte Abwesenheit bei angekündigten schriftlichen Arbeiten der Leis-
tungseinschätzung in zwei oder mehr Unterrichtsfächern entzieht. Der 
Schüler ist auf diese Folge rechtzeitig hinzuweisen. Der Hinweis ist akten-
kundig zu machen.  
 
 

§ 25 Rechte des Schülers § 25 Rechte des Schülers 
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Jeder Schüler hat das Recht, eine seiner Befähigung und Leistung entspre-
chende schulische Bildung und Förderung zu erhalten; außergewöhnliche Be-
gabungen werden in besonderer Weise gefördert. Der Schüler hat das Recht auf 
Auskunft über seinen Leistungsstand und die Möglichkeiten seiner Förderung. 
Das Persönlichkeitsrecht des Schülers ist zu achten. Jeder Schüler kann sich 
bei als ungerecht empfundener Behandlung oder Beurteilung an den Lehrer, an 
den Vertrauenslehrer, an die Schülervertretung, den Schulleiter und an die 
Schulkonferenz wenden. Über alle wichtigen Angelegenheiten des Schulbetriebs 
ist der Schüler zu unterrichten. 

[unverändert] 

§ 26 Recht auf freie Meinungsäußerung § 26 Recht auf freie Meinungsäußerung 

Jeder Schüler hat das Recht, in der Schule seine Meinung in Wort, Schrift und 
Bild frei zu äußern und zu verbreiten, soweit die Rechte anderer sowie die Si-
cherung des Bildungsauftrages der Schule keine Einschränkungen insbesonde-
re hinsichtlich des Zeitpunkts, des Umfangs und des Gegenstands der Mei-
nungsäußerung innerhalb des Unterrichts und sonstiger Schulveranstaltungen 
erfordern. Über erforderliche Einschränkungen entscheidet der Lehrer in eigener 
pädagogischer Verantwortung. 

[unverändert] 

§ 26 a Schülerzeitung § 26 a Schülerzeitung 

(1) Die Schüler können in der Schülerzeitung von ihrem Recht auf freie Mei-
nungsäußerung Gebrauch machen. Jeder Schüler hat das Recht, an einer 
Schülerzeitung für eine oder mehrere Schulen mitzuwirken. Die Schülerzeitung 
wird von einer Redaktion von Schülern herausgegeben und vertrieben. Die Re-
daktion ist, anders als bei der im Rahmen einer Schulveranstaltung unter der 
Verantwortung eines Schulleiters herausgegebenen Schulzeitung, für den Inhalt 
der Schülerzeitung allein verantwortlich. Sie kann sich einen Lehrer ihres Ver-
trauens zur Beratung wählen. 

(1) [unverändert] 

(2) Die Herausgabe der Schülerzeitung unterliegt dem Thüringer Pressegesetz 
und den einschlägigen presserechtlichen Bestimmungen. Eine Zensur findet 
nicht statt. 

(2) [unverändert] 

(3) Der Schulleiter kann die Verbreitung einzelner Ausgaben der Schülerzeitung 
auf dem Schulgelände untersagen, wenn deren Inhalt das Recht der persönli-
chen Ehre verletzt oder in anderer Weise gegen Rechtsvorschriften verstößt. 
Eine weiter gehende Beschränkung ist unzulässig. Ist die Redaktion mit der 

(3) [unverändert] 
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Entscheidung des Schulleiters nicht einverstanden, so kann sie deren Behand-
lung in der Schulkonferenz verlangen. 

§ 27 Schülergruppen § 27 Schülergruppen 

Die Schüler haben das Recht, sich an ihrer Schule zur Verfolgung von Zielen 
zusammenzuschließen, die innerhalb des Bildungsauftrages der Schule nach § 
2 liegen (Schülergruppen). Der Schulleiter kann die Benutzung von Schulanla-
gen und Einrichtungen der Schule mit Auflagen gestatten oder verbieten, wenn 
schulische Belange dies erfordern. Die Schulkonferenz regelt Grundsätze für die 
Betätigung von Schülergruppen in der Schule. 

(1) [unverändert] 

 (2) Innerhalb des Bildungs- und Erziehungsauftrages der Schule nach § 2 
Abs. 1 haben die Schüler das Recht, mit dem Ziel einer aktiven Betätigung 
am Wirtschaftsmarkt eine Schülerfirma zu gründen oder an einer solchen 
mitzuwirken; bei minderjährigen Schülern ist die Einwilligung der Eltern 
erforderlich. Die Schülerfirma ist eine schulische Veranstaltung, die der 
Genehmigung durch den Schulleiter bedarf und von einem Lehrer der 
Schule betreut wird. 

§ 28 Mitwirkung der Schüler § 28 Mitwirkung der Schüler 

(1) Die Schüler wirken durch gewählte Schülervertretungen entsprechend ihrem 
Alter und ihrer Verantwortungsfähigkeit am schulischen Leben mit. Schülerver-
tretungen werden für die Klasse oder den Stammkurs (Klassen- oder Kursspre-
cher), die Schule (Schülersprecher), für jede Schulart auf der Ebene des zu-
ständigen Schulamtes (Kreisschülersprecher) und des Landes (Landesschüler-
sprecher) gewählt. Auf der Ebene der Schule besteht als zusätzliches Mitwir-
kungsgremium die Klassensprecherversammlung. Einmal im Schuljahr kann die 
Schülervertretung der Schule eine Schülerversammlung einberufen; sie findet in 
Absprache mit dem Schulleiter während der Unterrichtszeit statt. Die Schüler 
werden bei den Wahlen der Schülervertretungen von den Lehrern, vom Schullei-
ter, vom Schulträger und von den Schulaufsichtsbehörden unterstützt. 

(1) Die Schüler wirken durch gewählte Schülervertretungen entsprechend ihrem 
Alter und ihrer Verantwortungsfähigkeit am schulischen Leben mit. Schülerver-
tretungen werden für die Klasse oder den Stammkurs (Klassen- oder Kursspre-
cher), die Schule (Schülersprecher), für jede Schulart auf der Ebene des zu-
ständigen Schulamtes (Kreisschülersprecher) und des Landes (Landesschüler-
sprecher) gewählt. Auf der Ebene der Schule besteht als zusätzliches Mitwir-
kungsgremium die Klassensprecherversammlung. Einmal im Schuljahr kann die 
Schülervertretung der Schule eine Schülerversammlung einberufen; sie findet in 
Absprache mit dem Schulleiter während der Unterrichtszeit statt. Die Schüler 
werden bei den Wahlen der Schülervertretungen von den Lehrern, vom Schullei-
ter, vom Schulträger und von den Schulaufsichtsbehörden unterstützt. Die ge-
wählten Schülervertretungen werden von der Schule über ihre Aufgaben 
und Rechte informiert. 

(2) Zu den Aufgaben der Schülermitwirkung gehören insbesondere die Wahr-
nehmung schulischer und sozialer Interessen der Schüler in der Schule und bei 
den Schulaufsichtsbehörden, die Durchführung gemeinsamer Veranstaltungen, 

(2) [unverändert] 
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die Mithilfe bei der Lösung von Konfliktfällen sowie die Beteiligung an schul-
übergreifenden Entscheidungen und Maßnahmen der Schulaufsichtsbehörden 
nach Maßgabe der dazu ergangenen Rechtsverordnungen. Der Schülervertre-
tung stehen insbesondere Anhörungs-, Auskunfts- und Initiativrechte zu. Zu 
Anregungen und Vorschlägen der Schülervertretung nimmt die zuständige Stelle 
innerhalb von vier Wochen Stellung, wobei im Falle der Ablehnung das Ergebnis 
zu begründen ist.  

(3) Die einzelnen Mitwirkungsrechte auf der Ebene der Klasse oder des Stamm-
kurses, der Schule, des zuständigen Schulamtes und des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums sowie das jeweilige Wahlverfahren und notwendige 
Freistellung werden durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständi-
gen Ministeriums geregelt. 

(3) [unverändert] 

(4) Die Kosten der Schülermitwirkung trägt auf der Ebene des Landes das Land; 
im Übrigen der jeweilige Schulträger. 

(4) [unverändert] 

§ 29 Vertrauenslehrer § 29 Vertrauenslehrer 

Der Vertrauenslehrer an der Schule pflegt die Verbindung zwischen dem Schul-
leiter und den Lehrern einerseits und den Schülern andererseits. Er berät die 
Einrichtungen der Schülermitwirkung und vermittelt bei Beschwerden. Die Klas-
sensprecherversammlung wählt den Vertrauenslehrer für jeweils ein Schuljahr. 

[unverändert] 

§ 30 Pflichten des Schülers § 30 Pflichten des Schülers 

(1) Der Schüler hat die Pflicht, regelmäßig am Unterricht teilzunehmen und die 
übrigen als verbindlich erklärten schulischen Veranstaltungen zu besuchen (§ 23 
Abs. 1). Er ist verpflichtet, sich am Unterricht zu beteiligen und die geforderten 
Leistungsnachweise zu erbringen. 

(1) [unverändert] 

(2) Neben den Pflichten nach Absatz 1 besteht die Pflicht zur Teilnahme an 
Tests, Befragungen oder Erhebungen, wenn diese für Vergleichsuntersuchun-
gen nach § 57 Abs. 6 geeignet und erforderlich sind, sowie zur Beteiligung an 
Maßnahmen zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung nach § 40 b Abs. 
2 und 3. 

(2) [unverändert] 

(3) Der Schüler hat alles zu unterlassen, was den Schulbetrieb oder die Ord-
nung der von ihm besuchten Schule oder einer anderen Schule stören könnte. 

(3) [unverändert] 
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(4) Befreiung und Beurlaubung der Schüler vom Unterricht und sonstigen schuli-
schen Veranstaltungen sind nur nach Maßgabe der dazu ergangenen Rechts-
verordnungen möglich. 

(4) [unverändert] 

§ 31 Recht der Eltern auf Information und Beratung § 31 Recht der Eltern auf Information und Beratung 

(1) Die Rechte und Pflichten der Eltern nach diesem Gesetz nehmen die für die 
Person des minderjährigen Schülers Sorgeberechtigten wahr. Personen, denen 
die Erziehung minderjähriger Schüler durch Rechtsvorschrift oder Vertrag ganz 
oder teilweise übertragen ist, stehen insoweit den Eltern gleich. 

(1) Die Rechte und Pflichten der Eltern nach diesem Gesetz nehmen die für die 
Person des minderjährigen Schülers Sorgeberechtigten wahr. Personen, denen 
die Erziehung minderjähriger Schüler durch Rechtsvorschrift oder Vertrag ganz 
oder teilweise übertragen ist, stehen insoweit den Eltern gleich. Volljährige 
Schüler nehmen die den Eltern zustehenden Rechte und die ihnen oblie-
genden Pflichten selbst oder, soweit Betreuung angeordnet ist, durch ih-
ren Betreuer wahr. 

(2) Die Eltern haben gegenüber der Schule ein Recht auf Auskunft über die 
schulische Entwicklung und den Leistungsstand des Schülers. Insbesondere vor 
den Entscheidungen über die Schullaufbahn des Schülers sind die Eltern einge-
hend zu beraten. Die Schule hat die Eltern über sonstige wesentliche, den Schü-
ler betreffende Vorgänge in geeigneter Weise zu informieren. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Schule soll in den Fällen des Absatzes 2 Satz 3, des § 51 Abs. 4 Satz 3 
und des § 52 auch die Eltern volljähriger Schüler, die das 21. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, informieren. 

(3) [unverändert] 

(4) Schulleiter und Lehrer informieren und beraten die Eltern in allen wichtigen 
Angelegenheiten der Schule. Dazu gehören insbesondere die Zugangsvoraus-
setzungen für die einzelnen Schularten und - formen, die Abschlüsse sowie die 
Grundzüge der Unterrichtsinhalte, der Unterrichtsziele und der Leistungsbewer-
tung. Über alle wichtigen Angelegenheiten des Schulbetriebs sind die Eltern zu 
unterrichten. 

(4) [unverändert] 

(5) Der Zusammenarbeit zwischen den Eltern und der Schule dienen insbeson-
dere Elternsprechstunden, Elternsprechtage, Hausbesuche, Klassenelternver-
sammlungen und klassenübergereifende Elternversammlungen. 

(5) [unverändert] 

(6) Eltern können mit Zustimmung des jeweiligen Lehrers den Unterricht ihres 
Kindes besuchen, soweit dadurch der geordnete Unterrichtsbetrieb nicht unan-
gemessen beeinträchtigt wird. 

(6) [unverändert] 
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§ 32 Mitwirkung der Eltern § 32 Mitwirkung der Eltern 

(1) Die Eltern wirken durch gewählte Elternvertretungen in Angelegenheiten mit, 
die für die Schule von allgemeiner Bedeutung sind. Elternvertretungen werden 
an den einzelnen Schulen für die Klassen, für die Stammkurse und die gesamte 
Schule, bei den zuständigen Schulämtern und auf Landesebene gewählt. 

(1) [unverändert] 

(2) Der Schulleiter unterrichtet die Schulelternvertretung zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt über alle Angelegenheiten, die für die Schule von allgemeiner Bedeu-
tung sind. Er erteilt die für die Arbeit der Schulelternvertretung notwendigen 
Auskünfte. 

(2) [unverändert] 

(3) Auf der Ebene der Schulämter vertritt die Kreiselternvertretung die Interes-
sen der Elternschaft gegenüber den Schulämtern und den Schulträgern, auf der 
Landesebene vertritt die Landeselternvertretung diese gegenüber dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium. 

(3) [unverändert] 

(4) Der Elternmitwirkung stehen insbesondere Anhörungs-, Auskunfts- und Ini-
tiativrechte zu. Der Schulleiter, das zuständige Schulamt, der Schulträger und 
das für das Schulwesen zuständige Ministerium prüfen im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit die Anregungen und Vorschläge der Elternvertretung innerhalb von 
vier Wochen und teilen dieses Ergebnis der jeweiligen Elternvertretung mit, wo-
bei im Falle der Ablehnung das Ergebnis zu begründen ist. 

(4) [unverändert] 

(5) § 28 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. (5) [unverändert] 

Vierter Abschnitt 
Schulleiter, Lehrer, Konferenzen 

Vierter Abschnitt 
Personal und Konferenzen 

§ 33 Schulleiter § 33 Schulleiter 

(1) Der Schulleiter ist für einen geordneten Schulbetrieb und Unterricht sowie 
gemeinsam mit den Lehrern für die Bildung und Erziehung der Schüler verant-
wortlich. In Erfüllung dieser Aufgaben ist er den Lehrern, den Erziehern, den 
Sonderpädagogischen Fachkräften sowie dem Verwaltungs- und Hauspersonal 
gegenüber weisungsberechtigt. Er berät die Lehrer und das sonstige pädagogi-
sche Personal und sorgt für deren Zusammenarbeit. Der Schulleiter ist bei der 
Einstellung des pädagogischen Personals an seiner Schule zu beteiligen. Er 
fördert die Aus- und Weiterbildung der Lehrer und des sonstigen pädagogischen 

(1) [unverändert] 
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Personals und hat dafür Sorge zu tragen, dass diese ihre Fortbildungsverpflich-
tung wahrnehmen. Die von ihm besuchten Unterrichtsstunden bespricht er mit 
den Lehrern. Der Schulleiter übt das Hausrecht aus und vertritt die Schule nach 
außen. Die äußeren Schulangelegenheiten werden in enger Zusammenarbeit 
mit dem Schulträger durchgeführt. 

(2) Für jede staatliche Schule wird von dem für das Schulwesen zuständigen 
Ministerium im Benehmen mit dem Schulträger und nach Stellungnahme der 
Schulkonferenz ein Schulleiter beauftragt oder bestellt, der zugleich Lehrer der 
Schule ist. Die Stellungnahme der Schulkonferenz erfolgt nach Anhörung des 
Bewerbers. Der Schulleiter muss die Befähigung zum Lehramt der jeweiligen 
Schulart besitzen; das für das Schulwesen zuständige Ministerium kann Aus-
nahmen genehmigen. Zur Unterstützung und Vertretung des Schulleiters im 
Verhinderungsfall wird in der Regel ein stellvertretender Schulleiter, der zugleich 
Lehrer der Schule ist, eingesetzt. 

(2) Für jede staatliche Schule wird von dem für das Schulwesen zuständigen 
Ministerium im Benehmen mit dem Schulträger und nach Stellungnahme der 
Schulkonferenz ein Schulleiter beauftragt oder bestellt, der zugleich Lehrer der 
Schule ist. Auf eine vorherige Ausschreibung des Dienstpostens kann ver-
zichtet werden, soweit eine amtsgleiche Besetzung möglich ist. Die Stel-
lungnahme der Schulkonferenz erfolgt nach Anhörung des Bewerbers. Der 
Schulleiter muss die Befähigung zum Lehramt der jeweiligen Schulart besitzen; 
das für das Schulwesen zuständige Ministerium kann Ausnahmen genehmigen. 
Zur Unterstützung und Vertretung des Schulleiters im Verhinderungsfall wird in 
der Regel ein stellvertretender Schulleiter, der zugleich Lehrer der Schule ist, 
eingesetzt. 

§ 34 Lehrer, Erzieher und Sonderpädagogische Fachkräfte  § 34 Lehrer, Erzieher und Sonderpädagogische Fachkräfte 

(1) Lehrer und Sonderpädagogische Fachkräfte an staatlichen Schulen sowie 
Erzieher an Grundschulhorten sind Landesbedienstete. Keine Landesbedienste-
te sind die Lehrkräfte für den Religionsunterricht im Honorar- oder Gestellungs-
vertragsverhältnis. 

(1) Lehrer und Sonderpädagogische Fachkräfte an staatlichen Schulen sowie 
Erzieher an Schulhorten sind Landesbedienstete. Keine Landesbedienstete sind 
die Lehrkräfte für den Religionsunterricht sowie Lehrer zur Absicherung des 
Unterrichts in anderen Fächern und Lernbereichen im Honorar- oder Gestel-
lungsvertragsverhältnis. 

(2) Der Lehrer unterrichtet und erzieht die ihm anvertrauten Schüler in eigener 
pädagogischer Verantwortung. Dabei ist er an die für ihn geltenden Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, Konferenzbeschlüsse und die Anordnungen der Schul-
aufsicht gebunden. Er erfüllt seine Aufgabe im vertrauensvollen Zusammenwir-
ken mit den Schülern und den Eltern. Unbeschadet seines Rechts, im Unterricht 
die persönliche Meinung zu äußern, ist der Lehrer zu einer ausgewogenen Dar-
stellung des Unterrichtsgegenstandes verpflichtet. Jede einseitige Unterrichtung 
und Information der Schüler ist unzulässig.  

(2) [unverändert] 

(3) Der Erzieher betreut und erzieht die ihm anvertrauten Kinder in eigener Ver-
antwortung im Rahmen der geltenden Bestimmungen. Er unterstützt die Erzie-
hungsarbeit der Eltern und der Lehrer.  

(3) Der Erzieher betreut und erzieht die ihm anvertrauten Kinder in eigener Ver-
antwortung im Rahmen der geltenden Bestimmungen. Er unterstützt die Erzie-
hungsarbeit der Eltern und der Lehrer. Neben den staatlich anerkannten Er-
ziehern können auch staatlich anerkannte Kindheitspädagogen für die 
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Tätigkeit als Erzieher eingesetzt werden. Das für das Schulwesen zustän-
dige Ministerium kann generell oder im Einzelfall auch andere Personen 
mit geeigneter Qualifikation für diese Tätigkeit zulassen. 

(4) Die Sonderpädagogische Fachkraft fördert eigenständig und in Zusammen-
arbeit mit den Lehrern die Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 
ist zur Prävention sonderpädagogischen Förderbedarfs tätig. 

(4) Die Sonderpädagogische Fachkraft fördert eigenständig und in Zusammen-
arbeit mit den Lehrern die Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und 
ist zur Prävention sonderpädagogischen Förderbedarfs tätig. Die fachlichen 
Voraussetzungen für die Tätigkeit als Sonderpädagogische Fachkraft er-
füllen Heilpädagogen und Heilerziehungspfleger mit entsprechender staat-
licher Anerkennung. Über die Zulassung von Personen mit geeigneter an-
derweitiger Berufsausbildung sowie über die jeweils erforderliche Zusatz-
ausbildung entscheidet das für das Schulwesen zuständige Ministerium. 
Sonderpädagogische Fachkräfte sind Lehrkräfte. Näheres zu den Aufga-
ben der Sonderpädagogischen Fachkräfte wird durch Rechtsverordnung 
des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt.  

 (4a) Die Lehrer für Förderpädagogik und die sonderpädagogischen Fach-
kräfte sind für die Förderschule oder die allgemeine Schule im gemeinsa-
men Unterricht tätig. Sie erfüllen Aufgaben der sonderpädagogischen För-
derung und Beratung an allgemeinen Schulen sowie der Prävention son-
derpädagogischen Förderbedarfs, insbesondere in der Schuleingangs-
phase der Grund- und Gemeinschaftsschulen. Daneben erteilen Lehrer für 
Förderpädagogik auch eigenständigen Unterricht an den allgemeinen 
Schulen. 

(5) Die Lehrer, die Erzieher und die Sonderpädagogischen Fachkräfte sind ver-
pflichtet, sich regelmäßig fortzubilden und sich an Maßnahmen zur Qualitäts-
entwicklung und Qualitätssicherung nach § 40 b Abs. 2 und 3 zu beteiligen. 

(5) [unverändert] 

§ 35 (aufgehoben) § 35 Sonstiges unterstützendes Personal an Schulen 

 (1) Der staatliche Schulträger weist der Schule das erforderliche Verwal-
tungs- und Hauspersonal zu. Dieses unterstützt den Schulleiter bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben.  

 (2) Sonstige medizinische, therapeutische und pflegerische Fachkräfte, 
Integrationshelfer, Bundesfreiwilligendienstleistende sowie Jugendfreiwil-
ligendienstleistende können, soweit es der Einzelfall  erfordert, an den 
Schulen tätig werden. Sie arbeiten mit den Lehrern, Sonderpädagogischen 
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Fachkräften und Erziehern zusammen.  

 (3) Das sonstige unterstützende Personal an Schulen nach den Absätzen 1 
bis 2 unterliegt in schulischen Angelegenheiten dem Weisungsrecht des 
Schulleiters.  
 

 § 35 a Schulsozialarbeit 

 Zur Unterstützung des Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule kön-
nen in allen Schularten und Schulformen Schulsozialarbeiter durch öffent-
liche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe eingesetzt werden. 
Schulsozialarbeit hat den Auftrag, 
1. mit eigenen sozialpädagogischen Angeboten junge Menschen, die zum 
Ausgleich ihrer sozialen Benachteiligung oder zur Überwindung individu-
eller Beeinträchtigung in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen 
sind, in ihrer individuellen, sozialen, schulischen und beruflichen Entwick-
lung zu fördern,  
2. dazu beizutragen, Bildungsbenachteiligungen zu vermeiden und abzu-
bauen, 
3. Eltern und Lehrer in sozialpädagogischen Fragen zu beraten sowie  
4. die Zusammenarbeit von Jugendamt und Schule sowie zwischen den 
Trägern der freien Jugendhilfe und der Schule zu fördern. 
Schulsozialarbeit setzt eine enge Abstimmung zwischen Schule, Schulträ-
ger und Jugendhilfeträger voraus. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
arbeiten die Schulsozialarbeiter mit allen am Schulleben Beteiligten ver-
trauensvoll zusammen. § 35 Abs. 3 gilt entsprechend.  

§ 36 (aufgehoben)  § 36 Mobile Sonderpädagogische Dienste 

 (1) Zur Durchführung des Feststellungsverfahrens nach § 8a Abs. 2 wer-
den Lehrer für Förderpädagogik im Rahmen eines Mobilen Sonderpädago-
gischen Dienstes der Staatlichen Schulämter tätig.  

 (2) Das Nähere zu den Aufgaben der Mobilen Sonderpädagogischen Diens-
te wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Mi-
nisteriums geregelt. 

§ 37 Lehrerkonferenz, Klassenkonferenz und Fachkonferenz § 37 Lehrerkonferenz, Klassenkonferenz und Fachkonferenz 
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 (1) An jeder Schule besteht eine Lehrerkonferenz. Mitglieder der Lehrerkonfe-
renz sind alle Lehrer, die an der Schule eigenverantwortlich Unterricht erteilen. 
Die Erzieher, die überwiegend an der Schule tätigen Fachkräfte der Jugendhilfe 
und die Sonderpädagogischen Fachkräfte nehmen beratend an der Lehrerkon-
ferenz teil. Die Lehrerkonferenzen finden außerhalb der regelmäßigen Unter-
richtszeit statt; der ordnungsgemäße Schulbetrieb muss gewährleistet sein. 
Vorsitzender der Lehrerkonferenz ist der Schulleiter. Vertreter der Schulauf-
sichtsbehörden können an den Sitzungen teilnehmen. Die Lehrerkonferenz hat 
die Aufgabe, über alle wichtigen Fragen der Erziehungs- und Unterrichtsarbeit 
der Schule zu beraten und zu beschließen. In den ihr durch Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften zugewiesenen Angelegenheiten sind die Beschlüsse der Leh-
rerkonferenz für den Schulleiter, die Lehrer, die Erzieher und die Sonderpäda-
gogischen Fachkräfte verbindlich. Die Lehrerkonferenz soll insbesondere das 
kollegiale und pädagogische Zusammenwirken der Lehrer an der Schule si-
chern. Die Aufgaben des Schulleiters und die pädagogische Verantwortung des 
einzelnen Lehrers bleiben unberührt. Auf Beschluss der Lehrerkonferenz kön-
nen Vertreter der Eltern, der Schüler, des Schulträgers, der Ausbildungsbetriebe 
und der nach dem Berufsbildungsgesetz zuständigen Stellen für die Berufsbil-
dung, Mitarbeiter von öffentlichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhil-
fe sowie weitere Vertreter von Einrichtungen, die an der schulischen oder au-
ßerschulischen Bildung und Erziehung beteiligt sind, zur Beratung einzelner 
Themen hinzugezogen werden. 

(1) An jeder Schule besteht eine Lehrerkonferenz. Mitglieder der Lehrerkonfe-
renz sind alle Lehrer, die an der Schule eigenverantwortlich Unterricht erteilen 
sowie die an der allgemeinen Schule tätigen Lehrer der Förderschule. Die 
Erzieher, die Sonderpädagogischen Fachkräfte, die Schulsozialarbeiter und 
die überwiegend an der Schule tätigen Fachkräfte der Jugendhilfe können bera-
tend an der Lehrerkonferenz teilnehmen. An den Förderschulen sind die 
Sonderpädagogischen Fachkräfte Mitglieder der Lehrerkonferenz. Die Leh-
rerkonferenzen finden außerhalb der regelmäßigen Unterrichtszeit statt; der 
ordnungsgemäße Schulbetrieb muss gewährleistet sein. Vorsitzender der Leh-
rerkonferenz ist der Schulleiter. Vertreter der Schulaufsichtsbehörden können an 
den Sitzungen teilnehmen. Die Lehrerkonferenz hat die Aufgabe, über alle wich-
tigen Fragen der Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der Schule zu beraten und 
zu beschließen. In den ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften zugewie-
senen Angelegenheiten sind die Beschlüsse der Lehrerkonferenz für den Schul-
leiter, die Lehrer, die Sonderpädagogischen Fachkräfte und die Erzieher ver-
bindlich. Die Lehrerkonferenz soll insbesondere das kollegiale und pädagogi-
sche Zusammenwirken der Lehrer an der Schule sichern. Die Aufgaben des 
Schulleiters und die pädagogische Verantwortung des einzelnen Lehrers bleiben 
unberührt. Auf Beschluss der Lehrerkonferenz können Vertreter der Eltern, der 
Schüler, des Schulträgers, der Ausbildungsbetriebe und der nach dem Berufs-
bildungsgesetz zuständigen Stellen für die Berufsbildung, Mitarbeiter von öffent-
lichen und freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie weitere Vertreter 
von Einrichtungen, die an der schulischen oder außerschulischen Bildung und 
Erziehung beteiligt sind, zur Beratung einzelner Themen hinzugezogen werden. 

(2) In den berufsbildenden Schulen können schulformbezogene Lehrerkonferen-
zen eingerichtet werden; Absatz 1 gilt entsprechend. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Klassenkonferenz besteht aus den Lehrern, die in der Klasse oder in den 
Kursen unterrichten oder die Schüler betreuen. Vorsitzender der Klassenkonfe-
renz ist der Klassenlehrer. In Angelegenheiten der Ein- und Umstufung sowie 
der Versetzung führt der Schulleiter den Vorsitz; er kann diese Aufgabe seinem 
Stellvertreter oder einem anderen Lehrer übertragen. Absatz 1 Satz 8 gilt ent-
sprechend. Die Erzieher und die Sonderpädagogischen Fachkräfte nehmen 
beratend an der Klassenkonferenz teil. 

(3) Die Klassenkonferenz besteht aus den Lehrern, die in der Klasse, in den 
Kursen oder in den Lerngruppen die Schüler unterrichten sowie den gege-
benenfalls für die Klasse tätigen Lehrern der Förderschule. Vorsitzender der 
Klassenkonferenz ist der Klassenlehrer. In Angelegenheiten der Ein- und Um-
stufung sowie der Versetzung führt der Schulleiter den Vorsitz; er kann diese 
Aufgabe seinem Stellvertreter oder einem anderen Lehrer übertragen. Die Son-
derpädagogischen Fachkräfte, die Erzieher, die Schulsozialarbeiter und 
die überwiegend an der Schule tätigen Fachkräfte der Jugendhilfe sowie 
medizinisches, therapeutisches und pflegerisches Fachpersonal können 
beratend an der Klassenkonferenz teilnehmen. Absatz 1 Satz 8 gilt entspre-
chend.  
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(4) Fachkonferenzen werden für die Behandlung von Angelegenheiten eines 
Unterrichtsfaches eingerichtet; dabei können verwandte Fächer zusammenge-
fasst werden (Fächergruppe). Die Fachkonferenz besteht aus allen Lehrern, die 
in dem Fach oder den Fächern die Lehrbefähigung haben oder unterrichten. Sie 
wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden. Absatz 1 Satz 8 gilt entsprechend. 

(4) [unverändert] 

(5) Der Schulleiter hat Beschlüsse der Lehrer-, Klassen- oder Fachkonferenz, 
die nach seiner Auffassung gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften versto-
ßen, zu beanstanden. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Hält die 
beschlussfassende Konferenz ihren Beschluss aufrecht, so entscheidet das 
zuständige Schulamt. 

(5) [unverändert] 

(6) Das Nähere über die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Lehrer-, 
Klassen- und Fachkonferenz wird durch Rechtsverordnung des für das Schul-
wesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(6) [unverändert] 

Fünfter Abschnitt 
Schulkonferenz, Landesschulbeirat 

Fünfter Abschnitt 
Schulkonferenz, Landesschulbeirat 

§ 38 Schulkonferenz § 38 Schulkonferenz 

(1) Als Organ der Mitwirkung und Mitbestimmung von Schülern, Eltern, Erzie-
hern und Lehrern an der Schule wird jeweils für zwei Schuljahre eine Schulkon-
ferenz gebildet. Den Vorsitz führt der Schulleiter; er hat kein Stimmrecht. Die 
Lehrerkonferenz, die Schulelternvertretung und die Schülervertretung der Schu-
le wählen jeweils ihre Vertreter. An Grundschulen besteht die Schulkonferenz 
aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Lehrer und der Eltern; an durchge-
hend einzügigen Grundschulen werden je zwei Vertreter gewählt, an durchge-
hend mindestens zweizügigen Grundschulen je drei Vertreter. Wird an der 
Grundschule ein Hort geführt, wählen die Erzieher aus ihrer Mitte einen Vertre-
ter; dieser ist anstelle eines Vertreters der Lehrer Mitglied in der Schulkonferenz. 
In Schulen mit überwiegend volljährigen Schülern besteht die Schulkonferenz 
aus drei Vertretern der Lehrer und drei Vertretern der Schüler. An den übrigen 
Schulen besteht die Schulkonferenz aus je drei Vertretern der Lehrer, der Eltern 
und der Schüler. Soweit an der Schule Maßnahmen der schulbezogenen Ju-
gendhilfe angeboten werden, nimmt ein im Rahmen dieser Maßnahmen an der 
Schule tätiger Mitarbeiter beratend teil. 

(1) Als Organ der Mitwirkung und Mitbestimmung von Schülern, Eltern, Erzie-
hern und Lehrern an der Schule wird jeweils für zwei Schuljahre eine Schulkon-
ferenz gebildet. Den Vorsitz führt der Schulleiter; er hat kein Stimmrecht. Die 
Lehrerkonferenz, die Schulelternvertretung und die Schülervertretung der Schu-
le wählen jeweils ihre Vertreter. An Grundschulen besteht die Schulkonferenz 
aus einer gleichen Anzahl von Vertretern der Lehrer und der Eltern; an durchge-
hend einzügigen Grundschulen werden je zwei Vertreter gewählt, an durchge-
hend mindestens zweizügigen Grundschulen je drei Vertreter. Wird an der 
Grundschule ein Hort geführt, wählen die Erzieher aus ihrer Mitte einen Vertre-
ter; dieser ist anstelle eines Vertreters der Lehrer Mitglied in der Schulkonferenz. 
An Gemeinschaftsschulen, die mit der Klassenstufe 1 beginnen und eine 
gymnasiale Oberstufe führen, setzt sich die Schulkonferenz aus je vier 
Vertretern der Lehrer, der Eltern und der Schüler der Sekundarstufen zu-
sammen; Satz 5 gilt entsprechend. In Schulen mit überwiegend volljährigen 
Schülern besteht die Schulkonferenz aus drei Vertretern der Lehrer und drei 
Vertretern der Schüler. An den Förderschulen setzt sich die Schulkonferenz 
paritätisch aus bis zu drei Vertretern der Lehrer, Sonderpädagogischen 
Fachkräfte, Eltern und entsprechend ihrer Einsichtsfähigkeit Schüler zu-
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sammen. An den übrigen Schulen besteht die Schulkonferenz aus je drei Ver-
tretern der Lehrer, der Eltern und der Schüler, dabei gilt für Gemeinschafts-
schulen mit den Klassenstufen 1 bis 10 Satz 5 entsprechend. An allgemei-
nen Schulen nehmen jeweils ein Vertreter der an der Schule tätigen Lehrer 
der Förderschule oder ein Vertreter der Sonderpädagogischen Fachkräfte 
beratend teil. Soweit an der Schule Maßnahmen der schulbezogenen Jugend-
hilfe angeboten werden, nimmt ein im Rahmen dieser Maßnahmen an der Schu-
le tätiger Mitarbeiter beratend teil. Medizinisches, therapeutisches und pfle-
gerisches Fachpersonal kann zu Beratungen der Schulkonferenz hinzuge-
zogen werden. 

(2) Der Schulträger ist rechtzeitig über die ihn berührenden Angelegenheiten zu 
informieren; er kann durch Beauftragte an der Beratung teilnehmen. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Schulkonferenz berät Fragen, die Schüler, Eltern, Lehrer und Erzieher 
gemeinsam betreffen, und gibt Empfehlungen. Der Schulkonferenz ist insbeson-
dere Gelegenheit zu einer vorherigen Stellungnahme zu geben: 
1. zu wesentlichen Festlegungen der Schulorganisation, soweit nicht eine Mit-
wirkung der Eltern oder Schulelternvertretung vorgeschrieben ist, 
2. zu Maßnahmen nach § 13 Abs. 3 Satz 1 und nach § 14 Abs. 1 Satz 1 und 2, 
3. zu Maßnahmen der Schulwegsicherung, der Schülerbeförderung und der 
Unfallverhütung in Schulen, 
4. zur Kooperation der Schule mit den öffentlichen und freien Trägern der Kin-
der- und Jugendhilfe, 
5. zu Baumaßnahmen im Bereich der Schule, 
6. zum Erlass von Verhaltensregeln für den geordneten Ablauf des äußeren 
Schulbetriebs (Hausordnung), 
7. zur Verwendung der den Schulen zur freien Verfügung zugewiesenen Haus-
haltsmittel, 
8. zu weiteren Angelegenheiten, die ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschrift 
zur Stellungnahme zugewiesen sind. 
Die Schulkonferenz kann ferner auf Antrag eines Betroffenen in Konfliktfällen 
zwischen Schülern und Lehrern sowie Schülern und Erziehern vermitteln. 

(3) Die Schulkonferenz berät Fragen, die Schüler, Eltern, Lehrer und Erzieher 
gemeinsam betreffen, und gibt Empfehlungen. Der Schulkonferenz ist insbeson-
dere Gelegenheit zu einer vorherigen Stellungnahme zu geben: 
1. zu wesentlichen Festlegungen der Schulorganisation, soweit nicht eine Mit-
wirkung der Eltern oder Schulelternvertretung vorgeschrieben ist, 
2. zu Maßnahmen nach § 10 Abs. 3, nach § 13 Abs. 4 Satz 1 und nach § 14 
Abs. 1 Satz 1 und 2, 
3. zu Maßnahmen der Schulwegsicherung, der Schülerbeförderung und der 
Unfallverhütung in Schulen, 
4. zur Kooperation der Schule mit den öffentlichen und freien Trägern der Kin-
der- und Jugendhilfe, 
5. zu Baumaßnahmen im Bereich der Schule, 
6. zum Erlass von Verhaltensregeln für den geordneten Ablauf des äußeren 
Schulbetriebs (Hausordnung), 
7. zur Verwendung der den Schulen zur freien Verfügung zugewiesenen Haus-
haltsmittel, 
8. zu weiteren Angelegenheiten, die ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschrift 
zur Stellungnahme zugewiesen sind. 
Die Schulkonferenz kann ferner auf Antrag eines Betroffenen in Konfliktfällen 
zwischen Schülern und Lehrern sowie Schülern und Erziehern vermitteln. 

(4) In den Fällen des § 6 a Abs. 3, § 12 Abs. 3 und § 13 Abs. 6 steht der Schul-
konferenz ein Antragsrecht zu. 

(4) In den Fällen des § 6 a Abs. 3, § 12 Abs. 3 und § 13 Abs. 7 steht der Schul-
konferenz ein Antragsrecht zu. 

(5) Die Schulkonferenz entscheidet über (5) Die Schulkonferenz entscheidet über 
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1. die Bildung von Klassen oder die Differenzierung in Kursen gemäß § 6 Abs. 2, 
2. die Stellung des Antrags auf Verleihung des Qualitätssiegels 'Oberschule' 
beim zuständigen Schulamt, 
3. das pädagogische Konzept im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der 
Schule zu einer Gemeinschaftsschule, 
4. die Durchführung des Unterrichts an Spezialgymnasien an fünf oder sechs 
Wochentagen vorbehaltlich der Zustimmung des Schulträgers, 
5. die Pausenordnung, 
6. die Pausenverpflegung unter Berücksichtigung der Grundsätze einer gesun-
den Ernährung, 
7. das Aufstellen von Getränke- und Speiseautomaten, 
8. das außerunterrichtliche Angebot der Schule im Rahmen der an der Schule 
gegebenen personellen und sächlichen Voraussetzungen, 
9. die Zusammenarbeit mit außerschulischen Einrichtungen und Institutionen im 
Rahmen von Projekten zur Öffnung von Schule gegenüber ihrem sozialen Um-
feld und unter Berücksichtigung der gegebenen sächlichen Voraussetzungen, 
10. die Durchführung besonderer Schulveranstaltungen, 
11. die Gründung und Ausgestaltung von Schulpartnerschaften, 
12. schulinterne Grundsätze für Wandertage sowie Klassen- und Kursfahrten, 
13. die Grundsätze für die Betätigung von Schülergruppen in der Schule, 
14. weitere Angelegenheiten, die ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschrift 
zugewiesen sind. 

1. die Bildung von Klassen oder die Differenzierung in Kursen gemäß § 6 Abs. 2, 
2. die Stellung des Antrags auf Verleihung des Qualitätssiegels 'Oberschule' 
beim zuständigen Schulamt, 
3. das pädagogische Konzept im Zusammenhang mit der Weiterentwicklung der 
Schule zu einer Gemeinschaftsschule, 
4. die Durchführung des Unterrichts an Spezialgymnasien an fünf oder sechs 
Wochentagen vorbehaltlich der Zustimmung des Schulträgers, 
5. die Pausenordnung, 
6. die Pausenverpflegung unter Berücksichtigung der Grundsätze einer gesun-
den Ernährung, 
7. das Aufstellen von Getränke- und Speiseautomaten, 
8. das außerunterrichtliche Angebot der Schule im Rahmen der an der Schule 
gegebenen personellen und sächlichen Voraussetzungen, 
9. die Zusammenarbeit mit außerschulischen Einrichtungen und Institutionen im 
Rahmen von Projekten zur Öffnung von Schule gegenüber ihrem sozialen Um-
feld und unter Berücksichtigung der gegebenen sächlichen Voraussetzungen, 
10. die Durchführung besonderer Schulveranstaltungen, 
11. die Gründung und Ausgestaltung von Schulpartnerschaften, 
12. schulinterne Grundsätze für Wandertage sowie Klassen- und Kursfahrten, 
13. die Grundsätze für die Betätigung von Schülergruppen in der Schule, 
14. schulinterne Grundsätze zur Gewährleistung einer ausgewogenen In-
formation der Schüler bei Informationsbesuchen nicht zur Schule gehö-
render Personen im Unterricht gemäß § 56 Abs. 1,  
15. weitere Angelegenheiten, die ihr durch Rechts- und Verwaltungsvorschrift 
zugewiesen sind. 

(6) Die Schulkonferenz wirkt bei der Entscheidung über die Einführung neuer 
Schulbücher im Rahmen der Verordnung über die Genehmigung und Zulassung 
von Lehr- und Lernmitteln mit. 

(6) [unverändert] 

(7) Wird einer Empfehlung der Schulkonferenz gemäß Absatz 3 von der für die 
Entscheidung zuständigen Stelle nicht entsprochen, so ist dies gegenüber der 
Schulkonferenz zu begründen. Für die Beschlüsse nach Absatz 5 gilt § 37 Abs. 
5 entsprechend. 

(7) [unverändert] 

(8) Das Nähere über die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Schulkonfe-
renz wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministe-
riums geregelt. 

(8) [unverändert] 
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§ 39 Landesschulbeirat § 39 Landesschulbeirat 

Zur Beratung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums wird ein Lan-
desschulbeirat gebildet. Er setzt sich zusammen aus Vertretern der Eltern, der 
Lehrer, der Erzieher und der Sonderpädagogischen Fachkräfte, der Schüler und 
der Schulen in freier Trägerschaft. Weitere Mitglieder sind Vertreter von Einrich-
tungen, die an Bildung und Erziehung beteiligt sind, insbesondere die kommuna-
len Spitzenverbände. Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schul-
wesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

[unverändert] 

Sechster Abschnitt 
Schulaufsicht, Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien, 

eigenverantwortliche Schule, Schulnetzplanung und Medienzentren 

Sechster Abschnitt 
Schulaufsicht, Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien, 

eigenverantwortliche Schule, Schulnetzplanung und Medienzentren 

§ 40 Schulaufsicht § 40 Schulaufsicht 

Das Land hat die Aufsicht über das gesamte Schulwesen. Näheres regeln das 
Thüringer Gesetz über die Schulaufsicht sowie das Thüringer Gesetz über die 
Schulen in freier Trägerschaft. 

[unverändert] 

§ 40 a Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien § 40 a Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien 

(1) Das Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien trägt Ver-
antwortung im Prozess von Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung der 
Bildungseinrichtungen im schulischen und vorschulischen Bereich. Zu seinen 
Aufgaben gehören dabei insbesondere 
1. die Unterstützung im Prozess der Qualitätsentwicklung Eigenverantwortlicher 
Schulen sowie die Koordinierung der Erfassung und Auswertung der hierbei 
erhobenen Daten, 
2. die Planung, Organisation und Koordinierung der Fort- und Weiterbildung der 
im Landesdienst tätigen Lehrer, Sonderpädagogischen Fachkräfte und Erzieher 
sowie die nach dem Thüringer Lehrerbildungsgesetz vom 12. März 2008 (GVBl. 
S. 45) in der jeweils geltenden Fassung zugewiesenen Aufgaben, 
3. Fortbildungsangebote für pädagogisches Fachpersonal im frühkindlichen 
Bereich, 
4. die Entwicklung der Lehrpläne und des Bildungsplans, 
5. die Beratung und Unterstützung von staatlichen Schulen, Schulämtern und 
Staatlichen Studienseminaren für Lehrerausbildung sowie 
6. die Beratung und Unterstützung der Schulträger staatlicher Schulen und der 

(1) [unverändert] 
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Medienzentren in medientechnischen und medienpädagogischen Fragen. 
Das für das Schulwesen zuständige Ministerium schließt mit dem Institut für 
Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen zur Umsetzung der diesem übertragenen Aufgaben ab. 

(2) Näheres zu den in Absatz 1 genannten Aufgaben, die Übertragung weiterer 
Aufgaben im Bereich der Bildungsplanung, der Qualitätsentwicklung und der 
Qualitätssicherung von Bildungseinrichtungen sowie die Organisation und die 
Maßnahmen der Qualitätssicherung des Instituts für Lehrerfortbildung, Lehrpla-
nentwicklung und Medien regelt das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
durch Rechtsverordnung. 

(2) [unverändert] 
 

§ 40 b Eigenverantwortliche Schule und schulische Evaluation § 40 b Eigenverantwortliche Schule und schulische Evaluation 

(1) Die Schule gestaltet den Unterricht, die Erziehung und das Schulleben im 
Rahmen der geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften eigenverantwort-
lich. Sie ist dabei zu einer kontinuierlichen Qualitätsentwicklung und Qualitätssi-
cherung verpflichtet. 

(1) [unverändert] 

(2) Zur Bewertung ihrer Schul- und Unterrichtsqualität führt die Schule regelmä-
ßig interne Evaluationen durch. Über die Auswahl der Evaluationsinstrumente 
entscheidet die Schule in eigener Verantwortung. Vor der Durchführung von 
Evaluationsverfahren ist die Schulkonferenz zu informieren; sind Eltern- und 
Schülerbefragungen vorgesehen, ist die Zustimmung der Schulkonferenz einzu-
holen. Über die Ergebnisse der internen Evaluation ist der Schulkonferenz zu 
berichten. 

(2) Zur Bewertung ihrer Schul- und Unterrichtsqualität führt die Schule regelmä-
ßig interne Evaluationen durch. Hierfür sind vorrangig die von dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium zur Verfügung gestellten Angebote 
zu nutzen. Über die Auswahl der Evaluationsinstrumente entscheidet die Schu-
le in eigener Verantwortung, soweit das für das Schulwesen zuständige Mi-
nisterium keine Festlegungen getroffen hat. Vor der Durchführung von Eva-
luationen ist die Schulkonferenz zu informieren. Sind Eltern- und Schülerbefra-
gungen vorgesehen, ist die Zustimmung der Schulkonferenz einzuholen. Über 
die Ergebnisse der Evaluation ist der Schulkonferenz zu berichten. 

(3) In angemessenen Zeitabständen nimmt die Schule an Evaluationen durch 
externe Experten teil. Nach Abschluss der externen Evaluation wird eine Ziel-
vereinbarung zwischen der Schule und dem zuständigen Schulamt getroffen, in 
der die Schule ihre Vorhaben zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 
festlegt; der Schulkonferenz ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Der 
Schulträger soll beteiligt werden. Bei Umsetzung der Zielvereinbarung hat die 
Schule die Schulkonferenz regelmäßig über den Stand zu informieren; die Schu-
le ist dem zuständigen Schulamt zur Rechenschaftslegung verpflichtet. 

(3) Die Schule nimmt unter Berücksichtigung der personellen Vorausset-
zungen in angemessenen Zeitabständen an externen Evaluationen teil. 
Diese werden von Expertenteams, die im Auftrag des für das Schulwesen 
zuständigen Ministeriums tätig sind, durchgeführt. Die Expertenteams 
bestehen in der Regel aus dafür besonders geschulten Lehrern. Abwei-
chend von Satz 2 und 3 kann die Schule nach Genehmigung des für das 
Schulwesen zuständigen Ministeriums andere geeignete Experten mit ei-
ner externen Evaluation beauftragen. Absatz 2 Satz 4 bis 6 gilt entspre-
chend. Das für das Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
die Expertenteams nach Satz 2 und 3 einschließlich der mit deren Koordi-
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nierung verbundenen Aufgaben sowie die Genehmigung nach Satz 4 
nachgeordneten Behörden durch Rechtsverordnung zuzuordnen. 

(4) Im Auftrag des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums sind Experten-
teams bei der externen Evaluation von Schulen nach Absatz 3 tätig. Sie beste-
hen in der Regel aus dafür besonders geschulten Lehrkräften, insbesondere 
Schulleitungsmitgliedern und Mitarbeitern aus Schulämtern außerhalb des für 
die Schule zuständigen Schulamtsbereichs. Durch Rechtsverordnung des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums können die Expertenteams nachge-
ordneten Behörden zugeordnet werden. 

(4) Zeigt sich im Ergebnis der externen Evaluation ein schulischer Unter-
stützungsbedarf, so ist dieser gegenüber dem Institut für Lehrerfortbil-
dung, Lehrplanentwicklung und Medien anzuzeigen. Dieses leitet entspre-
chende Unterstützungsmaßnahmen ein. Die Schule ist verpflichtet, das 
zuständige Schulamt über das Ergebnis der externen Evaluation sowie 
über die gegebenenfalls eingeleiteten Unterstützungsmaßnahmen nach 
Satz 2 zu informieren.  

(5) Die Schule ist verpflichtet, an internationalen, nationalen oder landesweiten 
Lernstandserhebungen und Vergleichsuntersuchungen teilzunehmen, die Zwe-
cken der Schulentwicklung und Bildungsplanung dienen. Über die schulbezoge-
ne Rückmeldung ist in der Schulkonferenz zu beraten. 

(5) [unverändert] 

§ 41 Schulnetzplanung § 41 Schulnetzplanung 

(1) Schulnetzpläne werden von den Schulträgern im Benehmen mit den be-
troffenen Gemeinden bzw. Landkreisen und kreisfreien Städten für ihr Gebiet 
aufgestellt und fortgeschrieben. In den Plänen werden der gegenwärtige und 
zukünftige Schulbedarf sowie die Schulstandorte ausgewiesen. Für den Schul-
standort ist anzugeben, welche Bildungsangebote dort vorhanden sind und für 
welche Einzugsbereiche sie gelten sollen. Die Schulträger berücksichtigen bei 
ihrer Planung das örtliche Angebot von Schulen in freier Trägerschaft. Die Pläne 
müssen sowohl die langfristige Zielplanung als auch die Durchführungsmaß-
nahmen unter Angabe der Rangfolge ihrer Verwirklichung enthalten. In die Plä-
ne müssen die Möglichkeiten der Kooperation von Förderschulen mit anderen 
Schularten und Schulformen aufgenommen werden. Die Pläne sind mit den 
benachbarten Schulträgern abzustimmen. 
 

(1) Schulnetzpläne werden von den Schulträgern im Benehmen mit den be-
troffenen Gemeinden bzw. Landkreisen und kreisfreien Städten für ihr Gebiet 
aufgestellt und fortgeschrieben. In den Plänen werden der gegenwärtige und 
zukünftige Schulbedarf sowie die Schulstandorte ausgewiesen. Für den Schul-
standort ist anzugeben, welche Bildungsangebote dort vorhanden sind und für 
welche Schulbezirke, Einzugsgebiete oder Einzugsbereiche sie gelten sollen. 
Satz 3 gilt für die Festlegung von Netzwerkbereichen nach § 7a Abs. 2 Satz 
3 entsprechend. Die Schulträger berücksichtigen bei ihrer Planung das örtliche 
Angebot von Schulen in freier Trägerschaft. Die Pläne müssen sowohl die lang-
fristige Zielplanung, insbesondere zum weiteren Ausbau des gemeinsamen 
Unterrichts, als auch die Durchführungsmaßnahmen unter Angabe der Rang-
folge ihrer Verwirklichung enthalten. In die Pläne müssen die Möglichkeiten der 
Kooperation von Förderschulen mit anderen Schularten und Schulformen auf-
genommen werden. Die Pläne sind mit den benachbarten Schulträgern abzu-
stimmen. 

(2) Schulen sollen eine Größe haben, die eine Differenzierung des Unterrichts 
ermöglicht. Die für einen geordneten Schulbetrieb erforderliche Anzahl von Pa-
rallelklassen (Mindestzügigkeit) sowie die Grundsätze der Klassen- und Kursbil-
dung werden durch Richtlinien des für das Schulwesen zuständigen Ministeri-
ums bestimmt. 

(2) Schulen sollen eine Größe haben, die eine Differenzierung des Unterrichts 
ermöglicht und einen zweckmäßigen und wirtschaftlichen Einsatz von per-
sonellen und sächlichen Mitteln sichert (geordneter Schulbetrieb nach § 41 
a).“ 
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(3) Die Schulnetzplanung soll ein möglichst vollständiges und wohnortnahes 
Bildungsangebot sichern, die Grundlage für einen langfristig zweckentsprechen-
den Schulbau schaffen und den Planungsrahmen für ein ausgeglichenes Bil-
dungsangebot in Thüringen berücksichtigen. Es soll darauf hingewirkt werden, 
die Schulnetz- und die Jugendhilfeplanung aufeinander abzustimmen. Die Ziele 
der Raumordnung und der Landesplanung sind zu beachten. 

(3) Die Schulnetzplanung soll ein möglichst vollständiges und wohnortnahes 
Bildungsangebot sichern, die Grundlage für einen langfristig zweckentsprechen-
den Schulbau schaffen und den Planungsrahmen für ein ausgeglichenes Bil-
dungsangebot in Thüringen berücksichtigen. Es soll darauf hingewirkt werden, 
die Schulnetz- und die Jugendhilfeplanung aufeinander abzustimmen. Die Ziele 
der Raumordnung und der Landesplanung sind zu beachten. Das für das 
Schulwesen zuständige Ministerium wird ermächtigt, das Nähere zur Auf-
stellung, Fortschreibung und Genehmigung der Schulnetzpläne durch 
Rechtsverordnung zu regeln. 

(4) Für die Aufnahme der Gemeinschaftsschule in das Schulnetz gilt: Entsteht 
die Gemeinschaftsschule durch Schulartänderung, so geschieht dies in der 
Form, dass die Schule oder die Schulen den Willen zur Umwandlung in eine 
Gemeinschaftsschule durch entsprechenden Beschluss oder entsprechende 
Beschlüsse der Schulkonferenz oder der Schulkonferenzen gegenüber dem 
Schulträger zum Ausdruck bringen und über ein pädagogisches Konzept nach § 
6 a Abs. 2 entscheiden. Der Schulträger legt bei der Beantragung des Einver-
nehmens nach § 13 Abs. 3 Satz 1 das pädagogische Konzept nach § 6 a Abs. 2 
vor. Entspricht der Schulträger nicht dem Beschluss der Schulkonferenz oder 
der Schulkonferenzen, gilt § 13 Abs. 3 a Satz 2 und 3. Absatz 3 Satz 1 findet im 
Übrigen keine Anwendung. 

(4) [weggefallen] 

(5) Die Schulnetzpläne sowie ihre Fortschreibung bedürfen der Zustimmung des 
für das Schulwesen zuständigen Ministeriums. Diese ist zu versagen, wenn der 
vorgelegte Plan den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Anforderungen nicht 
entspricht oder wenn er mit einer zweckmäßigen Schulorganisation nicht verein-
bar ist oder einer ordnungsgemäßen Gestaltung des Unterrichts entgegensteht. 
 

(4) Die Schulnetzpläne sowie ihre Fortschreibung bedürfen der Zustimmung des 
für das Schulwesen zuständigen Ministeriums. Diese ist zu versagen, wenn der 
vorgelegte Plan den in den §§ 41a bis e und § 41 Abs. 1 und 2 Satz 1 und Abs. 
3 genannten Anforderungen nicht entspricht oder wenn er mit einer zweckmäßi-
gen Schulorganisation nicht vereinbar ist oder einer ordnungsgemäßen Gestal-
tung des Unterrichts entgegensteht. Das für das Schulwesen zuständige Mi-
nisterium kann Schulnetzplänen auch unter Erteilung von Auflagen oder 
lediglich in Teilen zustimmen. Für die Erfüllung von Auflagen ist keine 
weitere Fortschreibung des Schulnetzplans erforderlich; für die Erfüllung 
können Fristen gesetzt werden. 

(6) Die Schulnetzpläne können bei den Schulträgern, für deren Gebiet sie gel-
ten, eingesehen werden. 

(5) [unverändert] 

 § 41a Mindestzügigkeit, Schülermindestzahlen und Schulgröße 

 (1) Grundschulen können in Städten und Gemeinden mit bis zu 6500 Ein-
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wohnern ein- oder mehrzügig geführt werden und umfassen mindestens 
80 Schüler. In Städten und Gemeinden mit mehr als 6500 Einwohnern wer-
den sie zwei- oder mehrzügig geführt und umfassen mindestens 160 Schü-
ler. Die Mindestschülerzahl beträgt 20 je Klasse. Die Schülerhöchstzahl 
beträgt 24 je Klasse. 

 (2) Regelschulen sind in den Klassenstufen 5 bis 9 mindestens zweizügig, 
in Klassenstufe 10 mindestens einzügig zu führen und umfassen mindes-
tens 242 Schüler. Die Schülermindestzahl beträgt je Klasse 22. Die Schü-
lerhöchstzahl beträgt 28 je Klasse. 

 (3) Gemeinschaftsschulen sind in den Klassenstufen 5 bis 10 mindestens 
zweizügig zu führen und sollen mindestens 264 Schüler umfassen. Die 
Errichtung einer gymnasialen Oberstufe setzt in der Regel voraus, dass in 
der Jahrgangsstufe der Einführungsphase voraussichtlich eine Jahr-
gangsbreite von mindestens 40 Schülern erreicht wird. Reicht die Zahl der 
Schüler nicht aus, eine eigene gymnasiale Oberstufe zu bilden, soll diese 
in einem Verbundsystem mit einer anderen Schule mit gymnasialem Bil-
dungsgang geführt werden. Für die Klassenstufen 1 bis 4 gilt Absatz 1. Die 
Schülermindestzahl beträgt 22 für die Jahrgangsstufen 5 bis 10 und 20 für 
die Jahrgangsstufen 11 bis 13. Die Schülerhöchstzahl beträgt 28 für die 
Jahrgangsstufen 5 bis 10 und 24 für die Jahrgangsstufen 11 bis 13. 

 (4) Gesamtschulen sind in den Klassenstufen 5 bis 10 mindestens dreizü-
gig zu führen und sollen mindestens 396 Schüler umfassen. Die Schüler-
mindestzahl beträgt 20 für die Jahrgangsstufen 1 bis 4, 22 für die Jahr-
gangsstufen 5 bis 10 und 24 für die Jahrgangsstufen 11 bis 13. Die Schü-
lerhöchstzahl beträgt 28 für die Jahrgangsstufen 5 bis 10 und 20 für die 
Jahrgangsstufen 11 bis 13. 

 (5) Gymnasien, mit Ausnahme der Spezialgymnasien, sind mindestens 
dreizügig zu führen und sollen in den Klassenstufen 5 bis 12 mindestens 
540 Schüler umfassen. Die Errichtung einer gymnasialen Oberstufe oder 
eines beruflichen Gymnasiums setzt in der Regel voraus, dass in der 
Jahrgangsstufe der Einführungsphase voraussichtlich eine Jahrgangs-
breite von mindestens 60 Schülern erreicht wird. Reicht die Zahl der Schü-
ler nicht aus, eine eigene gymnasiale Oberstufe zu bilden, soll diese in 
einem Verbundsystem mit einer anderen Schule mit gymnasialem Bil-
dungsgang geführt werden. Die Schülermindestzahl beträgt 24 für die 
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Jahrgangsstufen 5 bis 9 und 20 für die Jahrgangsstufen 10 bis 12. Die 
Schülerhöchstzahl beträgt 30 für die Jahrgangsstufen 5 bis 9 und 24 für 
die Jahrgangsstufen 10 bis 12. 

 § 41b Teiler für Lerngruppen in praktischen Fächern 

 Der Teiler für den Unterricht in praktischen Fächern für Lerngruppen je 
Klassenstufe beträgt für: 
1. die Grundschule im Fach Schulgarten/Werken 16 Schüler, 
2. die Regelschule, Integrierte Gesamtschule, Kooperative Gesamtschule 
für die Fächer Technisches Werken, Wirtschaft-Recht-Technik, Natur und 
Technik 16 Schüler, 
3. die Gemeinschaftsschule für die Fächer Technisches Werken, Technik, 
Naturwissenschaft und Technik 16 Schüler, 
4. das Gymnasium im Fach Naturwissenschaften und Technik 16 Schüler 
und 
5. alle Schularten bei Durchführung von Schülerexperimenten mit Gefahr-
stoffen 16 Schüler. 

 § 41c Klassenbildung 

 (1) Klassen, Kurse und Lerngruppen sollen so gebildet werden, dass die 
Fortführung im darauffolgenden Schuljahr nach Möglichkeit gesichert ist. 

 (2) Eltern sind darauf hinzuweisen, dass sie die Absicht zum Wechsel an 
eine andere Schule oder zur Wiederholung einer Klasse ihrer Kinder bis 
spätestens eine Woche nach Ausgabe des Halbjahreszeugnisses der 
Schulleitung mitzuteilen haben. 

 (3) Für Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf sowie für Schüler 
mit Migrationshintergrund an allgemein bildenden Schulen mit Ausnahme 
der Förderzentren ist für die Klassenbildung eine Doppelzählung möglich. 
Bei Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf erfolgt die Doppel-
zählung, wenn diese im sonderpädagogischen Gutachten zugesprochen 
wird. Die Doppelzählung der Anzahl von Schülern mit Migrationshinter-
grund erfolgt bei Teilnahme der Schüler am Vorkurs und Grundkurs 
(Sprachförderung Deutsch als Zweitsprache). Zur Ermittlung der Anzahl 
der Klassen wird die Schülerzahl eines Schuljahrgangs unter Berücksich-
tigung von möglichen Doppelzählungen durch die betreffende Schüler-
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mindestzahl geteilt und bei Bruchteilen auf die nächste ganze Zahl abge-
rundet; die Schüler sind gleichmäßig auf alle Klassen der Klassenstufe zu 
verteilen. Für den ersten Doppelzählschüler verringert sich Schülermin-
destzahl nach § 41a Abs. 1 bis 5 um zwei, für den zweiten Doppelzählschü-
ler verringert sich Schülermindestzahl nach § 41a Abs. 1 bis 5 um weitere 
zwei. Weitere Doppelzählschüler werden auf die Schülermindestzahl nicht 
angerechnet. Die mögliche Doppelzählung erfolgt aufsteigend beginnend 
in den Schuljahrgängen 1 und 5 ab dem Schuljahr 2021/2022. 

 § 41d Ausnahmen bei Mindestzügigkeit, Schülermindestzahlen, Schulgrö-
ße, Teiler für Lerngruppen in praktischen Fächern und Klassenbildung 

 Die Vorgaben von § 41a bis 41c können in folgenden Ausnahmefällen un-
ter- oder überschritten werden, wenn: 
1. eine Nutzungsbindung für geförderte Gebäude besteht, 
2. im angemessenen Umkreis kein Kooperationspartner zur Verfügung 
steht, 
3. Nachbarschulen ihre Schul- und/oder Raumkapazitäten bereits voll aus-
gelastet haben, 
4. bauliche Voraussetzungen zu schaffen sind, um eine Schulnetzmaß-
nahme vollziehen zu können (befristete Ausnahmegenehmigungen), 
5. die Schülermindestzahl in einzelnen Klassenstufen für höchstens zwei 
Jahre unterschritten wird, 
6. die Vorgaben zur größten Entfernung oder zur längsten Zeit für den 
Schulweg nach § 41e  im Falle einer Aufhebung der Schule überschritten 
werden oder 
7. die Räume oder Teilbereiche der Schule zur Einhaltung der gesetzlichen 
Vorschriften zum Arbeitsschutz sowie sicherheitstechnischen Anforde-
rungen zur Unfallverhütung und zur Gewährleistung der Fürsorge- und 
Aufsichtspflicht die Unterschreitung des Teilers für Lerngruppen erforder-
lich machen. 

 § 41e Entfernung zum Schulstandort bzw. Zeiten für den Schulweg 

 [Tabelle] 

 § 41f Kooperationsmodelle 

 (1) Die in den §§ 41a, 41b und 41c genannten Vorgaben können auch durch 
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Kooperationen von Schulen erreicht werden. Kooperationen dienen der 
Optimierung der Unterrichtsqualität und der Unterrichtsabsicherung. Sie 
können auch schulträgerübergreifend eingegangen werden. Kooperatio-
nen sind im Rahmen folgender Organisationsmodelle möglich: 
1. Schulzusammenarbeit ist die Erweiterung der Unterrichtsangebote meh-
rerer Schulen ein oder mehrerer Schularten durch Kooperation und Opti-
mierung der Personalversorgung, wobei jede Schule die Schul- und Klas-
senmindestgröße erfüllt und über je eine Schulleitung und je ein Kollegium 
verfügt. 
2. Sprengelmodell ist die gemeinsame schulartspezifische Erfüllung der 
Schul- und Klassenmindestgröße von Schulen ein oder mehrerer Schular-
ten, die über ein Schulleitungskollegium sowie ein gemeinsames Kollegi-
um verfügen. 
3. Filialmodell ist die gemeinsame Erfüllung der Schul- und Klassenmin-
destgröße von Schulen einer Schulart, die über eine Schulleitung sowie 
ein gemeinsames Kollegium verfügen. 
4. Campusmodell ist die gemeinsame schulartspezifische Erfüllung der 
Schul- und Klassenmindestgröße mehrerer Schularten mit je einer Schul-
leitung und je einem Kollegium an einem Standort. 

 (2) Das Nähere zu den Voraussetzungen und zur Ausgestaltung der in den 
Nummern 1 bis 4 genannten Kooperationsmodelle bestimmt das für das 
Schulwesen zuständige Ministerium durch Rechtsverordnung. 

 (3) Werden die in den §§ 41a, 41b und 41c genannten Vorgaben auch durch 
Kooperationen von Schulen nicht erreicht und stellt der Schulträger nicht 
innerhalb einer von dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium 
festgesetzten angemessenen Frist einen Antrag auf eine schulorganisato-
rische Maßnahme nach § 13 Abs. 4 Satz 1, kann diese durch das für das 
Schulwesen zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Kom-
munalrecht zuständigen Ministerium angeordnet werden. Der Schulträger 
ist vorher zu hören. 

§ 42 Kommunale Medienzentren § 42 Kommunale Medienzentren 

Die Medienzentren, die von den Landkreisen und kreisfreien Städten personell 
und sächlich ausgestattet und unterhalten werden, beschaffen die für die Schu-
len erforderlichen Medien, stellen diese bereit und erfüllen die damit verbunde-
nen medienpädagogischen und organisatorischen Aufgaben. 

[unverändert] 
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Siebter Abschnitt 
Lehrpläne, Schulbetrieb und Unterrichtsinhalte 

Siebter Abschnitt 
Lehrpläne, Schulbetrieb und Unterrichtsinhalte 

§ 43 Lehrpläne, Lehr- und Lernmittel, Stundentafeln § 43 Lehrpläne, Lehr- und Lernmittel, Stundentafeln  

(1) Grundlage für Unterricht und Erziehung bilden die von dem für das Schulwe-
sen zuständigen Ministerium festgelegten Lehrpläne und Stundentafeln, in de-
nen Art und Umfang des Unterrichtsangebotes einer Schulart bestimmt sind. 
Lehrpläne sowie Stundentafeln richten sich nach dem Auftrag der Verfassung 
und dem Profil der jeweiligen Schulart; sie haben die erzieherische Aufgabe der 
Schule und die entsprechend der Schulart angestrebte Vermittlung von Wissen 
und Kenntnissen sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten zu berücksichtigen. 

(1) Grundlage für Unterricht und Erziehung bilden die von dem für das Schulwe-
sen zuständigen Ministerium festgelegten Lehrpläne und Stundentafeln, in de-
nen Art und Umfang des Unterrichtsangebotes einer Schulart bestimmt sind. 
Lehrpläne sowie Stundentafeln richten sich nach dem Auftrag der Verfassung 
und dem Profil der jeweiligen Schulart. Die Lehrpläne benennen die allgemei-
nen und fachlichen Ziele sowie Inhalte der einzelnen Fächer und Lernbe-
reiche, beschreiben zu erwartende Lernergebnisse und bestimmen den 
erwarteten Kompetenzerwerb (Bildungsstandards). 

(2) Lehr- und Lernmittel müssen zur Erfüllung des Auftrags für das Bildungswe-
sen geeignet sein, mit der Verfassung und sonstigen Rechtsvorschriften über-
einstimmen, die Anforderungen der Lehrpläne, Stundentafeln und sonstigen 
Richtlinien erfüllen und den pädagogischen und fachlichen Erkenntnissen für die 
betreffende Schulart und Klassenstufe entsprechen. 
 

(2) [unverändert] 

(3) Schulbücher dürfen an einer Schule nur eingeführt werden, wenn sie von 
dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium genehmigt oder von der Ge-
nehmigungspflicht ausgenommen sind. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
die Schulbücher den Anforderungen des Absatzes 2 nicht genügen. 

(3) Schulbücher werden nach Anzeige eines Verlags auf Zulassung in den 
Schulbuchkatalog aufgenommen. 

(4) Die Lehrpläne für den Religionsunterricht erstellen die betreffenden Kirchen 
und Religionsgemeinschaften im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Ministerium. Lehr- und Lernmittel für den Religionsunterricht müs-
sen die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen; die Zulassung für den Ge-
brauch in den Schulen bedarf der Zustimmung der betreffenden Kirchen und 
Religionsgemeinschaften. 

(4) [unverändert] 

(5) Näheres zur Genehmigung und Zulassung von Lehr- und Lernmitteln sowie 
den Stundentafeln wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zu-
ständigen Ministeriums geregelt. Soweit an der Schulaufsicht andere Ministerien 
beteiligt sind, werden Stundentafeln und Lehrpläne im Einvernehmen mit dem 
jeweiligen Fachressort erstellt. 

(5) Näheres zur Zulassung von Lehr- und Lernmitteln sowie den Stundentafeln 
wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt. Soweit an der Schulaufsicht andere Ministerien beteiligt sind, werden 
Stundentafeln und Lehrpläne im Einvernehmen mit dem jeweiligen Fachressort 
erstellt. 
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§ 44 Lernmittelfreiheit § 44 Lernmittelfreiheit 

(1) An den staatlichen allgemein bildenden und berufsbildenden Schulen besteht 
Lernmittelfreiheit nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4. 

(1) [unverändert] 

(2) Der Umfang der Lernmittelfreiheit bestimmt sich nach den notwendigen, für 
die Hand des Schülers bestimmten Schulbüchern sowie der schulbuchersetzen-
den Lernsoftware. Zur Umsetzung besonderer pädagogischer Konzepte und für 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf können aus pädagogischen 
Gründen auch andere notwendige Lernmittel bereitgestellt werden. 

(2) Der Umfang der Lernmittelfreiheit bestimmt sich nach den notwendigen, für 
die Hand des Schülers bestimmten Schulbüchern sowie der digitalen Bil-
dungsmedien. Zur Umsetzung besonderer pädagogischer Konzepte sowie für 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und Schüler mit Migrations-
hintergrund mit Förderbedarf zum Erwerb der deutschen Sprache können 
aus pädagogischen Gründen auch andere notwendige Lernmittel bereitgestellt 
werden. 

(3) Die Kosten der Lernmittelfreiheit trägt das Land nach Maßgabe des Haus-
halts, soweit nicht Eltern und volljährige Schüler mit einem Eigenanteil an den 
Kosten der Lernmittel beteiligt werden. Von einer Beteiligung kann bei Beziehern 
von Unterstützungsleistungen aus öffentlichen Haushalten sowie bei Familien 
mit einer bestimmten Kinderzahl teilweise oder ganz abgesehen werden. 

(3) [unverändert] 

(4) Von der Lernmittelfreiheit können einzelne Schularten, Schulformen, Bil-
dungsgänge und Klassenstufen ausgenommen werden. 

(4) [unverändert] 

(5) Zuschüsse zu den Lernmittelkosten werden den Schülern an Schulen in 
freier Trägerschaft, an denen die Schulpflicht erfüllt werden kann, in gleicher 
Höhe wie den Schülern an staatlichen Schulen gewährt. 

(5) [unverändert] 

(6) Näheres, insbesondere zu Umfang, Art und Verfahren der Bereitstellung der 
Lernmittel, über die Höhe und das Verfahren der Beteiligung nach Absatz 3 
sowie Maßnahmen bei nicht bestimmungsgemäßem Gebrauch oder unberech-
tigter Zurückbehaltung von Lernmitteln, wird durch Rechtsverordnung des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

(6) [unverändert] 

§ 45 Schulorganisation § 45 Schulorganisation  

(1) Der Unterricht wird in der Regel in Klassen erteilt, die für ein Schuljahr gebil-
det werden. 

(1) Der Unterricht wird in der Regel in Klassen erteilt, die für ein Schuljahr gebil-
det werden. Als besondere Unterrichtsformen können Intensiv- und Inter-
vallkurse, insbesondere temporäre Lerngruppen, zeitweise vorgehalten 
werden. 
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(2) Das Schuljahr beginnt an allen Schulen am 1. August und endet am 31. Juli 
des folgenden Kalenderjahres. Durch Rechtsverordnung des für das Schulwe-
sen zuständigen Ministeriums können für einzelne Schulformen der berufsbil-
denden Schulen Beginn und Ende des Schuljahres abweichend geregelt wer-
den. 

(2) [unverändert] 
 

(3) Die Gesamtdauer der Ferien während des Schuljahres beträgt 75 Werktage. 
Die Ferien werden durch die Ferienordnung festgesetzt, die das für das Schul-
wesen zuständige Ministerium erlässt. Es kann durch Rechtsverordnung für 
Schulformen der berufsbildenden Schulen Abweichendes zur Dauer der Ferien 
regeln. 

(3) [unverändert] 

(4) Der Unterricht wird an fünf Wochentagen, in der Regel am Vormittag, erteilt. 
An Spezialgymnasien kann der Unterricht auf sechs Wochentage verteilt wer-
den. 

(4) [unverändert] 

(5) Der Schulleiter erlässt im Benehmen mit der Schulkonferenz eine Hausord-
nung; soweit die Zuständigkeit des Schulträgers berührt ist, ist mit ihm das Ein-
vernehmen herzustellen. 

(5) [unverändert] 

§ 46 Religionsunterricht und Ethikunterricht § 46 Religionsunterricht und Ethikunterricht 

(1) Religionsunterricht und Ethikunterricht sind in den staatlichen Schulen or-
dentliche Lehrfächer. Ausnahmen für Fachschulen und Höhere Berufsfachschu-
len werden durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Minis-
teriums geregelt. 

(1) [unverändert] 

(2) Religionsunterricht ist ordentliches Lehrfach für alle Schüler, die einer Kirche 
oder Religionsgemeinschaft angehören. Unbeschadet des staatlichen Aufsichts-
rechts wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
Kirchen oder der Religionsgemeinschaften erteilt. Zur Erteilung des Religionsun-
terrichts bedürfen die Lehrer der Berufung durch die Kirchen oder Religionsge-
meinschaften. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religi-
onsunterricht zu erteilen. Über die Teilnahme am Religionsunterricht entschei-
den die Eltern oder die Schüler, sofern sie das 14. Lebensjahr vollendet haben. 
Näheres wird durch Vertrag zwischen dem Land Thüringen und den betreffen-
den Kirchen oder Religionsgemeinschaften geregelt. 

(2) [unverändert] 

(3) Auf Wunsch der Eltern können Schüler, die keiner Kirche oder Religionsge- (3) [unverändert] 
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meinschaft angehören, am Religionsunterricht teilnehmen, wenn die Zustim-
mung der betreffenden Kirche oder Religionsgemeinschaft vorliegt; dies gilt 
entsprechend für Schüler, für deren Religionsgemeinschaft Religionsunterricht 
als ordentliches Lehrfach nicht eingerichtet ist. Sofern Schüler das 14. Lebens-
jahr vollendet haben, entscheiden sie anstelle der Eltern selbst. 

(4) Der weltanschaulich neutrale Ethikunterricht ist ordentliches Lehrfach für alle 
Schüler, die keiner Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören und die auch 
nicht gemäß Absatz 3 am Religionsunterricht teilnehmen. Der Ethikunterricht 
dient dem kritischen Verständnis von gesellschaftlich wirksamen Wertvorstellun-
gen und Normen als Grundlage verantwortlichen Urteilens und Handelns. Sein 
Inhalt orientiert sich an den sittlichen Grundsätzen, wie sie im Grundgesetz nie-
dergelegt sind. Im Übrigen berücksichtigt er die Pluralität der Bekenntnisse und 
Weltanschauungen. 

(4) [unverändert] 

(5) Schüler, die gemäß Absatz 2 Satz 5 nicht am Religionsunterricht teilnehmen, 
nehmen am Ethikunterricht teil. 

(5) [unverändert] 

§ 47 Gesundheits- und Sexualerziehung § 47 Gesundheitsförderung und Sexualerziehung 

(1) Die Schule hat durch geeignete Maßnahmen die Gesundheitserziehung zu 
unterstützen. Sie entwickelt ein umfassendes Konzept zur Gesunderhaltung und 
gesunden Lebensweise. Ein Schwerpunkt des Konzepts ist die Prävention des 
Konsums von illegalen Drogen sowie von Tabak und Alkohol. Die in den Lehr-
plänen festgeschriebenen Bildungsinhalte zur Gesundheitserziehung sind fä-
cherübergreifend und über den Unterricht hinaus zu vermitteln. Gesunde Le-
bensweise ist an jeder Schule aktiv zu gestalten. 
 

(1) Die Schule hat durch geeignete Maßnahmen die Gesundheitsförderung zu 
unterstützen. Sie entwickelt ein umfassendes ganzheitliches Konzept zur Ge-
sunderhaltung und gesunden Lebensweise. Die in den Lehrplänen festgeschrie-
benen Bildungsinhalte zur Gesundheitsförderung sind fächerübergreifend und 
über den Unterricht hinaus zu vermitteln. Gesunde Lebensweise ist an jeder 
Schule aktiv zu gestalten. 
 

(2) Das Rauchen ist im Schulgebäude und auf dem Schulgelände untersagt. 
Dies gilt nicht für Wohnräume, die sich auf dem Schulgelände befinden. 

(2) [unverändert] 

(3) Das Konzept zur Gesunderhaltung und gesunden Lebensweise ist von den 
Schulen regelmäßig auf seine Wirksamkeit zu überprüfen und fortzuschreiben. 
Dabei erhält die Schule die Unterstützung des zuständigen Staatlichen Schul-
amts. 

(3) [unverändert] 

(4) Durch die Sexualerziehung, die als Teil der Gesamterziehung zu den Aufga-
ben der Schule gehört, sollen die Schüler sich altersgemäß mit den biologi-

(4) [unverändert] 



16.                                                                                       - Synopse Änderung Thüringer Schulgesetz -                Stand: 22.05.18 

64 

 

schen, ethischen, religiösen, kulturellen und sozialen Tatsachen und Bezügen 
der Geschlechtlichkeit des Menschen vertraut machen. Die Sexualerziehung soll 
das Bewusstsein für eine persönliche Intimsphäre und für partnerschaftliches, 
gewaltfreies Verhalten in persönlichen Beziehungen entwickeln und fördern 
sowie die grundlegende Bedeutung von Partnerschaft, Ehe und Familie vermit-
teln. Bei der Sexualerziehung ist Zurückhaltung zu wahren sowie Offenheit und 
Toleranz gegenüber den verschiedenen Wertvorstellungen in diesem Bereich zu 
beachten; jede einseitige Beeinflussung ist zu vermeiden. 

(5) Die Eltern sind über Ziel, Inhalt und Formen der Gesundheits- und Sexualer-
ziehung zu unterrichten. 

(5) Die Eltern sind über Ziel, Inhalt und Formen der Gesundheitsförderung und 
Sexualerziehung zu unterrichten. 

§ 48 Leistungen und Zeugnisse § 48 Leistungen und Zeugnisse 

(1) Zum Nachweis des Leistungsstandes erbringen die Schüler in angemesse-
nen Zeitabständen entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen Bildungs-
ganges, der betreffenden Klassenstufen sowie der einzelnen Fächer, Lerngebie-
te, Lernfelder und Lernfeldgruppen schriftliche, mündliche und praktische Leis-
tungen. Leistungsnachweise dienen der Leistungsbewertung und als Bera-
tungsgrundlage. Nähere Festlegungen werden durch Rechtsverordnung des für 
das Schulwesen zuständigen Ministeriums sowie durch die Lehrpläne getroffen. 

(1) Zum Nachweis des Leistungsstandes erbringen die Schüler in angemesse-
nen Zeitabständen entsprechend den Erfordernissen des jeweiligen Bildungs-
ganges, der betreffenden Klassenstufen sowie der einzelnen Fächer und Lern-
bereiche schriftliche, mündliche und praktische Leistungen. Leistungsnachwei-
se dienen der Leistungsbewertung und als Beratungsgrundlage. Nähere Festle-
gungen werden durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums sowie durch die Lehrpläne getroffen. 

(2) Die einzelnen schriftlichen, mündlichen und praktischen Leistungsnachweise 
sowie die gesamten während eines Schuljahres in den einzelnen Fächern, 
Lerngebieten, Lernfeldern und Lernfeldgruppen erbrachten Leistungen werden 
nach folgenden sechs Notenstufen bewertet: 
 
1 = sehr gut 
2 = gut 
3 = befriedigend 
4 = ausreichend 
5 = mangelhaft 
6 = ungenügend. 

 
Durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums im 
Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss kann 
vorgesehen werden, dass in bestimmten Klassenstufen oder Schularten die 
Noten durch eine verbale Leistungseinschätzung oder ein Punktsystem ergänzt 
oder ersetzt werden. Gleiches gilt für die Bildungsgänge zur Lernförderung und 

(2) Die einzelnen schriftlichen, mündlichen und praktischen Leistungsnachweise 
sowie die gesamten während eines Schuljahres in den einzelnen Fächern, 
Lerngebieten, Lernfeldern und Lernfeldgruppen erbrachten Leistungen werden 
nach folgenden sechs Notenstufen bewertet: 
 
1 = sehr gut 
2 = gut 
3 = befriedigend 
4 = ausreichend 
5 = mangelhaft 
6 = ungenügend. 

 
Durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums im 
Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss kann 
vorgesehen werden, dass in bestimmten Klassenstufen oder Schularten die 
Noten durch eine verbale Leistungseinschätzung oder ein Punktsystem ergänzt 
oder ersetzt werden. Schüler im Bildungsgang zur individuellen Lebensbe-
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zur individuellen Lebensbewältigung an der Förderschule. In Schulen mit einem 
bewährten reformpädagogischen Konzept ist das Ersetzen von Noten durch 
eine allgemeine Bewertung für weitere Klassenstufen möglich; die Entscheidung 
trifft das für das Schulwesen zuständige Ministerium. Zwischennoten werden 
nicht erteilt. 

 

wältigung erhalten in allen Fächern, Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Lernen in allen oder einzelnen Fächern, eine verbale Leis-
tungseinschätzung. In Schulen mit einem bewährten reformpädagogischen 
Konzept ist das Ersetzen von Noten durch eine allgemeine Bewertung für weite-
re Klassenstufen möglich; die Entscheidung trifft das für das Schulwesen zu-
ständige Ministerium. Zwischennoten werden nicht erteilt. 

(3) Unter Berücksichtigung der einzelnen schriftlichen, mündlichen und prakti-
schen Leistungen werden Zeugnisse erteilt. Zeugnisse werden in der Regel 
jeweils zum Schulhalbjahr und zum Schuljahresende ausgestellt. Die gesamten 
Leistungen eines Schülers werden vom Lehrer unter Wahrung der Gleichbe-
handlung aller Schüler in pädagogischer Verantwortung bewertet. Die Transpa-
renz der Notengebung ist für Schüler und Eltern zu gewährleisten. 
 

(3) [unverändert] 

(4) In das Zeugnis werden Bewertungen zur Mitarbeit und zum Verhalten des 
Schülers aufgenommen; für die Schullaufbahnberatung können ergänzend zum 
Zeugnis Einschätzungen der persönlichen, fachlichen und sozialen Kompetenz-
entwicklung des Schülers erstellt werden. Näheres, insbesondere Ausnahmen 
von Satz 1, wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums geregelt. 

(4) [unverändert] 

 (5) Schüler im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung erhalten 
ein Abschlusszeugnis, das die individuelle Entwicklung der Persönlichkeit 
beschreibt. Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf im Lernen 
beenden ihre Schullaufbahn an der allgemeinen Schule oder der Förder-
schule mit einem Abschlusszeugnis zur Berufsvorbereitung. 
 

§ 49 Versetzung, Wiederholung und Überspringen § 49 Versetzung, Wiederholung und Überspringen 

(1) In die nächsthöhere Klassenstufe werden die Schüler versetzt, die während 
des laufenden Schuljahres die erforderlichen Leistungsnachweise erbracht und 
dabei den Anforderungen genügt haben. Abweichend hiervon kann ein Schüler 
bei Vorliegen besonderer Gründe, wie Wechsel der Schule während des Schul-
jahres oder längerer Krankheit, versetzt werden, wenn dies bei Würdigung sei-
nes Leistungswillens gerechtfertigt erscheint und eine erfolgreiche Mitarbeit in 
der nächsthöheren Klassenstufe erwartet werden kann; über die Versetzung 
oder Nichtversetzung entscheidet die Klassenkonferenz. Näheres wird durch 

(1) [unverändert] 



16.                                                                                       - Synopse Änderung Thüringer Schulgesetz -                Stand: 22.05.18 

66 

 

Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums im Be-
nehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Landtagsausschuss geregelt; 
dabei kann vorgesehen werden, dass für einzelne Klassenstufen, Schulformen 
oder Schularten auf eine Versetzung oder auf die Versetzungswirksamkeit ein-
zelner Fächer verzichtet wird. 

 (1a) Schüler im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung rücken 
nach Schuljahresende in die nächsthöhere Klassenstufe und nach drei 
Jahren in die nächsthöhere Schulstufe auf. Schüler mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf im Lernen können auf Beschluss der Klassenkonfe-
renz in die nächsthöhere Klassenstufe aufrücken. 

(2) Schüler aller Klassenstufen können auf Antrag der Eltern, bei volljährigen 
Schülern auf Antrag der Schüler selbst, der spätestens eine Woche nach Aus-
gabe des Halbjahreszeugnisses zu stellen ist, in die nächstniedrigere Klassen-
stufe zurücktreten, sofern diese noch nicht wiederholt wurde und sofern sie im 
laufenden Schuljahr keine Klassenstufe wiederholen. Am Ende der freiwillig 
wiederholten Klassenstufe ergeht keine Versetzungsentscheidung. Die Wieder-
holung ist nur zweimal während des Besuchs einer allgemein bildenden Schule 
möglich, davon einmal in der Oberstufe des Gymnasiums. Über Ausnahmen 
entscheidet das für das Schulwesen zuständige Ministerium. 
 

(2) Schüler aller Klassenstufen können auf Antrag der Eltern, bei volljährigen 
Schülern auf Antrag der Schüler selbst, der spätestens eine Woche nach Aus-
gabe des Halbjahreszeugnisses zu stellen ist, in die nächstniedrigere Klassen-
stufe zurücktreten, sofern diese noch nicht wiederholt wurde und sofern sie im 
laufenden Schuljahr keine Klassenstufe wiederholen. Am Ende der freiwillig 
wiederholten Klassenstufe ergeht keine Versetzungsentscheidung. Aus der 
Klassenstufe 3 ist nach einer dreijährigen Verweildauer in der Schulein-
gangsphase ein Rücktritt ausgeschlossen. Die Wiederholung ist nur zweimal 
während des Besuchs einer allgemein bildenden Schule möglich, davon einmal 
in der Oberstufe des Gymnasiums. Über Ausnahmen entscheidet das für das 
Schulwesen zuständige Ministerium. 

(3) Einem besonders begabten und leistungswilligen Schüler kann das Über-
springen einer Klassenstufe gestattet werden, wenn seine Leistungen deutlich 
über die seiner Mitschüler hinausragen und seine Arbeitsweise erwarten lässt, 
dass er erfolgreich in der neuen Klassenstufe mitarbeiten kann. Näheres wird 
durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt. 

(3) [unverändert] 

(4) Nicht versetzte Schüler wiederholen die zuletzt besuchte Klassenstufe. Für 
bestimmte Schulformen der berufsbildenden Schule kann die Wiederholung 
einer Klassenstufe durch eine besondere Leistungsfeststellung ersetzt werden. 
Näheres wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen 
Ministeriums geregelt. 

(4) [unverändert] 

§ 50 Entlassung wegen mangelnder Leistung § 50 Entlassung wegen mangelnder Leistung 
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Ein Schüler muss in der Regel die Schulart oder den Bildungsgang verlassen, 
wenn er die Abschlussprüfung zweimal nicht bestanden hat. Dies gilt auch, 
wenn ein Schüler zweimal in derselben Klassenstufe oder in zwei aufeinander 
folgenden Klassenstufen der berufsbildenden Schulen (mit Ausnahme der Be-
rufsschule) und des Thüringenkollegs nicht versetzt wurde. Am Gymnasium 
können in der Regel insgesamt nur zwei Klassenstufen wiederholt werden; Wie-
derholungen nach § 49 Abs. 2 werden angerechnet. Wer zweimal nicht versetzt 
wurde, muss das Gymnasium verlassen. Für Umstufungen bei Kursen und 
Klassen, die auf den Realschulabschluss vorbereiten, gilt § 6 Abs. 4. Weitere 
Einzelheiten und Ausnahmen werden durch Rechtsverordnung des für das 
Schulwesen zuständigen Ministeriums geregelt. 

[unverändert] 

Achter Abschnitt 
Pädagogische Maßnahmen und Ordnungsmaßnahmen 

Achter Abschnitt 
Pädagogische Maßnahmen und Ordnungsmaßnahmen 

§ 51 Pädagogische Maßnahmen und Ordnungsmaßnahmen § 51 Pädagogische Maßnahmen und Ordnungsmaßnahmen 

(1) Pädagogische Maßnahmen liegen in der Verantwortung der Schule und ge-
währleisten die Entwicklung des Schülers im Sinne des Bildungs- und Erzie-
hungsauftrages. Gefährdungen dieser Entwicklung ist zunächst mit pädagogi-
schen Maßnahmen zu begegnen. Dazu gehören insbesondere das Gespräch 
mit dem Schüler, das Lob und die Ermahnung, gemeinsame Gespräche mit 
Eltern und Lehrern, die formlose Missbilligung des Fehlverhaltens, die Beauftra-
gung mit Aufgaben, die geeignet sind, den Schüler sein Fehlverhalten erkennen 
zu lassen, sowie das Nachholen schuldhaft versäumten Unterrichts nach Be-
nachrichtigung der Eltern. Zeigen diese Maßnahmen keinen Erfolg, soll gegen-
über den Eltern eine schriftliche Mitteilung erfolgen (Hinweis); bei schweren oder 
häufigen Pflichtverletzungen muss ein Hinweis erfolgen. 

(1) [unverändert] 

(2) Zur Sicherung des Bildungs- und Erziehungsauftrages oder zum Schutz von 
Personen und Sachen können nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Schülern getroffen werden, soweit pädagogi-
sche Maßnahmen nach Absatz 1 nicht ausreichen. Vor Verhängung der Ord-
nungsmaßnahmen gemäß Absatz 3 Nr. 3 bis 6 können die gewählten Schüler- 
und Elternvertretungen der Klasse auf Verlangen des Schülers oder seiner El-
tern angehört werden. 

(2) [unverändert] 

(3) Ordnungsmaßnahmen sind: 
1. der schriftliche Verweis durch die Klassenlehrer; 

(3) [unverändert] 
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2. der Ausschluss von besonderen Klassen- oder Schulveranstaltungen durch 
den Schulleiter auf Beschluss der Klassenkonferenz sowie vom Unterricht in 
Wahlfächern und freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen; 
3.der strenge Verweis durch den Schulleiter; 
4. die Versetzung in eine Parallelklasse der gleichen Schule durch den Schullei-
ter auf Beschluss der Klassenkonferenz; 
5. der Ausschluss vom Unterricht für die Dauer von bis zu sechs Tagen durch 
den Schulleiter auf Beschluss der Klassenkonferenz; 
6. der Ausschluss vom Unterricht für die Dauer von bis zu vier Wochen durch 
den Schulleiter auf Beschluss der Lehrerkonferenz und mit Zustimmung des 
zuständigen Schulamts; 
7. die Zuweisung an eine andere Schule der gleichen Schulart durch das zu-
ständige Schulamt; den Antrag stellt der Schulleiter auf Beschluss der Lehrer-
konferenz. 

(4) Eine Bindung an die Reihenfolge der Ordnungsmaßnahmen nach Absatz 3 
Nr. 1 bis 4 besteht nicht. Vor dem Ergreifen der Ordnungsmaßnahmen sind 
diese zunächst anzudrohen; die betroffenen Schüler sind anzuhören. Der An-
drohung bedarf es nicht, wenn eine sofortige Reaktion zur Wahrung eines ord-
nungsgemäßen Schulbetriebs geboten erscheint. In den Fällen des Absatzes 3 
Nr. 4 bis 7 sind die Eltern zu informieren, anzuhören und zu beraten. Die Schule 
berät unter Einbeziehung des zuständigen Jugendamts in den Fällen des Absat-
zes 3 Nr. 5 und 6 die Eltern über mögliche Unterstützungsmaßnahmen während 
dieser Zeit. Die Schulaufsicht hat auf Antrag der Eltern und auf Antrag volljähri-
ger Schüler die Entscheidung nach Absatz 3 Nr. 4 bis 7 zu überprüfen. 

(4) [unverändert] 

(5) Andere als die in Absatz 3 aufgeführten Ordnungsmaßnahmen sowie die 
Verhängung von Ordnungsmaßnahmen gegenüber Klassen und Gruppen als 
solche sind nicht zulässig. Körperliche Züchtigung ist verboten. Ordnungsmaß-
nahmen, pädagogische Maßnahmen und Maßnahmen des Hausrechts sind 
nebeneinander zulässig. Außerschulisches Verhalten des Schülers soll nur Ge-
genstand einer Ordnungsmaßnahme nach Absatz 3 sein, soweit es sich auf den 
Schul- oder Unterrichtsbetrieb störend auswirkt. 

(5) [unverändert] 

(6) Der Besitz, Handel und Genuss von Rauschmitteln und alkoholischen Ge-
tränken ist den Schülern innerhalb der Schulanlage untersagt. Die Schule ist 
befugt, den Schülern Gegenstände, die den Unterricht oder die Ordnung der 
Schule stören können oder stören, wegzunehmen und sicherzustellen. Über den 
Zeitpunkt der Rückgabe derartiger Gegenstände entscheidet der Schulleiter. 

(6) [unverändert] 
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§ 52 Ausschluss § 52 Ausschluss 

(1) Ein Schüler, dessen Verbleib in der Schule eine wesentliche Gefahr für die 
Unterrichtung, die Gesundheit oder die Sicherheit der anderen Schüler bedeutet, 
kann vom zuständigen Schulamt nach erfolgten pädagogischen und psychologi-
schen Maßnahmen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
auf Zeit oder auf Dauer von der bisher besuchten Schule ausgeschlossen wer-
den. Eine wesentliche Gefahr für die Unterrichtung der anderen Schüler ist ins-
besondere dann gegeben, wenn der Verbleib des Schülers den Schulfrieden so 
beeinträchtigen würde, dass die Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbe-
triebs nicht mehr gewährleistet werden kann. 

(1) [unverändert] 

(2) Den Antrag auf Ausschluss des Schülers von der Schule stellt der Schulleiter 
auf Beschluss der Lehrerkonferenz. Bevor der Beschluss der Lehrerkonferenz 
und der endgültige Beschluss des zuständigen Schulamtes gefasst werden, sind 
der Schüler und dessen Eltern sowie Eltern- und Schülervertretungen der Klas-
se zu hören. Der Ausschluss ist vorher anzudrohen. Der Androhung bedarf es 
nicht, wenn der durch sie verfolgte Zweck nicht oder nicht mehr erreicht werden 
kann. 

(2) [unverändert] 

(3) In besonders schweren Fällen kann der Schüler nach Erfüllung der Schul-
pflicht von allen Schulen einer Schulart oder allen Schulen des Landes ausge-
schlossen werden. 

(3) [unverändert] 

 (3a) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die Anordnung eines Aus-
schlusses nach Absatz 1 und 3 sowie gegen eine Ordnungsmaßnahme 
nach § 51 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 und 4 bis 7 haben keine aufschiebende 
Wirkung. 

(4) Das zuständige Schulamt trifft im Benehmen mit dem Jugendamt die nach 
dem Ausschluss erforderlichen Maßnahmen. 

(4) [unverändert] 

Neunter Abschnitt 
Beratungsdienste, Schulgesundheitspflege und Unterricht im Krankheitsfall 

Neunter Abschnitt 
Beratungsdienste, Schulgesundheitspflege und Unterricht in besonderen Fäl-

len 

§ 53 Beratungsdienste, Sonderpädagogische Förderung, Schulpsychologischer 
Dienst 

§ 53 Beratungsdienste, Sonderpädagogische Förderung, Schulpsychologischer 
Dienst  
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(1) Zur Beratung der Schüler und ihrer Eltern insbesondere bei der Wahl der 
Schullaufbahn stehen an den Schulen hierfür ausgebildete Lehrer zur Verfü-
gung; die allgemeine Beratungspflicht des Lehrers bleibt davon unberührt. 

(1) [unverändert] 

(2) Gemeinsamer Unterricht von Schülern mit und ohne sonderpädagogischem 
Förderbedarf findet in den Schularten nach § 4 in enger Zusammenarbeit mit 
den Mobilen Sonderpädagogischen Diensten der Förderschule und den Förder-
schulen statt. Grundsätzlich sind integrative Formen von Erziehung und Unter-
richt in allen Schulformen anzustreben. Zu Formen gemeinsamen Unterrichts 
gehören insbesondere Einzelintegration und Integrationsklassen. Den sich er-
gebenden Förderbedarf erfüllen die Schulen, soweit eine angemessene perso-
nelle, räumliche oder sächliche Ausstattung vorhanden ist. 

(2) Gemeinsamer Unterricht von Schülern mit und ohne sonderpädagogischem 
Förderbedarf findet in den allgemeinen Schulen in enger Zusammenarbeit mit 
den Lehrern und Sonderpädagogischen Fachkräften der Förderschule und 
den Förderschulen statt. Grundsätzlich sind integrative Formen von Erziehung 
und Unterricht in allen Schulformen anzustreben. Zu Formen gemeinsamen 
Unterrichts gehören insbesondere Einzelintegration und Integrationsklassen. 
Den sich ergebenden Förderbedarf erfüllen die Schulen, soweit eine angemes-
sene personelle, räumliche oder sächliche Ausstattung vorhanden ist. 

(3) Bei den staatlichen Schulämtern ist ein Schulpsychologischer Dienst einge-
richtet. Er hat im Rahmen eines Beratungssystems, in dem Schulpsychologen, 
Beratungslehrer und Fachlehrer zusammenarbeiten, vor allem die Aufgabe, 
durch die Anwendung psychologischer Erkenntnisse und Methoden die pädago-
gische Arbeit an den Schulen zu unterstützen und zu fördern. Dem Schulpsy-
chologischen Dienst obliegt die schulzentrierte Beratung (Unterrichtshilfe und 
Beratung der Lehrkräfte) und die schülerzentrierte Beratung (Einzelfallhilfe bei 
Problemschülern). Er nimmt Aufgaben der Drogenprävention und Suchtberatung 
in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Suchthilfe wahr. 

(3) Bei den staatlichen Schulämtern ist ein Schulpsychologischer Dienst einge-
richtet. Er hat im Rahmen eines Beratungssystems, in dem Schulpsychologen, 
Beratungslehrer und Fachlehrer zusammenarbeiten, vor allem die Aufgabe, 
durch die Anwendung psychologischer Erkenntnisse und Methoden die pädago-
gische Arbeit an den Schulen zu unterstützen und zu fördern. Dem Schulpsy-
chologischen Dienst obliegt die schulzentrierte Beratung und die schülerzentrier-
te Beratung. Er nimmt Aufgaben der Drogenprävention und Suchtberatung in 
Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Suchthilfe wahr. 

(4) Schulleiter und Lehrer sind verpflichtet, den Schulpsychologischen Dienst in 
der Erfüllung seines Auftrages zu unterstützen. Mitarbeiter des Schulpsychologi-
schen Dienstes nehmen an den Schulamtsleiter- und den Schulleiterdienstbe-
sprechungen, Lehrerkonferenzen sowie Schulkonferenzen bei schulpsycholo-
gisch relevanten Fragen teil. 

(4) [unverändert] 

§ 54 Unterricht im Krankheitsfall § 54 Unterricht in besonderen Fällen 

(1) Schulpflichtige, die sich sechs Wochen und länger oder wiederholt in medizi-
nischen Einrichtungen aufhalten und deshalb nicht am Unterricht in der Schule 
teilnehmen, sollen Grundlagenunterricht erhalten. Wurde Grundlagenunterricht 
eingerichtet, so können hieran alle Schulpflichtigen teilnehmen, die sich in der 
medizinischen Einrichtung aufhalten. 
 

(1) Schulpflichtige, die sich sechs Wochen und länger oder wiederholt in medizi-
nischen Einrichtungen aufhalten und deshalb nicht am Unterricht in der Schule 
teilnehmen, sollen Grundlagenunterricht erhalten. Wurde Grundlagenunterricht 
eingerichtet, so können hieran alle Schüler teilnehmen, die sich in der medizini-
schen Einrichtung aufhalten. Das zuständige Schulamt legt eine oder mehre-
re geeignete Schulen fest, die für die Beschulung in der jeweiligen medizi-
nischen Einrichtung zuständig sind. 
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(2) Schulpflichtige, die wegen Erkrankung sechs Wochen und länger die Schule 
nicht besuchen können und sich in häuslicher Pflege befinden, können Hausun-
terricht in den Grundlagenfächern erhalten. 
 

(2) Schulpflichtige, die wegen Erkrankung sechs Wochen und länger die Schule 
nicht besuchen können und sich in häuslicher Pflege befinden, können Hausun-
terricht in den Grundlagenfächern erhalten. Zuständig ist in der Regel die bis-
her besuchte Schule; die Festlegung trifft das zuständige Schulamt. 
 

(3) Der Grundlagenunterricht umfasst den Unterricht in den Fächern Deutsch 
und Mathematik sowie in der ersten Fremdsprache. Ab der Klassenstufe 9 kann 
die Fächerauswahl um solche Fächer erweitert werden, die zur Erreichung des 
Schulabschlusses für die Schüler unentbehrlich sind. 
 

(3) Der Grundlagenunterricht umfasst den Unterricht in den Fächern Deutsch 
und Mathematik sowie in der ersten Fremdsprache. Ab der Klassenstufe 9 kann 
die Fächerauswahl um solche Fächer erweitert werden, die zur Erreichung des 
Schulabschlusses für die Schüler unentbehrlich sind. Der Unterricht für Schü-
ler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der geistigen Entwicklung 
orientiert sich an den Lehrplaninhalten des Bildungsgangs zur individuel-
len Lebensbewältigung. 

(4) Beginn und Umfang des Unterrichts wird bestimmt durch die Entscheidung 
der Ärzte über die Belastbarkeit des Schulpflichtigen und die Erfordernisse des 
Betriebes der medizinischen Einrichtung. 

(4) Beginn und Umfang des Unterrichts wird bestimmt durch die Entscheidung 
der Ärzte über die Belastbarkeit des Schülers und die Erfordernisse des Betrie-
bes der medizinischen Einrichtung. 

(5) Für diesen Unterricht werden je nach Schulart und Klassenstufe Fachlehrer 
eingesetzt. 

(5) [unverändert] 

 (6) Schulpflichtige, die sich in Justizvollzugseinrichtungen, Jugendarrest-
anstalten oder in stationären Jugendhilfeeinrichtungen befinden, sollen 
Grundlagenunterricht in den Räumen der Einrichtung erhalten. Absatz 1 
Satz 3 und Absatz 3 gelten entsprechend. 

 (7) Im Rahmen des Unterrichts nach den Absätzen 1 und 2 sowie in Fällen, 
in denen dem Schüler der Besuch eines regulären Unterrichts nicht mög-
lich ist, sind die Möglichkeiten der modernen Datenkommunikation zu nut-
zen, soweit die personellen und sächlichen Voraussetzungen vorliegen 
oder geschaffen werden können. Der Unterricht kann mit Zustimmung des 
für das Schulwesen zuständigen Ministeriums ganz oder teilweise in digi-
talen Lernumgebungen erfolgen. 
 

§ 55 Schulgesundheitspflege § 55 Schulgesundheitspflege 

(1) Die Schulgesundheitspflege umfasst die Aufgaben nach dem Infektions-
schutzgesetz sowie die Maßnahmen des schulärztlichen und schulzahnärztli-

(1) [unverändert] 
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chen Dienstes. 
 

(2) Die Schulgesundheitspflege wird von den Gesundheitsämtern wahrgenom-
men. Die Schule und die Eltern sind verpflichtet, die Gesundheitsämter bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen. 

(2) [unverändert] 

(3) Die Schüler sind verpflichtet, sich den Maßnahmen des schulärztlichen und 
schulzahnärztlichen Dienstes zu unterziehen. Näheres wird durch Rechtsver-
ordnung des für Gesundheit zuständigen Ministeriums im Einvernehmen mit 
dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium geregelt. Personen, denen die 
Sorge für die Person eines Schülers zusteht, sind verpflichtet, diese Untersu-
chungen zu dulden. Das Recht auf körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 
Satz 1 Grundgesetz) wird insoweit eingeschränkt. 

(3) [unverändert] 

(4) Diese Bestimmungen gelten auch für Schulen in freier Trägerschaft. (4) [unverändert] 

§ 55 a Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe § 55 a Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendhilfe 

(1) Die Schulen arbeiten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den Jugendämtern 
und den Trägern der freien Jugendhilfe zusammen, stimmen sich insbesondere 
bei schulbezogenen Jugendhilfemaßnahmen mit diesen ab und entwickeln hier-
für geeignete Kooperationsstrukturen. Näheres kann durch eine Vereinbarung 
zur Kooperation von Jugendhilfe und Schule zwischen den kommunalen Spit-
zenverbänden und dem Land geregelt werden. 

(1) [unverändert] 

(2) Werden in der Schule Anzeichen für Vernachlässigung, Misshandlung, sexu-
ellen Missbrauch oder eine sonstige ernsthafte Gefährdung des Wohls eines 
Schülers wahrgenommen, so hat die Schule dem nachzugehen. Zur Abschät-
zung des Gefährdungsrisikos bezieht die Schule den Schulpsychologischen 
Dienst oder andere erfahrene Fachkräfte ein. Die Eltern sind zu beteiligen, wenn 
dadurch der wirksame Schutz des Schülers nicht in Frage gestellt wird. Bei Vor-
liegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Gefährdung des Wohls eines Schülers 
informiert die Schule das Jugendamt. Die Schule unterstützt im Rahmen ihres 
Bildungs- und Erziehungsauftrags die vom Jugendamt oder anderen Stellen 
angebotenen Hilfen. 

(2) [unverändert] 
 

Zehnter Abschnitt 
Ergänzende Regelungen zum Schulbetrieb und Datenschutz 

Zehnter Abschnitt 
Ergänzende Regelungen zum Schulbetrieb und Datenschutz 
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§ 56 Veranstaltungen, Werbung, Sammlungen und Versammlungen in der 
Schule 

§ 56 Veranstaltungen, Werbung, Sammlungen und Versammlungen in der 
Schule 

(1) Veranstaltungen nicht zur Schule gehörender Personen, wie Vorträge, Licht-
bild- und Filmvorführungen in der Schule, bedürfen der Genehmigung des 
Schulleiters. Dies gilt auch für den von der Schule durchgeführten Besuch sol-
cher Veranstaltungen außerhalb der Schulanlage. Über Informationsbesuche 
nicht zur Schule gehörender Personen im Unterricht entscheidet der Schulleiter. 
Bild-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen in der Schule sind, soweit sie nicht 
zum Unterricht gehören, nur nach Zustimmung des Schulleiters zulässig. Die 
Zustimmung setzt voraus, 
1. bei Bild-, Film- und Fernsehaufnahmen in der Schulanlage das schriftliche 
Einverständnis des Schulträgers, 
2. für die Mitwirkung der Schüler das schriftliche Einverständnis der Eltern, die 
über das Vorhaben zu unterrichten sind. 
Satz 5 gilt nicht für Klassenfotos. Die Beteiligung von Lehrern und Schülern ist 
freiwillig. 

(1) [unverändert] 
 

(2) In den Schulen sind Sammlungen für außerschulische Zwecke und die Auf-
forderung der Schüler, sich an Sammlungen in der Öffentlichkeit zu beteiligen, 
unzulässig. Ausnahmen kann der Schulleiter im Einvernehmen mit der Schul-
konferenz genehmigen. Unterrichtszeit darf für Sammlungstätigkeiten nicht ver-
wendet werden. Spenden der Eltern für schulische Zwecke dürfen von Schullei-
ter und Lehrer nicht angeregt werden. Soweit solche Spenden durch die Eltern 
selbst oder von der Schulelternvertretung veranlasst werden, ist eine Einfluss-
nahme durch die Schule zu vermeiden. 

(2) [unverändert] 

(3) Kommerzielle Werbung und Werbung für politische Parteien und politische 
Gruppierungen ist in der Schule grundsätzlich nicht zulässig. Sponsoring in der 
Schule sowie kommerzielle Werbung in der Schülerzeitung und bei Schulveran-
staltungen, die nicht der Schulbesuchspflicht unterliegen, sind zulässig, soweit 
sie mit § 2 vereinbar sind. Schüler dürfen Abzeichen, Anstecknadeln, Plaketten, 
Aufkleber und Zeichen tragen, wenn dadurch nicht der Schulfriede, der geordne-
te Schulbetrieb, die Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages, das Recht 
der persönlichen Ehre und die Erziehung zur Toleranz gefährdet werden. Im 
Zweifelsfall entscheidet hierüber der Schulleiter. Der Betroffene kann die Be-
handlung in der Schulkonferenz verlangen. 

(3) [unverändert] 

(4) Druckschriften dürfen in der Schulanlage an die Schüler nur verteilt werden, (4) [unverändert] 
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wenn sie für Erziehung und Unterricht förderlich sind und keine kommerzielle 
oder parteipolitische Werbung enthalten; Absatz 3 Satz 1 bleibt unberührt. Über 
die Verteilung entscheidet der Schulleiter. Die Verteilung von Werbematerial 
anlässlich der Wahl der Schulelternvertretung ist unzulässig. Die Vorschriften 
über die Berufsberatung in den Schulen bleiben unberührt. Plakate, die sich an 
Schüler wenden, dürfen ausgehängt werden, wenn sie auf Veranstaltungen 
hinweisen oder sich auf Gegenstände beziehen, die für Erziehung und Unter-
richt förderlich sind. Die Genehmigung erteilt der Schulleiter. 

(5) Der Vertrieb von Gegenständen aller Art, Ankündigungen und Werbung, das 
Sammeln von Bestellungen sowie der Abschluss sonstiger Geschäfte sind in 
den Schulen vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4 untersagt. Neben dem Aufstellen 
von Getränke- und Speiseautomaten ist während der Pausen der Verkauf von 
einfachen Speisen und alkoholfreien Getränken erlaubt. Über Einzelheiten ent-
scheidet die Schulkonferenz; das Einvernehmen des Schulträgers ist herzustel-
len. Sammelbestellungen sind nur zulässig, wenn besondere schulische Gründe 
sie erfordern oder wenn sie einem besonderen pädagogischen Zweck dienen. 
 

(5) Der Vertrieb von Gegenständen aller Art, Ankündigungen und Werbung, das 
Sammeln von Bestellungen sowie der Abschluss sonstiger Geschäfte sind in 
den Schulen untersagt. Der Schulleiter kann Ausnahmen zulassen, wenn der 
Bildungs- und Erziehungsauftrag der Schule nach § 2 diesen nicht entge-
gensteht. Insbesondere das Aufstellen von Getränke- und Speiseautomaten 
sowie der Verkauf von einfachen Speisen und alkoholfreien Getränken wäh-
rend der Pausen sind erlaubt. Über Einzelheiten entscheidet die Schulkonfe-
renz; das Einvernehmen des Schulträgers ist herzustellen. Sammelbestellungen 
sind nur zulässig, wenn besondere schulische Gründe sie erfordern oder wenn 
sie einem besonderen pädagogischen Zweck dienen. 

§ 57 Datenschutz § 57 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der den Schulen, Schulträgern und Schulaufsichtsbehörden 
durch Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben sind das Verarbeiten und 
Nutzen personenbezogener Daten der Schüler, der Eltern sowie der Lehrer, der 
Erzieher und der Sonderpädagogischen Fachkräfte zulässig, soweit dies für den 
jeweils mit den Aufgaben verbundenen Zweck erforderlich ist. 

(1) Zur Erfüllung der den Schulen, Schulträgern und Schulaufsichtsbehörden 
durch Rechtsvorschriften zugewiesenen Aufgaben ist das Verarbeiten perso-
nenbezogener Daten der Schüler, der Eltern sowie der Lehrer, der Erzieher und 
der Sonderpädagogischen Fachkräfte zulässig, soweit dies für den jeweils mit 
den Aufgaben verbundenen Zweck erforderlich ist. 

(2) Die Schüler, die Eltern sowie die Lehrer, die Erzieher und die Sonderpäda-
gogischen Fachkräfte sind verpflichtet, die erforderlichen Angaben zu machen. 
Sie sind bei der Datenerhebung in geeigneter Weise auf diese Bestimmungen 
hinzuweisen. 

(2) Die Schüler, die Eltern sowie die Lehrer, die Erzieher und die Sonderpäda-
gogischen Fachkräfte sind verpflichtet, die erforderlichen Angaben zu machen.  

(3) Im Rahmen der Schulgesundheitspflege dürfen für die Durchführung der 
schulärztlichen Untersuchungen die erforderlichen personenbezogenen Daten 
erhoben, verarbeitet und genutzt werden. Der schulärztliche Dienst darf der 
Schule nur das Ergebnis der Pflichtuntersuchungen übermitteln, sofern keine 
rechtswirksame schriftliche Einwilligung des Betroffenen vorliegt. 

(3) Im Rahmen der Schulgesundheitspflege dürfen für die Durchführung der 
schulärztlichen Untersuchungen die erforderlichen personenbezogenen Daten 
verarbeitet werden. Der schulärztliche Dienst darf der Schule nur das Ergebnis 
der Pflichtuntersuchungen übermitteln, sofern keine rechtswirksame Einwilligung 
der betroffenen Person vorliegt. 
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(3a) Im Rahmen des Kinderschutzes nach § 55 a Abs. 2 darf bei Anzeichen von 
Vernachlässigung, Misshandlung, sexuellem Missbrauch oder einer sonstigen 
ernsthaften Gefährdung des Wohls eines Schülers das mit der Aufklärung be-
fasste Personal der Schule für eine Dokumentation die erforderlichen personen-
bezogenen Daten verarbeiten und nutzen. 

(4) Im Rahmen des Kinderschutzes nach § 55a Abs. 2 darf bei Anzeichen von 
Vernachlässigung, Misshandlung, sexuellem Missbrauch oder einer sonstigen 
ernsthaften Gefährdung des Wohls eines Schülers das mit der Aufklärung be-
fasste Personal der Schule für eine Dokumentation die erforderlichen personen-
bezogenen Daten verarbeiten. 
 

(4) Eine Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte ist nur zulässig: 
1. wenn es im rechtlichen Interesse eines Dritten unerlässlich ist; 
2. an die Gesundheitsämter zur Durchführung schulärztlicher Untersuchungen; 
3. soweit eine rechtswirksame Einwilligung des Betroffenen vorliegt; 
4. an die Fachkräfte und Jugendämter im Rahmen des Kinderschutzes nach § 
55 a Abs. 2. 
§ 31 Abs. 3 bleibt unberührt. 

[weggefallen] 

(5) Wissenschaftliche Forschungsvorhaben in Schulen bedürfen der Genehmi-
gung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums. Die Genehmigung 
kann erteilt werden, wenn das Vorhaben ein erhebliches wissenschaftliches 
Interesse im Hinblick auf den Bildungsauftrag der Schule erkennen lässt und 
sich die Belastung der Schule in einem zumutbaren Rahmen hält. Personenbe-
zogene Daten dürfen nur für ein bestimmtes Vorhaben verarbeitet oder genutzt 
werden, soweit die Betroffenen eingewilligt haben oder das öffentliche Interesse 
an der Durchführung des Vorhabens das Geheimhaltungsinteresse erheblich 
überwiegt und der Forschungszweck des Vorhabens auf eine andere Weise 
nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen Aufwand erreicht werden kann. 

(5) Erhebungen, insbesondere Umfragen und wissenschaftliche Untersu-
chungen in Schulen durch Personen oder Institutionen außerhalb der 
Schulverwaltung, bedürfen der Genehmigung. Für Erhebungen an Schulen 
in einem Schulamtsbereich erfolgt die Genehmigung durch das zuständige 
Schulamt. Für Erhebungen, die in mehr als einem Schulamtsbereich 
durchgeführt werden sollen, ist das für das Schulwesen zuständige Minis-
terium zuständig. Die Genehmigung kann erteilt werden, wenn das Vorhaben 
ein erhebliches wissenschaftliches Interesse im Hinblick auf den Bildungsauftrag 
der Schule erkennen lässt und sich die Belastung der Schule in einem zumutba-
ren Rahmen hält. Personenbezogene Daten dürfen nur für ein bestimmtes Vor-
haben verarbeitet werden, soweit die betroffenen Personen eingewilligt haben 
oder das öffentliche Interesse an der Durchführung des Vorhabens das Ge-
heimhaltungsinteresse erheblich überwiegt und der Forschungszweck des Vor-
habens auf eine andere Weise nicht oder nur mit einem unverhältnismäßigen 
Aufwand erreicht werden kann. 

(6) Für internationale, nationale und regionale Vergleichsuntersuchungen, die 
auf Veranlassung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums in Schulen 
durchgeführt werden, können geeignete und erforderliche Testverfahren einge-
setzt und insbesondere durch Befragung erforderliche Daten verarbeitet und 
genutzt werden. Die Absätze 2 und 5 Satz 3 gelten entsprechend. Für die inter-
nen und externen Evaluationen zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 
der Schulen sind die Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

(6) Für internationale, nationale und regionale Vergleichsuntersuchungen, die 
auf Veranlassung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums in Schulen 
durchgeführt werden, können geeignete und erforderliche Testverfahren einge-
setzt und insbesondere durch Befragung erforderliche Daten verarbeitet werden. 
Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. Für die internen und externen Evaluationen 
zur Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung der Schulen sind die Sätze 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. 
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(7) Die Veröffentlichung personenbezogener Daten der Schüler und Eltern in 
Form von Jubiläums- und Jahresberichten oder Klassenübersichten ist nur zu-
lässig, sofern der Veröffentlichung nicht widersprochen wurde. Auf das Recht 
jedes Betroffenen, der Aufnahme seiner Daten zu widersprechen, ist in geeigne-
ter Weise hinzuweisen. 

[weggefallen] 

(8) Umfragen ohne Auskunftspflicht können für schulorganisatorische Aufgaben 
durch den Schulleiter durchgeführt werden. 

(7) [unverändert] 

(9) Das Nähere über das Verarbeiten und Nutzen personenbezogener Daten 
insbesondere über 
1. die bei der Aufnahme in die Schule, beim Schulwechsel und bei vergleichba-
ren Anlässen zu erhebenden oder zu übermittelnden Daten, 
2. die Führung und den Inhalt von Schülerakten und von Klassen- und Kursbü-
chern sowie den Umfang personenbezogener Angaben nach Absatz 6, 
3. die zulässigen Verwendungszwecke beim Einsatz automatisierter Verfahren, 
4. die erforderlichen Datensicherungsmaßnahmen und Aufbewahrungsfristen 
sowie 
5. das Verarbeiten von personenbezogenen Daten der Schüler durch den Lehrer 
auf dessen privaten Datenverarbeitungsgeräten außerhalb der Schule 
wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt. 

(8) Das Nähere über das Verarbeiten personenbezogener Daten, insbesondere 
über 
1. die bei der Aufnahme in die Schule, beim Schulwechsel und bei vergleichba-
ren Anlässen zu erhebenden oder zu übermittelnden Daten, 
2. das Führen und den Inhalt von Schülerakten und von Klassen- und Kursbü-
chern sowie den Umfang personenbezogener Angaben nach Absatz 6, 
3. den Einsatz automatisierter Verfahren auf Abruf, 
4. die erforderlichen Datensicherungsmaßnahmen und Aufbewahrungsfristen 
sowie 
5. das Verarbeiten von personenbezogenen Daten der Schüler durch den Lehrer 
auf dessen privaten Datenverarbeitungsgeräten außerhalb der Schule 
wird durch Rechtsverordnung des für das Schulwesen zuständigen Ministeriums 
geregelt.  

(10) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist, gilt das Thüringer 
Datenschutzgesetz in seiner jeweils geltenden Fassung. 

(9) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist, gelten die Bestim-
mungen der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) 
(ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72) in Verbindung 
mit dem Thüringer Datenschutzgesetz. 

§ 58 Statistik § 58 Statistik 

(1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium kann für die staatlichen 
Schulen und für die Schulen in freier Trägerschaft das Erheben und Verarbeiten 
von schulbezogenen Daten zu statistischen Zwecken anordnen. Soweit für diese 
Zwecke das Verarbeiten personenbezogener Daten erforderlich ist, bedarf die 
Anordnung einer Rechtsverordnung, die über die Art der Erhebung, den Kreis 
der zu Befragenden, sonstige Auskunftsstellen, die durch Erhebungsmerkmale 

(1) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium kann für die staatlichen 
Schulen und für die Schulen in freier Trägerschaft das Verarbeiten von schulbe-
zogenen Daten zu statistischen Zwecken anordnen. Soweit für diese Zwecke 
das Verarbeiten personenbezogener Daten erforderlich ist, bedarf die Anord-
nung einer Rechtsverordnung, die über die Art der Erhebung, den Kreis der zu 
Befragenden, sonstige Auskunftsstellen, die durch Erhebungsmerkmale zu er-
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zu erfassenden Sachverhalte, die Hilfsmerkmale, den Berichtszeitraum, den 
Berichtszeitpunkt, die Häufigkeit der Erhebung (Periodizität) sowie über Art und 
Umfang einer Auskunftspflicht die näheren Bestimmungen trifft. 

fassenden Sachverhalte, die Hilfsmerkmale, den Berichtszeitraum, den Be-
richtszeitpunkt, die Häufigkeit der Erhebung (Periodizität) sowie über Art und 
Umfang einer Auskunftspflicht die näheren Bestimmungen trifft. 

(2) Die Schüler, die Eltern, die Schulleiter, die Lehrer, die Sonderpädagogischen 
Fachkräfte, das Verwaltungs- und Hilfspersonal der Schulen sowie die Schul-
aufsichtsbehörden, die Schulträger der staatlichen Schulen und der Schulen in 
freier Trägerschaft sind auf Anordnung zur Auskunft verpflichtet. 
 

(2) Die Schüler, die an Externenprüfungen Teilnehmenden, die Eltern, die 
Schulleiter, die Lehrer, die Sonderpädagogischen Fachkräfte,  die Erzieher, 
sonstiges unterstützendes Personal an Schulen, die Schulaufsichtsbehörden 
sowie die Schulträger der staatlichen Schulen und der Schulen in freier Träger-
schaft sind auf Anordnung zur wahrheitsgemäßen, vollständigen und fristge-
rechten Auskunft verpflichtet. 
 

(3) Das statistische Erheben, Verarbeiten und Nutzen von Daten wird von der 
Statistikstelle durchgeführt, die das für das Schulwesen zuständige Ministerium 
eingerichtet hat. 

(3) Das statistische Verarbeiten von Daten wird von der Statistikstelle durchge-
führt, die das für das Schulwesen zuständige Ministerium eingerichtet hat. 

(4) Die Bestimmungen des Thüringer Statistikgesetzes bleiben unberührt. (4) [unverändert] 

Elfter Abschnitt 
Ordnungswidrigkeiten und Schlussbestimmungen 

Elfter Abschnitt 
Ordnungswidrigkeiten und Schlussbestimmungen 

§ 59 Ordnungswidrigkeiten § 59 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne berechtigten Grund 
1. vorsätzlich oder fahrlässig die ihm nach § 23 Abs. 2, auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 60 Nr. 3, obliegende Anmeldung eines Schul-
pflichtigen zum Besuch der Grundschule, der Regelschule, der Berufsschule 
oder der Förderschule unterlässt, 
2. als Elternteil oder mit der Erziehung und Pflege Beauftragter, als Ausbilden-
der oder als Arbeitgeber vorsätzlich seiner Verpflichtung aus § 23 Abs. 3 und 4 
nicht nachkommt, 
3. als Schulpflichtiger am Unterricht oder an den übrigen als verbindlich erklär-
ten schulischen Veranstaltungen beharrlich nicht teilnimmt (§ 23 Abs. 1), 
4. der Verpflichtung nach § 55 Abs. 3 zuwiderhandelt, auch in Verbindung mit 
einer Rechtsverordnung nach § 55 Abs. 3. 

(1) [unverändert] 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu eintausendfünfhun-
dert Euro geahndet werden. Zuständige Verwaltungsbehörden im Sinne des § 
36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Landräte als 

(2) [unverändert] 
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untere staatliche Verwaltungsbehörden und die kreisfreien Städte im übertrage-
nen Wirkungskreis. 

§ 60 Verordnungen § 60 Verordnungen 

Das für das Schulwesen zuständige Ministerium erlässt Rechtsverordnungen, 
die erforderlich sind, um: 
1. die Voraussetzungen sowie das Verfahren für die Aufnahme in eine Schule, 
den Schulwechsel, die Übergänge der Schüler von einer Schulart zur anderen, 
die Oberstufe des Gymnasiums, die Einstufung und Umstufung in die Bildungs-
gänge sowie die Begabtenförderung zu regeln, 
2. die Notengebung, Leistungsnachweise, das Vorgehen bei Täuschungen und 
Täuschungsversuchen, die Versetzungen und Wiederholungen, das Übersprin-
gen einer Klassenstufe, die Entlassung und den Ausschluss aus der Schule, die 
Abschlüsse und die Abschlussprüfungen, die Ausbildungsdauer in der Berufs-
schule, die Voraussetzungen und die Durchführung von Externenprüfungen 
sowie die Zeugnisse zu regeln, 
3. Ausnahmen von der Schulpflicht, insbesondere Verkürzungen und Verlänge-
rungen sowie die Beurlaubung vom Unterricht und sonstigen schulischen Ver-
anstaltungen zu regeln, 
4. die Unterrichtsorganisation sowie einen geordneten Schulbetrieb einschließ-
lich einer Ferienordnung zu gewährleisten, 
5. (aufgehoben) 
6. Lehrern, Erziehern und Sonderpädagogischen Fachkräften, die im Schul-
dienst stehen, die Möglichkeit zu geben, sich nachzuqualifizieren und sich wei-
terzubilden, 
7. die Genehmigung und Zulassung von Lehr- und Lernmitteln sowie die Stun-
dentafeln, Umfang und Art der Bereitstellung der Lernmittel, das Verfahren so-
wie die Maßnahmen bei nicht bestimmungsgemäßem Gebrauch oder unberech-
tigter Zurückbehaltung des Lernmittels zu regeln, 
8. die Mitwirkungsrechte der Eltern, Schüler und Lehrer näher festzulegen und 
die notwendigen Wahlen durchzuführen, 
9. die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Schulkonferenz festzulegen, 
10. die Aufgabe und das Beschlussverfahren des Landesschulbeirates festzule-
gen, 
11. die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Lehrer-, Fach- und Klassen-
konferenz zu regeln, 
12. die Arbeit der Beratungslehrer, des Schulpsychologischen Dienstes und der 
sonstigen schulischen Beratungsstellen zu regeln, 

Das für das Schulwesen zuständige Ministerium erlässt Rechtsverordnungen, 
die erforderlich sind, um: 
1. die Voraussetzungen sowie das Verfahren für die Aufnahme in eine Schule, 
den Schulwechsel, die Übergänge der Schüler von einer Schulart zur anderen, 
die Oberstufe des Gymnasiums, die Einstufung und Umstufung in die Bildungs-
gänge sowie die Begabtenförderung zu regeln, 
2. die Notengebung, Leistungsnachweise, das Vorgehen bei Täuschungen und 
Täuschungsversuchen, die Versetzungen und Wiederholungen, das Übersprin-
gen einer Klassenstufe, die Entlassung und den Ausschluss aus der Schule, die 
Abschlüsse und die Abschlussprüfungen, die Ausbildungsdauer in der Berufs-
schule, die Voraussetzungen und die Durchführung von Externenprüfungen 
sowie die Zeugnisse zu regeln, 
3. Ausnahmen von der Schulpflicht, insbesondere Verkürzungen und Verlänge-
rungen sowie die Beurlaubung vom Unterricht und sonstigen schulischen Ver-
anstaltungen zu regeln, 
4. die Unterrichtsorganisation sowie einen geordneten Schulbetrieb einschließ-
lich einer Ferienordnung zu gewährleisten, 
5. (aufgehoben) 
6. Lehrern, Erziehern und Sonderpädagogischen Fachkräften, die im Schul-
dienst stehen, die Möglichkeit zu geben, sich nachzuqualifizieren und sich wei-
terzubilden, 
7. die Genehmigung und Zulassung von Lehr- und Lernmitteln sowie die Stun-
dentafeln, Umfang und Art der Bereitstellung der Lernmittel, das Verfahren so-
wie die Maßnahmen bei nicht bestimmungsgemäßem Gebrauch oder unberech-
tigter Zurückbehaltung des Lernmittels zu regeln, 
8. die Mitwirkungsrechte der Eltern, Schüler und Lehrer näher festzulegen und 
die notwendigen Wahlen durchzuführen, 
9. die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Schulkonferenz festzulegen, 
10. die Aufgabe und das Beschlussverfahren des Landesschulbeirates festzule-
gen, 
11. die Aufgaben und das Beschlussverfahren der Lehrer-, Fach- und Klassen-
konferenz zu regeln, 
12. die Arbeit der Beratungslehrer, des Schulpsychologischen Dienstes und der 
sonstigen schulischen Beratungsstellen zu regeln, 
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13. die Vermittlung der Hochschulreife oder Fachhochschulreife durch außer-
halb des Hochschulbereichs erworbene Abschlüsse zu regeln, 
14. (aufgehoben) 
15. im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium die 
schulhygienischen Mindestanforderungen zu regeln, 
16. die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere 
bei der Aufnahme in die Schule, beim Schulwechsel und bei vergleichbaren 
Anlässen, die Übermittlung der Daten, die Führung und den Inhalt von Schüler-
akten und Klassen- und Kursbüchern sowie den Umfang personenbezogener 
Angaben in sonstigen Veröffentlichungen zu regeln, 
17. die Art der Erhebung, den Kreis der zu Befragenden, sonstige Auskunftsstel-
len, die durch Erhebungsmerkmale zu erfassenden Sachverhalte, die Hilfs-
merkmale, den Berichtszeitraum, den Berichtszeitpunkt, die Häufigkeit der Er-
hebung (Periodizität) sowie Art und Umfang einer Auskunftspflicht bei der Erhe-
bung und Verarbeitung von schulbezogenen Daten zu statistischen Zwecken zu 
regeln, 
18. staatliche Prüfungen für die Tätigkeit als Dolmetscher und Übersetzer 
durchzuführen und die Anerkennung von staatlichen Dolmetscher- und Überset-
zerprüfungen zu regeln, 
19. die Aufgaben und die Organisation des Instituts für Lehrerbildung, Lehrplan-
entwicklung und Medien zu regeln. 
Der Erlass der Rechtsverordnungen zu den Nummern 1, 2, 5, 6, 7, 8, 9, 13, 16, 
17 und 19 erfolgt im Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Land-
tagsausschuss. 

13. die Vermittlung der Hochschulreife oder Fachhochschulreife durch außer-
halb des Hochschulbereichs erworbene Abschlüsse zu regeln, 
14. (aufgehoben) 
15. im Einvernehmen mit dem für Gesundheit zuständigen Ministerium die 
schulhygienischen Mindestanforderungen zu regeln, 
16. die Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere bei der Aufnah-
me in die Schule, beim Schulwechsel und bei vergleichbaren Anlässen, die 
Übermittlung der Daten, die Führung und den Inhalt von Schülerakten und Klas-
sen- und Kursbüchern sowie den Umfang personenbezogener Angaben in sons-
tigen Veröffentlichungen zu regeln, 
17. die Art der Erhebung, den Kreis der zu Befragenden, sonstige Auskunftsstel-
len, die durch Erhebungsmerkmale zu erfassenden Sachverhalte, die Hilfs-
merkmale, den Berichtszeitraum, den Berichtszeitpunkt, die Häufigkeit der Er-
hebung (Periodizität) sowie Art und Umfang einer Auskunftspflicht bei der Ver-
arbeitung von schulbezogenen Daten zu statistischen Zwecken zu regeln, 
18. staatliche Prüfungen für die Tätigkeit als Dolmetscher und Übersetzer 
durchzuführen und die Anerkennung von staatlichen Dolmetscher- und Überset-
zerprüfungen zu regeln, 
19. die Aufgaben und die Organisation des Instituts für Lehrerbildung, Lehrplan-
entwicklung und Medien zu regeln. 
Der Erlass der Rechtsverordnungen zu den Nummern 1, 2, 5, 6, 7, 8, 9, 13, 16, 
17 und 19 erfolgt im Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Land-
tagsausschuss. 

§ 60 a Fachschulen des für Landwirtschaft zuständigen Ministeriums § 60 a Fachschulen des für Landwirtschaft zuständigen Ministeriums 

Im Bereich der Agrarwirtschaft und Hauswirtschaft werden Fachschulen in Trä-
gerschaft des Landes geführt. Oberste Schulaufsichtsbehörde ist das für Land-
wirtschaft zuständige Ministerium. Für diese Fachschulen gelten § 8 Abs. 8, die 
§§ 12, 13 Abs. 6, die §§ 28, 33, 35, 37, 38, 41 Abs. 2 und 4, die §§ 43, 44, 45, 
48, 57 und 60 entsprechend. Abweichend von § 8 Abs. 8 ist die Aufnahme in die 
Fachschulen auch mit dem Hauptschulabschluss möglich; diese Schüler können 
einen dem Realschulabschluss gleichwertigen Abschluss erwerben. Die Ausbil-
dung dauert mindestens ein Jahr. Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium 
erlässt die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen im Einvernehmen mit dem für 
das Schulwesen zuständigen Ministerium; Gleiches gilt für das Erstellen von 
Stundentafeln und Lehrplänen. 

Im Bereich der Agrarwirtschaft und Hauswirtschaft werden Fachschulen in Trä-
gerschaft des Landes geführt. Oberste Schulaufsichtsbehörde ist das für Land-
wirtschaft zuständige Ministerium. Für diese Fachschulen gelten § 8 Abs. 8, die 
§§ 12, 13 Abs. 9, die §§ 28, 33, 37, 38, 43, 44, 45, 48, 57 und 60 entsprechend. 
Abweichend von § 8 Abs. 8 ist die Aufnahme in die Fachschulen auch mit dem 
Hauptschulabschluss möglich; diese Schüler können einen dem Realschulab-
schluss gleichwertigen Abschluss erwerben. Die Ausbildung dauert mindestens 
ein Jahr. Das für Landwirtschaft zuständige Ministerium erlässt die Ausbildungs- 
und Prüfungsordnungen im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zustän-
digen Ministerium; Gleiches gilt für das Erstellen von Stundentafeln und Lehr-
plänen. 
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§ 61 Gleichstellungsbestimmung § 61 Gleichstellungsbestimmung 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten jeweils in männli-
cher und weiblicher Form. 

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten für alle Ge-
schlechter. 

§ 61 a Übergangsbestimmung § 62 Übergangsbestimmungen 

(1) Für Schüler, die sich mit dem Schuljahr 2008/2009 bereits in der Qualifikati-
onsphase der gymnasialen Oberstufe befinden, wird der Unterricht weiter in 
Grund- und Leistungsfächern durchgeführt. 

[weggefallen] 

(2) Abweichend von § 20 Abs. 2 Satz 2 kann ein Schüler bis zum Ende des 
Schuljahrs 2012/2013 nach neun Schulbesuchsjahren auch ohne Hauptschul-
abschluss das zehnte Schulbesuchsjahr durch den Besuch der Fachklasse der 
Berufsschule erfüllen, wenn er ein Berufsausbildungsverhältnis nach dem Be-
rufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung nachweist. 

[weggefallen] 

(3) Bei Errichtung einer Gemeinschaftsschule gelten für Schüler, die sich bereits 
in der Klassenstufe 6 und in höheren Klassenstufen einer durch Schulartände-
rung entstandenen Gemeinschaftsschule befinden, die Regelungen der jeweili-
gen Schulart fort, aus der sich die Gemeinschaftsschule entwickelt hat. Ent-
scheiden sich an einer durch Schulartänderung entstandenen Gemeinschafts-
schule zum Schuljahresbeginn die Eltern aller Schüler einer Klassenstufe dafür, 
in der Schulart Gemeinschaftsschule weiter zu lernen, wird auch diese Klassen-
stufe als Gemeinschaftsschule geführt; dies ist nur durchgehend aufsteigend 
von Klassenstufe 6 möglich. Für die Schüler, die im Jahr der Schulartänderung 
in den Klassenstufen 9 und 10 lernen, ist der Besuch der gymnasialen Oberstufe 
nur mit dem Erwerb des Realschulabschlusses in Klassenstufe 10 möglich. 

[weggefallen] 
 

(4) Den Schülern der doppelt qualifizierenden Bildungsgänge am beruflichen 
Gymnasium ist die Beendigung der spätestens im Schuljahr 2010/2011 begon-
nenen Bildungsgänge zu ermöglichen. 

[weggefallen] 

 (1) Für Schüler, die im Bildungsgang zur Lernförderung mit den Klassen-
stufen 3 bis 9 oder 10 lernen, gelten die entsprechenden Regelungen des 
Thüringer Förderschulgesetzes vom 30. April 2003 (GVBl 2003, 233) zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Januar 2013 (GVBl. S. 22, 
23) einschließlich der auf Grundlage dieser Regelungen erlassenen 
Rechtsverordnung bis zum Verlassen des Bildungsganges fort. 
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 (2) Für Schüler, die im Bildungsgang zur individuellen Lebensbewältigung 
lernen und das 21. Lebensjahr bereits vollendet haben, gilt § 6 Abs. 3 Satz 
2 und 3 des Thüringer Förderschulgesetzes vom 30. April 2003 (GVBl 2003, 
233) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Januar 2013 
(GVBl. S. 22, 23) fort. 

 (3) Die schulvorbereitenden Einrichtungen nehmen ab dem Schuljahr 
2019/20 keine Kinder mehr auf. Für Kinder, die sich noch in einer schul-
vorbereitenden Einrichtung befinden, gilt § 9 Thüringer Förderschulgesetz 
vom 30. April 2003 (GVBl. S. 233), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 31. Januar 2013 (GVBl. S. 22, 23), fort. 

§ 62 In-Kraft-Treten § 63 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) (In-Kraft-Treten) (1) [unverändert] 

(2) (Außer-Kraft-Treten) (2) [unverändert] 

(3) Dieses Gesetz gilt auch für die Ausbildung in den Fachberufen des Gesund-
heits- und Sozialwesens. 

(3) [unverändert] 

 (4) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 1. das Thüringer Förder-
schulgesetz in der Fassung vom 30 April 2003 (GVBl. S. 233), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Januar 2013 (GVBl. S. 22, 23) 
sowie  
2. die Thüringer Verordnung über die Nachqualifizierung zur Sonderpäda-
gogischen Fachkraft an Förderschulen vom 3. Februar 2004 (GVBl. S. 205),  
zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. Juni 2014 (GVBl. S. 419),  
außer Kraft. 

 


